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Gerhard Rünstler 

Erholung der Konjunktur im III. Quartal 2009 
Die internationale Wirtschaftslage verbesserte sich im III. Quartal 2009 weiter: Erstmals seit einem Jahr ex-
pandierten der Welthandel und die Wirtschaft der Industrieländer. Die Frühindikatoren deuten auf ein An-
halten des Aufschwungs hin. Dennoch wird die Konjunktur noch auf längere Sicht fragil bleiben. In Öster-
reich wuchs das BIP gegenüber dem Vorquartal saison- und arbeitstägig bereinigt um 0,9%.  

Der Konjunkturbericht entsteht jeweils in Zusammenarbeit aller Mitarbeiter des WIFO. • Wissenschaftliche Assistenz: Christine Kaufmann, Martha Steiner 
• Abgeschlossen am 13. November 2009. • E-Mail-Adresse Gerhard.Ruenstler@wifo.ac.at 

Gemäß der Schnellschätzung des WIFO zur vierteljährlichen VGR wuchs das BIP in 
Österreich im III. Quartal saison- und arbeitstägig bereinigt gegenüber dem Vorquar-
tal um 0,9%. Damit verzeichnete Österreich erstmals seit dem II. Quartal 2008 wieder 
ein Wachstum der Wirtschaftsleistung. Allerdings lag das BIP noch um 2,4% unter 
dem Vorjahreswert (II. Quartal 5,3%). 

Dies spiegelt hauptsächlich die beginnende Erholung der internationalen Konjunktur 
im Verlauf des III. Quartals wider. Der Welthandel und die Wirtschaftsaktivität in den 
Industrieländern nahmen im III. Quartal 2009 im Vorquartalsvergleich erstmals seit 
dem Einbruch gegen Ende 2008 wieder zu. In den USA stieg das BIP um 0,9% 
(II. Quartal 0,2%), im Euro-Raum um 0,4% (II. Quartal 0,2%). Deutschland (III. Quartal 
+0,7%) und die benachbarten Länder mit Zulieferindustrie verzeichneten ein über-
durchschnittliches Wachstum.  

Laut Konjunkturumfragen dürfte die Aufwärtstendenz auch im IV. Quartal anhalten. 
Die Produktionserwartungen der Unternehmen und die Auftragseingänge verbesser-
ten sich in den USA und im Euro-Raum in den letzten Monaten stetig. Auch für Öster-
reich zeigt der WIFO-Konjunkturtest vom Oktober eine zunehmende Aufhellung der 
Produktionserwartungen verbunden mit einer  bislang mäßigen Steigerung der Auf-
tragsbestände. 

Ermöglicht wurde die Erholung durch massive fiskalische Impulse in den westlichen 
Industrieländern und in China. Prämien für Neuwagenkäufe, staatliche Transfers und 
Infrastrukturinvestitionen stützten die Nachfrage, während die Subventionierung von 
Kurzarbeit in einigen europäischen Ländern die Auswirkungen des Abschwungs auf 
den Arbeitsmarkt abfederte.  

Allerdings dürfen die Schwierigkeiten nicht übersehen werden, die mittelfristig einem 
nachhaltigen Aufschwung nach wie vor entgegenstehen: Welthandel und Produkti-
on liegen deutlich unter dem Niveau vor Ausbruch der Krise. Hohe Arbeitslosenquo-
ten und die Verschuldung der privaten Haushalte in den USA und einigen anderen 
Ländern dämpfen den privaten Konsum. Mit dem Auslaufen der Verschrottungs-
prämien und anderer Fiskalmaßnahmen in Europa und den USA wird daher für An-
fang 2010 mit einer etwas schwächeren Wachstumsdynamik gerechnet. 

Die hohe Wachstumsrate der österreichischen Wirtschaft im III. Quartal gleicht den 
im Vergleich zum Euro-Raum überdurchschnittlichen Rückgang im II. Quartal aus. Sie 
entstand zum einen aus dem Anstieg der Sachgüterproduktion um saisonbereinigt 
4,0% gegenüber dem Vorquartal (II. Quartal 0,9%). Die österreichische Wirtschaft 
reagierte leicht verzögert auf die Aufhellung der Konjunktur in Europa; im III. Quartal 
expandierten nun die Güterexporte saisonbereinigt gegenüber dem Vorquartal um 
2,1% (II. Quartal 3,2%). Auch der Lageraufbau dürfte die Produktion angekurbelt 
haben. Zum anderen stiegen die Bauinvestitionen (+1,3%), gefördert durch ver-
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schiedene staatliche Maßnahmen. Der private Konsum nahm im III. Quartal neuer-
lich um 0,1% zu (II. Quartal +0,1%). Er entwickelte sich trotz des Einbruchs im Jahres-
verlauf stetig und profitiert heuer von der niedrigen Inflationsrate und der Steuerre-
form. 

Auf dem österreichischen Arbeitsmarkt zeigen sich erste Anzeichen einer Stabilisie-
rung. In saisonbereinigter Rechnung blieb die Beschäftigung zwei Monate in Folge 
unverändert. Allerdings stieg die Zahl der Arbeitslosen weiter, während jene der of-
fenen Stellen rückläufig war. Die saisonbereinigte Arbeitslosenquote lag im Oktober 
(nach österreichischer Definition) unverändert bei 7,5%, um 1,4 Prozentpunkte über 
dem Wert des Vorjahres. Insgesamt bleibt die Lage gespannt, denn sollte sich die 
Wirtschaft schwächer entwickeln als derzeit erwartet, drohen weitere Entlassungen. 

  

Übersicht 1: WIFO-Schnellschätzung zur vierteljährlichen Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung 
 2008 2009 
 II. Quartal III. Quartal IV. Quartal I. Quartal II. Quartal III. Quartal 
 Saison- und arbeitstagsbereinigt, Veränderung gegen das Vorquartal 

in %, real 
Verwendung des Bruttoinlandsproduktes      
Konsumausgaben       

Private Haushalte1)  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,1 
Staat  + 2,6  – 0,8  + 1,6  – 1,6  + 0,2  + 1,2 

Bruttoinvestitionen  + 1,3  – 3,8  – 6,9  – 6,2  – 1,7  + 1,8 
Bruttoanlageinvestitionen  + 0,7  – 1,7  – 2,8  – 2,5  + 0,1  + 1,3 

Exporte  – 1,3  – 3,9  – 5,6  – 5,7  – 2,8  + 1,4 
Importe  – 0,1  – 3,1  – 4,1  – 5,6  – 2,3  + 0,9 
Bruttoinlandsprodukt  + 0,5  – 0,7  – 1,1  – 2,6  – 0,5  + 0,9 
       
Bruttoinlandsprodukt nach Wirtschaftsbereichen      
Land- und Forstwirtschaft  – 0,0  – 1,8  – 0,5  + 0,5  – 2,0  + 2,8 
Produzierender Bereich2)  + 1,0  – 1,9  – 4,1  – 5,1  – 1,8  + 2,3 

Sachgütererzeugung  + 1,0  – 2,2  – 4,9  – 7,4  – 0,9  + 4,0 
Bauwesen  + 0,7  – 2,7  – 0,7  – 1,4  – 0,6  + 2,0 
Handel, Gastgewerbe und Verkehr  + 0,4  – 2,0  – 1,0  – 2,6  – 0,9  + 0,1 
Vermögens- und Unternehmens-
dienstleistungen3)  + 0,8  + 0,0  – 0,5  – 1,7  – 0,3  + 0,2 
Sonstige Dienstleistungen4)  + 0,5  + 0,4  + 0,7  + 0,4  + 0,5  + 0,5 
Gütersteuern  + 0,5  – 0,9  – 0,8  – 1,3  + 0,9  + 0,1 
Gütersubventionen  + 1,8  + 0,3  – 1,1  – 2,6  – 1,6  – 0,7 
       
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
       
Bruttoinlandsprodukt, real  + 3,0  + 2,3  – 0,3  – 5,2  – 5,3  – 2,4 

Q: WIFO.  1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.  2) Bergbau, Sachgütererzeu-
gung, Energie- und Wasserversorgung.  3) Kreditinstitute und Versicherungen, Grundstücks- und Woh-
nungswesen.  4) Öffentliche Verwaltung, Landesverteidigung, Sozialversicherung, private Dienstleistun-
gen. 
  

Die Entwicklung der Inflationsrate war in den Industrieländern zuletzt durch die hohe 
Volatilität der Rohölpreise bestimmt. Der Index der Verbraucherpreise ohne Energie 
und Nahrungsmittel ist daher derzeit ein besserer Indikator für die mittelfristige Inflati-
onsentwicklung; auf dieser Basis lag die Teuerungsrate in den USA und im Euro-Raum 
im September bei 1,5% bzw. 1,2%. In Österreich betrug die Inflationsrate laut VPI ins-
gesamt im September 0,1%, ohne Energie und unbearbeitete Nahrungsmittel 1,3%. 

 

Die internationale Wirtschaftslage verbesserte sich im III. Quartal deutlich. Massive 
Fiskalpakete in den USA, in China und  in etwas geringerem Ausmaß  in den euro-
päischen Ländern belebten die Nachfrage und leiteten die Rückkehr zu einem 
Wachstum des BIP ein. Nach ersten Schätzungen expandierte der Welthandel im 
III. Quartal, nach dem Rückgang seit dem IV. Quartal 2008, gegenüber dem Vor-
quartal um etwa 5%. Das Welthandelsvolumen lag damit aber immer noch um na-
hezu 20% unter dem Höchstwert im April 2008 (laut Centraal Planbureau, Niederlan-
de). Mit der Stabilisierung der Nachfrage werden nunmehr auch die Lager wieder 
aufgestockt. Nach dem Einbruch gegen Ende 2008 hatten die Unternehmen hohe 
Lagerbestände, welche in der ersten Jahreshälfte 2009 abgebaut wurden. 

Internationale Kon-
junkturerholung hat 
eingesetzt 
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In den USA stieg die reale Wirtschaftsleistung im III. Quartal 2009 saisonbereinigt ge-
genüber dem Vorquartal um 0,9% (II. Quartal 0,2%), nachdem sie vier Quartale in 
Folge geschrumpft war. Die Erholung wurde hauptsächlich vom privaten Konsum 
getragen, der nach wie vor sehr von den fiskalischen Maßnahmen profitiert. Insbe-
sondere hatte im III. Quartal die Einführung einer staatlichen Prämie für Neuwagen-
käufe einen Anstieg des Konsums dauerhafter Güter gegenüber dem Vorquartal um 
5,2% zur Folge. Auch die privaten Anlageinvestitionen stabilisierten sich im III. Quartal 
nach dem scharfen Rückgang im 1. Halbjahr. Für 2009 wird ein Staatsdefizit von 11% 
bis 12% des BIP erwartet. 

In Südostasien profitieren die Volkswirtschaften vom massiven Fiskalpaket in China. 
Die Industrieproduktion dürfte in China und in Ländern mit engen Handelsbeziehun-
gen zu China (Korea, Australien) schon fast wieder das Niveau vor Ausbruch der Kri-
se erreicht haben. Eine Ausnahme ist hier Japan, das aufgrund der Struktur seiner 
Exporte unter den großen Industrieländern am stärksten von der Krise getroffen wur-
de.  

Auch im Euro-Raum wuchs die Wirtschaft im III. Quartal wieder (+0,4%, II. Quartal 
0,2%). Das BIP lag damit um 4,1% unter dem Vorjahreswert. Innerhalb des Euro-
Raums verlief die Entwicklung recht heterogen. Exportorientierte Volkswirtschaften, 
insbesondere Deutschland (II. Quartal +0,4%, III. Quartal +0,7%) und die benachbar-
ten Länder mit Zulieferindustrie (Tschechien, Slowakei) verzeichneten hohe Wachs-
tumsraten, während die Wirtschaft in Ländern mit Verschuldungsproblemen (Spani-
en, Ungarn) noch schrumpfte. In Großbritannien sank das BIP gegenüber dem Vor-
quartal um 0,4%. 

Gemäß den Unternehmensumfragen sind die Erwartungen für das IV. Quartal 
durchaus optimistisch. So zeigen die OECD-Frühindikatoren für die USA und den Eu-
ro-Raum eine weitere Expansion der Industrie an. Auch der US Purchasing Manager 
Index stieg im Oktober neuerlich und lag mit 55,7% deutlich über der 50%-Marke, 
welche Expansion anzeigt (September 52,6%).  

Ebenso geben die Umfragen der Europäischen Kommission eine Verbesserung der 
Unternehmensstimmung im Euro-Raum wieder. Produktionserwartungen, Auftragsbe-
stände und Beurteilung der Lagerbestände verbessern sich seit März stetig. Im Ge-
gensatz zu den USA liegen die Werte allerdings noch deutlich unter dem langfristi-
gen Durchschnitt.  

Das Konsumentenvertrauen hellt sich im Euro-Raum stetig auf, stagniert aber in den 
USA seit Juni 2009. Diese Entwicklung dürfte die Unterschiede in der Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt widerspiegeln.  

Zuletzt verlangsamte sich der Anstieg der Arbeitslosigkeit. Im September lag die sai-
sonbereinigte Arbeitslosenquote in den USA bei 9,8%, im Euro-Raum bei 9,7%. Im Eu-
ro-Raum erhöhte sich die Arbeitslosenquote weniger, als der Rückgang der Produk-
tion hätte erwarten lassen. In einigen Ländern (Deutschland, Italien) spielte dabei 
die staatliche Subvention von Kurzarbeit eine wichtige Rolle. Dementsprechend 
verbessert sich das Konsumentenvertrauen seit April stetig.  

Der Rückgang der Rohstoffpreise im Vorjahresvergleich dämpft weltweit die Inflati-
onsrate. Im III. Quartal lag der HWWI-Index der Weltmarktrohstoffpreise ohne Energie 
auf Euro-Basis um 19% unter dem Vorjahreswert. Der Index hat aber seit März 2009 
wieder steigende Tendenz.  

Aufgrund des starken Rückgangs der Rohölpreise im Vorjahresvergleich lag die Infla-
tionsrate laut VPI in der OECD im September bei 0,4% und war damit bereits seit vier 
Monaten negativ (USA 1,3%, Euro-Raum 0,3%). Seit Jahresbeginn verteuerte sich 
Rohöl allerdings wieder deutlich, sodass sich der negative Beitrag der Energiepreise 
zur Inflationsrate gegen Jahresende umkehren wird.  

Die Inflationsrate laut VPI ohne Energie und Nahrungsmittel ist derzeit wohl ein besse-
rer Indikator für die gesamtwirtschaftlichen Inflationstendenzen. Im September lag 
diese Rate in der OECD bei 1,5% (USA 1,5%, Euro-Raum 1,2%). Sie ist damit seit dem 
Höchstwert von 2,4% im September 2008 mäßig rückläufig. 

Im III. Quartal 2009 verzeich-
neten die Industrieländer 

erstmals seit einem Jahr wie-
der ein Wachstum. Die Früh-

indikatoren zeigen weiter 
aufwärts. Dennoch bestehen 

noch Risken für den Auf-
schwung. 
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Abbildung 1: Internationale Konjunktur 

Saisonbereinigt, 2000 = 100, gleitende Dreimonatsdurchschnitte 

 Entwicklung in den 
Leading indicators letzten 12 Monaten 

 

 
 Sept 

 
 Sept 

USA 

 

 
 Sept 

 
 Okt 

Euro-Raum 

 

 
 Aug 

 
 Okt 

Deutschland 

 

 
 Aug 

 
 Okt 

Q: Europäische Kommission, Deutsche Bundesbank, ISM (Institute for Supply ManagementTM), ifo (Institut 
für Wirtschaftsforschung), OECD. 
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Gemäß der aktuellen WIFO-Schnellschätzung wuchs die österreichische Wirtschaft 
im III. Quartal um Saison- und Arbeitstagseffekte bereinigt real um 0,9%, nach 0,5% 
im II. Quartal. Damit lag das BIP im III. Quartal um 2,4% unter dem Vorjahreswert. Die 
österreichische Wirtschaft reagierte leicht verzögert auf die Aufhellung der europäi-
schen Konjunktur. Die Wertschöpfung der Sachgütererzeugung erhöhte sich im 
III. Quartal saisonbereinigt gegenüber dem Vorquartal um 4,0% (II. Quartal 0,9%). Im 
Einklang mit der internationalen Entwicklung stabilisierte sich die Lage im Exportsek-
tor im III. Quartal weitgehend. Die Güterexporte wuchsen saisonbereinigt gegenüber 
dem Vorquartal um 2,1% (II. Quartal 3,2%), die Importe von Gütern stiegen um 1,3% 
(II. Quartal 2,3%). Damit nahmen Sachgütererzeugung und Außenhandel erstmals 
seit dem 1. Halbjahr 2008 wieder zu. Auch der Lageraufbau dürfte die Produktion 
angekurbelt haben. 

Durch verschiedene staatliche Maßnahmen gefördert wuchsen die Bauinvestitionen 
im III. Quartal saisonbereinigt gegenüber dem Vorquartal um 1,3% (II. Quartal +0,3%). 
Die Wertschöpfung der Bauwirtschaft zog im III. Quartal mit +2,0% kräftig an (II. Quar-
tal 0,6%). In den Dienstleistungsbereichen Handel, Beherbergungswesen und Ver-
kehr blieb sie dagegen mit +0,1% stabil (II. Quartal 0,9%). Die Ausrüstungsinvestitio-
nen stagnierten dagegen mit 0,0% (II. Quartal 1,8%). Sie dürften auch in den nächs-
ten Monaten durch hohe Kapazitätsüberhänge und schwierige Finanzierungsbedin-
gungen beeinträchtigt sein.  

Der private Konsum nahm im III. Quartal gegenüber dem Vorquartal saison- und 
arbeitstagsbereinigt um 0,1% zu (II. Quartal +0,1%). Er entwickelte sich im Jahresver-
lauf stetig und profitiert heuer von den relativ hohen Lohnabschlüssen des Vorjahres 
und von der Steuerreform. Die Nettoumsätze des Einzelhandels (ohne Kfz) blieben 
weiterhin stabil. In den ersten sieben Monaten 2009 lagen sie preisbereinigt gering-
fügig über dem Niveau des Vorjahres. 

 

Wie die Erhebungen für den Euro-Raum zeigt der WIFO-Konjunkturtest im Oktober 
eine weitere Entspannung der Lage an. Vor allem fielen die Produktionserwartungen 
der Unternehmen neuerlich günstiger aus. Die Zahl der Unternehmen, die eine Ver-
besserung der Geschäftslage in den kommenden sechs Monaten erwarten, ist mitt-
lerweile etwa gleich groß wie die der Unternehmen, die mit einer Verschlechterung 
rechnen.   

Die Beurteilung der aktuellen Auftragsbestände hellte sich etwas auf, blieb aber auf 
eher niedrigem Niveau. Nach wie vor bezeichnen 50% der Unternehmen ihre Auf-
tragsbestände als "nicht ausreichend", in der Kfz-Industrie berichten noch 75% der 
Unternehmen über Auftragsmangel. Die durchschnittliche Kapazitätsauslastung er-
höhte sich im Oktober gegenüber Juli um 2 Prozentpunkte auf 75%. 

Auch die unternehmensnahen Dienstleister schätzen ihre Geschäftslage für die 
nächsten sechs Monate günstiger ein. Im Hoch- und im Tiefbau verbesserte sich die 
Beurteilung der Bautätigkeit. Nur der Tiefbau verzeichnet auch höhere Auftragsbe-
stände; dies dürfte auf die Ausweitung der öffentlichen Investitionen zurückzuführen 
sein.  

 

Laut vorläufigen Berechnungen gingen die Tourismusumsätze im Zeitraum Mai bis 
September 2009 gegenüber dem Rekordniveau des Vorjahres (9,02 Mrd. €) um 1,7% 
zurück. Die Zahl der Übernachtungen war von Mai bis September 2009 mit 1,2% et-
was schwächer rückläufig. Dabei sank die Nachfrage aus dem Ausland um insge-
samt 2,4%, während die Nächtigungen inländischer Reisender das Vorjahresniveau 
um 1,5% überstiegen. 

In den ersten fünf Monaten der Sommersaison 2009 verzeichneten nur das Burgen-
land und Vorarlberg eine leichte Umsatzsteigerung. Unterdurchschnittlich waren die 
Einbußen in der Steiermark, in Oberösterreich und Tirol. In Kärnten entwickelten sich 
die Umsätze etwa wie im Österreich-Durchschnitt. Ein überdurchschnittlicher Umsatz-
rückgang ergab sich in Salzburg, Niederösterreich und Wien. Für den weiteren Jah-
resverlauf ist wegen der Auswirkungen der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise mit wei-
teren Nachfrageeinbußen zu rechnen.  

Österreichische 
Wirtschaft wächst im 

III. Quartal kräftig 

Das BIP wuchs in Österreich 
im III. Quartal 2009 gegen-

über der Vorperiode um 
0,9%. Diese hohe Rate spie-
gelt den Aufwärtstrend der 

europäischen Wirtschaft wi-
der, dürfte aber zum Teil 

auch auf Sonderfaktoren 
zurückzuführen sein.  

Industrie und Dienst-
leistungssektor im 

Oktober optimistischer 

Sommertourismus 
unter dem Vor-

jahresniveau 

Der Tourismus wurde auch im 
Sommer vom Rückgang der 

internationalen Konsum-
nachfrage beeinträchtigt.  
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Abbildung 2: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests 

Salden aus positiven und negativen Meldungen in % der befragten Unternehmen, 
saisonbereinigt 

Produktionserwartungen in der Industrie 

 

Auftragsbestand in Industrie und  Bauhauptgewerbe 

 
 

Q: Europäische Kommission, WIFO-Konjunkturtest. 

 

Der Arbeitsmarkt reagiert üblicherweise mit einer Verzögerung von einigen Monaten 
auf den Konjunkturverlauf. Die Zahlen für Oktober deuten allerdings bereits auf eine 
gewisse Stabilisierung hin: Die saisonbereinigte Zahl der unselbständig aktiv Beschäf-
tigten blieb gegenüber dem Vormonat zum zweiten Mal in Folge unverändert, die 
Arbeitslosigkeit stieg im Oktober gegenüber dem Vormonat um nur 0,7% (September 
+1,2%). Die aktive Beschäftigung lag damit um 1,7% (55.700) unter dem Vorjahres-
wert (September 1,8%). Insgesamt waren 245.500 Arbeitslose vorgemerkt, um 42.700 
(21,1%) mehr als im Vorjahr. Auch die saisonbereinigte Arbeitslosenquote lag nach 
österreichischer Berechnungsmethode im Oktober unverändert bei 7,5%, um 1,4 Pro-
zentpunkte über dem Wert des Vorjahres).  

Das Angebot an offenen Stellen war im Oktober weiter rückläufig (saisonbereinigt 
1,7% gegenüber dem Vormonat). Allerdings schwächte sich der Rückgang in den 
letzten Monaten etwas ab  im Durchschnitt des II. Quartals hatte er noch 2,8% pro 
Monat betragen. Das Stellenangebot lag damit im Oktober um 20,6% unter dem 
Vorjahreswert. 

Der WIFO-Konjunkturtest zeigte im Oktober eine deutliche Aufwärtstendenz der Be-
schäftigungserwartungen in der Industrie. Die geringe Kapazitätsauslastung der Un-
ternehmen bildet dennoch weiterhin ein Risiko für die Beschäftigung. Bislang 
schrumpfte die Beschäftigung weniger, als angesichts des Produktionseinbruchs zu 
erwarten gewesen wäre. Offenbar hielten viele Unternehmen ihre Belegschaft vor-
erst, teilweise finanziert durch die Kurzarbeitsprogramme. Sollte sich die Konjunktur in 
den nächsten Quartalen schwächer als erwartet entwickeln, so besteht die Gefahr 
eines weiteren Anstiegs der Arbeitslosenquote.  
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Die saisonbereinigte Zahl der 
unselbständig aktiv Beschäf-
tigen blieb in den letzten 
zwei Monaten unverändert. 
Das Stellenangebot ist aber 
noch rückläufig.  
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Abbildung 3: Wirtschaftspolitische Eckdaten 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1), in 1.000, saisonbereinigt 

 

Entwicklung in den 
letzten 12 Monaten 

 
 Okt 

 

Arbeitslosenquote, in % der unselbständigen Erwerbspersonen, saisonbereinigt 

 

 

 
 Okt 

 

Inflationsrate, in % 
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Q: Arbeitsmarktservice Österreich, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, OeNB, 
Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Unselbständig Beschäftigte ohne Bezug von Karenz- bzw. Kin-
derbetreuungsgeld, ohne Präsenzdienst, ohne Schulungsteilnahmen von Arbeitslosen mit Beihilfen zur De-
ckung des Lebensunterhalts. 
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Methodische Hinweise und Kurzglossar 

Periodenvergleiche 
Zeitreihenvergleiche gegenüber der Vorperiode, z. B. dem Vorquartal, werden um jahreszeitlich bedingte Effekte 
bereinigt. Dies schließt auch die Effekte ein, die durch eine unterschiedliche Zahl von Arbeitstagen in der Periode 
ausgelöst werden (etwa Ostern). Im Text wird von "saison- und arbeitstägig bereinigten Veränderungen" gespro-
chen. 
Die Formulierung "veränderte sich gegenüber dem Vorjahr . . ." beschreibt hingegen eine relative Veränderung 
gegenüber der gleichen Periode des Vorjahres und bezieht sich auf unbereinigte Zeitreihen. 
Die Analyse der saison- und arbeitstägig bereinigten Entwicklung liefert genauere Informationen über den aktuel-
len Konjunkturverlauf und zeigt Wendepunkte früher an. Die Daten unterliegen allerdings zusätzlichen Revisionen, 
da die Saisonbereinigung auf statistischen Methoden beruht.  

Reale und nominelle Größen 
Die ausgewiesenen Werte sind grundsätzlich real, also um Preiseffekte bereinigt, zu verstehen. Werden Werte nomi-
nell ausgewiesen (z. B. Außenhandelsstatistik), so wird dies eigens angeführt. 

Inflation, VPI und HVPI 
Die Inflationsrate misst die Veränderung der Konsumentenpreise gegenüber dem Vorjahr. Der Verbraucherpreisin-
dex (VPI) ist ein Maßstab für die nationale Inflation. Der Harmonisierte Verbraucherpreisindex (HVPI) ist die Grundla-
ge für die vergleichbare Messung der Inflation in der EU und für die Bewertung der Preisstabilität innerhalb der Euro-
Zone (http://www.statistik.at/). 

WIFO-Konjunkturtest und WIFO-Investitionstest 
Der WIFO-Konjunkturtest ist eine monatliche Befragung von rund 1.100 österreichischen Unternehmen zur Einschät-
zung ihrer aktuellen und künftigen wirtschaftlichen Lage. Der WIFO-Investitionstest ist eine halbjährliche Befragung 
von Unternehmen zu ihrer Investitionstätigkeit (http://www.itkt.at/). Die Indikatoren sind Salden zwischen dem Anteil 
der positiven und jenem der negativen Meldungen an der Gesamtzahl der befragten Unternehmen. 

Arbeitslosenquote 
Österreichische Definition: Anteil der zur Arbeitsvermittlung registrierten Personen am Arbeitskräfteangebot der Un-
selbständigen. Das Arbeitskräfteangebot ist die Summe aus Arbeitslosenbestand und unselbständig Beschäftigten 
(gemessen in Standardbeschäftigungsverhältnissen). Datenbasis: Registrierungen bei AMS und Hauptverband der 
österreichischen Sozialversicherungsträger. 
Definition gemäß ILO und Eurostat: Als arbeitslos gelten Personen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen Ar-
beitsplatz suchen. Als erwerbstätig zählt, wer in der Referenzwoche mindestens 1 Stunde selbständig oder unselb-
ständig gearbeitet hat. Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, und Lehrlinge zählen zu den Erwerbstätigen, 
nicht hingegen Präsenz- und Zivildiener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen an allen Erwerbsperso-
nen (Arbeitslose plus Erwerbstätige). Datenbasis: Umfragedaten von privaten Haushalten (Mikrozensus). 

Begriffe im Zusammenhang mit der österreichischen Definition der Arbeitslosenquote 
Personen in Schulungen: Personen, die sich zum Stichtag in AMS-Schulungsmaßnahmen befinden. Für die Berech-
nung der Arbeitslosenquote wird ihre Zahl weder im Nenner noch im Zähler berücksichtigt. 
Unselbständig aktiv Beschäftigte: Zu den "unselbständig Beschäftigten" zählen Personen, die Kinderbetreuungsgeld 
beziehen, sowie Präsenz- und Zivildiener mit aufrechtem Beschäftigungsverhältnis. Zieht man deren Zahl ab, so er-
hält man die Zahl der "unselbständig aktiv Beschäftigten". 

 

Im September betrug die Inflationsrate (laut Verbraucherpreisindex) 0,1%. Die har-
monisierte Inflationsrate (HVPI) war mit 0,0% etwas geringer. Sie lag etwas über dem 
Durchschnitt des Euro-Raums (0,3%). 

Diese ausgesprochen niedrigen Werte sind ausschließlich auf die Entwicklung der 
Rohölpreise zurückzuführen und werden voraussichtlich nur kurz anhalten. Nach ei-
nem Höchstwert von etwa 140 $ je Barrel im Juli 2008 sanken die Notierungen der 
Sorte Brent bis Dezember 2008 auf 40 $ und zogen danach wieder auf derzeit knapp 
80 $ an. Der Preisindex der Ausgabengruppe "Verkehr" lag deshalb im September 
noch um 4,6% unter dem Vorjahreswert. Gegen Jahresende dürften die Energieprei-
se die Inflationsrate aber wieder anheben. 

Die Inflationsrate laut VPI ohne Energie und unbearbeitete Nahrungsmittel betrug im 
September 1,3% und war damit um 0,6 Prozentpunkte niedriger als im Mai.  

Nachdem die Großhandelspreise wegen der Nachfrageschwäche im Jahr 2008 
stark gesunken sind, beginnen sie sich zu erholen. Im Oktober lag der Großhandels-

Preisauftrieb bleibt 
mäßig 

Aufgrund des Rückgangs der 
Treibstoffpreise im Vorjahres-
vergleich ist die Inflationsrate 
ausgesprochen niedrig. Oh-
ne Energie und unbearbeite-
te Nahrungsmittel lag sie im 
September bei 1,3%. 
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preisindex um 6,2% unter dem Vorjahreswert  im Juli hatte der Rückgang noch 
11,5% betragen. 

 

Economic Recovery in Third Quarter 2009  Summary 

Global economic conditions improved further in the third quarter of 2009: World trade and economic activity in the 
industrialised countries expanded for the first time in twelve months. Leading indicators point to a continuation of 
the upturn. The global economy will nevertheless remain fragile for quite some time. In Austria, GDP grew at a sea-
sonally and working day adjusted rate of 0.9 percent quarter-on-quarter. 

Seasonally and working day adjusted GDP increased by 0.9 percent in Austria during the third quarter, compared 
with the previous quarter, according to WIFO's quarterly national accounts flash estimate. Hence Austria for the first 
time since the second quarter of 2008 again recorded an increase in economic output. GDP was still 2.4 percent 
lower than a year earlier (second quarter 5.3 percent), though.   
This mainly reflects the beginning recovery of the global economy observed in the course of the third quarter. 
World trade and economic activity in the industrialised countries for the first time since the collapse towards the 
end of 2008 grew again quarter-on-quarter in the third quarter of 2009. GDP increased by 0.9 percent in the USA 
(second quarter 0.2 percent), and by 0.4 percent in the euro area (second quarter –0.2 percent). Germany (third 
quarter +0.7 percent) and neighbouring countries with a supplying industry recorded above-trend growth.   
According to business surveys, the upward trend is likely to continue also in the fourth quarter. Firms' production ex-
pectations and new orders have improved steadily in the USA and the euro area in recent months. WIFO's October 
business cycle survey shows that production expectations have brightened increasingly also in Austria, while order 
book levels have to date risen moderately.  
The global recovery was made possible by massive fiscal stimulus in Western industrialised countries and China. 
Premiums for new car purchases, state transfers and infrastructure investments shored up demand, while subsidising 
short-time working in some European countries mitigated the effects of the downturn on the labour market.  
However, one must not overlook the difficulties still standing in the way of a lasting upturn in the medium term: 
world trade and production levels are substantially lower than prior to the onset of the crisis. High unemployment 
rates and household indebtedness in the USA and a few other countries are dampening private consumption. 
Hence the growth momentum is expected to weaken somewhat at the beginning of 2010 as the car-scrapping 
premium and other fiscal measures in Europe and the USA expire.  
The high rate of growth of the Austrian economy during the third quarter offsets the above-trend decline com-
pared with the euro area observed in the second quarter. It was partly the result of manufacturing output growing 
at a seasonally adjusted rate of 4.0 percent quarter-on-quarter (second quarter 0.9 percent). The Austrian econ-
omy reacted with a slight lag to the favourable economic developments in Europe; in the third quarter, goods ex-
ports expanded at a seasonally adjusted quarter-on-quarter rate of 2.1 percent (second quarter 3.2 percent). The 
inventory build-up may also have boosted production. Another factor was the increase in construction investment 
(+1.3 percent) supported by various government measures. Private consumption rose again by 0.1 percent in the 
third quarter (second quarter +0.1 percent). It developed steadily in the course of the year in spite of the slump, 
and this year benefits from the low inflation rate and the tax reform.  
The Austrian labour market shows first signs of stabilising. In seasonally adjusted terms, employment remained un-
changed for two successive months. The number of unemployed persons rose further, however, while that of job 
vacancies fell. The seasonally adjusted unemployment rate (according to the Austrian definition) stood un-
changed at 7.5 percent in October, an increase by 1.4 percentage points from a year earlier. Overall, the situation 
remains tight, as further layoffs may take place should economic growth be weaker than currently expected.  
Inflation rate developments in the industrialised countries have lately been determined by the high volatility of 
crude oil prices. Therefore, the consumer price index excluding food and energy is currently a better indicator of 
medium-term inflation trends; on this basis, the inflation rate in the USA and the euro area was 1.5 and 1.2 percent, 
respectively, in September. In Austria, headline CPI inflation was 0.1 percent in September; excluding energy and 
unprocessed food, inflation stood at 1.3 percent. 
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Kennzahlen zur Wirtschaftslage 
Der Tabellensatz "Kennzahlen zur Wirtschaftslage" bietet monatlich einen Überblick über die wichtigsten 
Indikatoren zur Entwicklung der österreichischen und internationalen Wirtschaft. Die Daten werden 
unmittelbar vor Redaktionsschluss aus der Volkswirtschaftlichen Datenbank des WIFO abgefragt. Täglich 
aktuelle Informationen enthalten die "WIFO-Wirtschaftsdaten" auf der WIFO-Website (http://www.wifo.ac. 
at/cgi-bin/tabellen/tabhome.cgi). 

Internationale Konjunkturindikatoren 
Übersicht 1: Standardisierte Arbeitslosenquote 
Übersicht 2: Verbraucherpreise 
Übersicht 3: Saisonbereinigte Konjunkturindikatoren für die EU 
Übersicht 4: Dreimonatszinssatz 
Übersicht 5: Sekundärmarktrendite 
Wechselkurse 
Übersicht 6: Referenzkurse der wichtigsten Währungen zum Euro 
Weltmarkt-Rohstoffpreise 
Übersicht 7: HWWI-Index 
Kennzahlen für Österreich 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 
Übersicht 8: Bruttowertschöpfung und Verwendung des 

Bruttoinlandsproduktes 
Übersicht 9: Einkommen und Produktivität 
Zahlungsbilanz 
Übersicht 10: Leistungsbilanz 
Übersicht 11: Kapitalbilanz 
Tourismus 
Übersicht 12: Übernachtungen 
Übersicht 13: Zahlungsströme im internationalen Tourismus 
Übersicht 14: Hauptergebnisse des Tourismus-Satellitenkontos (TSA) 
Übersicht 15: Die volkswirtschaftliche Bedeutung von Tourismus und 

Freizeitwirtschaft 
Außenhandel 
Übersicht 16: Warenexporte 
Übersicht 17: Warenimporte 
Zinssätze 
Übersicht 18: Kurz- und langfristige Zinssätze 
Landwirtschaft 
Übersicht 19: Landwirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 
Übersicht 20: Markt- und Preisentwicklung 
Herstellung von Waren 
Übersicht 21: Produktion, Beschäftigung und Auftragslage 
Übersicht 22: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests 

Bauwirtschaft 
Übersicht 23: Produktion 
Übersicht 24: Preise und Arbeitsmarkt 
Binnenhandel 
Übersicht 25: Umsätze und Beschäftigung 
Verkehr 
Übersicht 26: Güter- und Personenverkehr 
Bankenstatistik 
Übersicht 27: Einlagen und Kredite 
Arbeitsmarkt 
Übersicht 28: Saisonbereinigte Arbeitsmarktindikatoren 
Übersicht 29: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen 
Übersicht 30: Arbeitslosenquote und Stellenandrang 
Preise und Löhne 
Übersicht 31: Verbraucherpreise und Großhandelspreise 
Übersicht 32: Tariflöhne 
Übersicht 33: Effektivverdienste 
Staatshaushalt 
Übersicht 34: Staatsquoten 
Soziale Sicherheit 
Übersicht 35: Pensionen nach Pensionsversicherungsträgern 
Übersicht 36: Pensionen nach Pensionsarten 
Übersicht 37: Durchschnittsalter bei Neuzuerkennung von Pensionen 
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Internationale Konjunkturindikatoren 
Übersicht 1: Standardisierte Arbeitslosenquote 

 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber 
 In % der Erwerbspersonen, saisonbereinigt 

              
OECD insgesamt   6,2   5,7   6,1   6,7   7,6   8,3   8,5   8,1   8,4   8,5   8,4   8,6   8,6 

USA   4,6   4,6   5,8   6,9   8,1   9,3   9,6   8,9   9,4   9,5   9,4   9,7   9,8 
Japan   4,1   3,9   4,0   4,0   4,4   5,2   5,5   5,0   5,2   5,4   5,7   5,5   5,3 
Kanada   6,3   6,0   6,2   6,4   7,6   8,3   8,6   8,0   8,4   8,6   8,6   8,7   8,4 
EU   8,2   7,1   7,0   7,4   8,2   8,8   9,1   8,7   8,8   8,9   9,0   9,1   9,2 

Euro-Raum   8,3   7,5   7,6   8,0   8,8   9,3   9,6   9,2   9,3   9,4   9,5   9,6   9,7 
Deutschland   9,8   8,4   7,3   7,1   7,3   7,6   7,6   7,6   7,6   7,7   7,6   7,6   7,6 
Frankreich   9,3   8,3   7,9   8,3   8,9   9,4   9,8   9,2   9,4   9,5   9,7   9,8   10,0 
Italien   6,8   6,1   6,8   6,9   7,4   7,4   .   7,4   7,4   7,4   .   .   . 
Spanien   8,5   8,3   11,4   14,0   16,4   17,9   18,9   17,6   17,9   18,2   18,5   18,8   19,3 
Niederlande   3,9   3,2   2,8   2,7   2,9   3,2   3,5   3,1   3,2   3,3   3,4   3,5   3,6 
Belgien   8,3   7,5   7,0   7,0   7,7   7,8   7,9   7,8   7,7   7,8   7,8   7,9   7,9 
Österreich   4,8   4,4   3,8   4,1   4,4   4,8   4,7   4,7   4,8   4,8   4,7   4,7   4,8 
Portugal   7,8   8,1   7,8   8,0   8,8   9,2   9,2   9,1   9,2   9,2   9,2   9,1   9,2 
Finnland   7,7   6,9   6,4   6,7   7,4   8,2   8,5   8,0   8,2   8,4   8,5   8,5   8,6 
Griechenland   8,9   8,3   7,7   7,9   8,8   9,2   .   9,2   9,2   9,2   .   .   . 
Irland   4,5   4,6   6,0   7,7   10,2   12,0   12,6   11,7   12,2   12,2   12,3   12,5   13,0 
Luxemburg   4,6   4,2   4,9   5,3   5,8   6,3   6,5   6,1   6,3   6,4   6,5   6,5   6,6 

Großbritannien   5,4   5,3   5,6   6,3   7,0   7,7   .   7,5   7,7   7,8   7,8   .   . 
Schweden   7,0   6,1   6,2   6,7   7,4   8,1   8,6   7,9   8,1   8,3   8,4   8,6   8,7 
Dänemark   3,9   3,8   3,4   3,8   4,8   5,9   6,1   5,7   5,9   6,1   6,0   6,0   6,4 

Schweiz1)   4,0   3,6   3,5   3,6   3,9   4,1   .   .   .   .   .   .   . 
Norwegen   3,4   2,5   2,5   2,8   3,1   3,1   .   3,1   3,1   3,0   3,1   3,2   . 
Polen   13,8   9,6   7,2   6,9   7,7   8,0   8,1   8,0   8,0   8,0   8,0   8,1   8,2 
Ungarn   7,4   7,4   7,8   8,1   9,2   9,7   9,6   9,7   9,7   9,6   9,5   9,6   9,7 
Tschechien   7,1   5,3   4,4   4,5   5,5   6,3   6,9   6,1   6,3   6,5   6,7   6,9   7,0 
Slowakei   13,4   11,2   9,6   9,1   10,1   10,9   11,7   10,7   10,9   11,2   11,5   11,7   12,0 

Q: Eurostat, OECD.  1) Nationale Definition. • E-Mail-Adresse: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 



KENNZAHLEN ZUR WIRTSCHAFTSLAGE   
 

 MONATSBERICHTE 11/2009 817 

Übersicht 2: Verbraucherpreise 
 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Verbraucherpreisindex              
OECD insgesamt  + 2,6  + 2,5  + 3,7  + 2,5  + 1,1  + 0,2  – 0,4  + 0,6  + 0,1  – 0,2  – 0,5  – 0,3  – 0,4 

USA  + 3,2  + 2,9  + 3,8  + 1,6  – 0,0  – 1,1  – 1,6  – 0,7  – 1,3  – 1,4  – 2,0  – 1,5  – 1,3 
Japan  + 0,2  + 0,1  + 1,4  + 1,0  – 0,1  – 1,0  – 2,2  – 0,1  – 1,1  – 1,8  – 2,2  – 2,2  – 2,2 
Kanada  + 2,0  + 2,1  + 2,4  + 1,9  + 1,2  + 0,1  – 0,9  + 0,3  + 0,1  – 0,3  – 1,0  – 0,8  – 0,9 

Harmonisierter VPI              
EU  + 2,3  + 2,4  + 3,7  + 2,9  + 1,6  + 0,9  + 0,4  + 1,3  + 0,8  + 0,6  + 0,2  + 0,6  + 0,3 

Euro-Raum  + 2,2  + 2,1  + 3,3  + 2,3  + 1,0  + 0,2  – 0,4  + 0,7  + 0,0  – 0,2  – 0,6  – 0,2  – 0,4 
Deutschland  + 1,8  + 2,3  + 2,8  + 1,7  + 0,8  + 0,2  – 0,4  + 0,8  + 0,0  + 0,0  – 0,7  – 0,1  – 0,5 
Frankreich  + 1,9  + 1,6  + 3,2  + 2,0  + 0,7  – 0,2  – 0,5  + 0,1  – 0,3  – 0,6  – 0,8  – 0,2  – 0,4 
Italien  + 2,2  + 2,0  + 3,5  + 2,9  + 1,4  + 0,9  + 0,1  + 1,2  + 0,8  + 0,6  – 0,1  + 0,1  + 0,4 
Spanien  + 3,6  + 2,8  + 4,1  + 2,5  + 0,5  – 0,7  – 1,0  – 0,2  – 0,9  – 1,0  – 1,4  – 0,8  – 1,0 
Niederlande  + 1,7  + 1,6  + 2,2  + 2,0  + 1,8  + 1,6  – 0,1  + 1,8  + 1,5  + 1,4  – 0,1  – 0,1  – 0,0 
Belgien  + 2,3  + 1,8  + 4,5  + 3,6  + 1,6  – 0,2  – 1,2  + 0,7  – 0,2  – 1,0  – 1,7  – 0,7  – 1,0 
Österreich  + 1,7  + 2,2  + 3,2  + 2,2  + 1,0  + 0,1  – 0,1  + 0,5  + 0,1  – 0,3  – 0,4  + 0,2  – 0,0 
Portugal  + 3,0  + 2,4  + 2,7  + 1,6  – 0,1  – 1,1  – 1,5  – 0,6  – 1,2  – 1,6  – 1,4  – 1,2  – 1,8 
Finnland  + 1,3  + 1,6  + 3,9  + 3,8  + 2,4  + 1,7  + 1,2  + 2,1  + 1,5  + 1,6  + 1,2  + 1,3  + 1,1 
Griechenland  + 3,3  + 3,0  + 4,2  + 3,1  + 1,8  + 0,8  + 0,8  + 1,1  + 0,7  + 0,7  + 0,7  + 1,0  + 0,7 
Irland  + 2,7  + 2,9  + 3,1  + 2,1  + 0,2  – 1,6  – 2,6  – 0,7  – 1,7  – 2,2  – 2,6  – 2,4  – 3,0 
Luxemburg  + 3,0  + 2,7  + 4,1  + 2,2  + 0,2  – 0,7  – 0,7  – 0,3  – 0,9  – 1,0  – 1,5  – 0,2  – 0,4 

Großbritannien  + 2,3  + 2,3  + 3,6  + 3,9  + 3,0  + 2,1  + 1,5  + 2,3  + 2,2  + 1,8  + 1,7  + 1,5  + 1,1 
Schweden  + 1,5  + 1,7  + 3,3  + 2,7  + 2,1  + 1,7  + 1,7  + 1,8  + 1,7  + 1,6  + 1,8  + 1,9  + 1,4 
Dänemark  + 1,8  + 1,7  + 3,6  + 3,0  + 1,7  + 1,1  + 0,6  + 1,1  + 1,1  + 0,9  + 0,7  + 0,7  + 0,5 
Schweiz1)  + 1,0  + 0,8  + 2,3  + 1,4  – 0,3  – 1,0  – 1,1  – 0,6  – 1,1  – 1,2  – 1,4  – 1,0  – 1,1 
Norwegen  + 2,5  + 0,7  + 3,4  + 3,6  + 2,7  + 3,1  + 1,8  + 2,9  + 2,9  + 3,5  + 2,2  + 1,8  + 1,4 
Polen1)  + 1,3  + 2,6  + 4,2  + 3,6  + 3,6  + 4,3  + 4,3  + 4,3  + 4,2  + 4,2  + 4,5  + 4,3  + 4,0 
Ungarn1)  + 4,0  + 7,9  + 6,0  + 4,2  + 2,7  + 3,6  + 4,9  + 3,2  + 3,8  + 3,7  + 4,9  + 5,0  + 4,8 
Tschechien1)  + 2,1  + 3,0  + 6,3  + 4,4  + 1,5  + 1,0  – 0,1  + 1,3  + 0,9  + 0,8  – 0,1  + 0,0  – 0,3 
Slowakei1)  + 4,3  + 1,9  + 3,9  + 3,9  + 2,3  + 1,1  + 0,4  + 1,4  + 1,1  + 0,7  + 0,6  + 0,5  + 0,0 

Q: Statistik Austria, OECD.  1) Nationale Definition. • E-Mail-Adresse: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
Übersicht 3: Saisonbereinigte Konjunkturindikatoren für die Sachgütererzeugung in der EU 

 2006 2007 2008 2009 
 III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. 
 Salden aus positiven und negativen Meldungen, in % der befragten Unternehmen               

Auftragsbestände  + 0  + 1  + 2  + 7  + 4  + 1  – 1  – 6  – 13  – 27  – 48  – 59  – 61 
Exportauftragsbestände  + 0  + 0  + 1  + 5  + 2  + 0  – 1  – 3  – 10  – 25  – 46  – 59  – 62 
Fertigwarenlager  + 5  + 5  + 6  + 5  + 5  + 7  + 7  + 8  + 11  + 16  + 21  + 22  + 16 
Produktionserwartungen  + 14  + 15  + 15  + 16  + 15  + 13  + 13  + 8  + 1  – 14  – 31  – 27  – 13 
Verkaufspreiserwartungen  + 10  + 12  + 13  + 12  + 13  + 12  + 15  + 14  + 23  + 8  – 10  – 12  – 11 
Q: Europäische Kommission (DG-ECFIN). • E-Mail-Adresse: Eva.Jungbauer@wifo.ac.at 
Übersicht 4: Dreimonatszinssatz 

 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 In %               
USA   5,2   5,3   3,0   2,8   1,1   0,6   0,3   0,6   0,4   0,3   0,3   0,3   . 
Japan   0,2   0,7   0,7   0,8   0,6   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,2   . 
Kanada   4,2   4,6   3,3   2,8   1,3   0,7   0,4   0,6   0,6   0,4   0,4   0,4   0,4               
Euro-Raum   3,1   4,3   4,6   4,2   2,0   1,3   0,9   1,3   1,2   1,0   0,9   0,8   0,7               
Großbritannien   4,8   6,0   5,5   4,6   2,1   1,3   0,8   1,3   1,2   1,0   0,8   0,6   0,6 
Schweden   2,3   3,6   3,9   2,9   0,9   0,4   0,2   0,5   0,4   0,2   0,2   0,2   0,2 
Dänemark   3,1   4,3   4,9   5,1   3,1   1,8   1,3   1,8   1,5   1,4   1,3   1,1   1,0 
Schweiz   1,6   2,6   2,5   1,5   0,5   0,4   0,3   0,4   0,4   0,4   0,3   0,3   0,3 
Norwegen   3,1   5,0   6,2   5,9   3,5   2,5   1,9   2,4   2,1   1,9   1,9   1,9   2,0 
Polen   4,2   4,8   6,3   6,4   4,5   4,5   4,2   4,6   4,4   4,2   4,2   4,2   4,2 
Ungarn   7,0   7,9   8,9   10,5   9,7   10,5   9,3   11,3   10,6   10,0   9,0   8,8   . 
Tschechien   2,3   3,1   4,0   4,1   2,7   2,3   2,0   2,3   2,2   2,1   1,9   1,9   1,9 
Q: OECD. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
Übersicht 5: Sekundärmarktrendite 

 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 In %               
USA   4,9   4,8   4,3   3,7   3,5   4,2   4,3   4,2   4,5   4,4   4,4   4,2   4,2 
Japan   1,7   1,7   1,5   1,4   1,3   1,4   1,4   1,4   1,5   1,4   1,4   1,3   1,3 
Kanada   4,2   4,3   3,6   3,4   2,9   3,2   3,4   3,2   3,5   3,4   3,5   3,4   3,4 
Euro-Raum   3,9   4,3   4,4   4,2   4,2   4,2   3,9   4,1   4,3   4,1   3,9   3,9   3,8 

Deutschland   3,8   4,2   4,0   3,5   3,1   3,4   3,3   3,4   3,5   3,4   3,3   3,3   3,2 
Frankreich   3,8   4,3   4,2   3,8   3,6   3,8   3,6   3,8   3,9   3,7   3,5   3,6   3,5 
Italien   4,0   4,5   4,6   4,6   4,4   4,4   4,1   4,3   4,5   4,3   4,1   4,1   4,0 
Spanien   3,8   4,3   4,3   4,2   4,0   4,1   3,9   4,1   4,2   4,0   3,8   3,8   3,8 
Niederlande   3,8   4,3   4,2   3,9   3,7   3,9   3,7   3,8   4,0   3,8   3,6   3,6   3,5 
Belgien   3,8   4,3   4,4   4,2   4,1   4,0   3,8   4,0   4,1   3,9   3,8   3,7   3,7 
Österreich   3,8   4,3   4,3   4,0   4,0   4,0   3,6   3,9   4,1   3,8   3,5   3,5   3,4 
Portugal   3,9   4,4   4,5   4,3   4,4   4,4   4,0   4,3   4,5   4,2   3,9   3,9   3,8 
Finnland   3,7   4,3   4,2   3,9   3,7   3,9   3,7   3,9   4,0   3,8   3,6   3,6   3,5 
Irland   3,7   4,2   4,4   4,4   5,3   5,3   4,9   5,2   5,5   5,2   4,8   4,8   4,7 
Luxemburg   3,9   4,6   4,6   4,4   4,3   4,6   4,2   4,6   4,7   4,5   4,2   3,9   . 
Griechenland   4,1   4,5   4,8   5,0   5,6   5,3   4,7   5,2   5,3   4,9   4,5   4,6   4,6 

Großbritannien   4,5   5,0   4,5   4,0   3,5   3,6   3,8   3,6   3,8   3,8   3,7   3,8   3,6 
Schweden   3,7   4,2   3,9   3,1   2,8   3,4   3,4   3,5   3,6   3,4   3,4   3,4   3,2 
Dänemark   3,8   4,3   4,3   4,0   3,6   3,8   3,7   3,8   4,0   3,8   3,6   3,6   3,6 
Schweiz   2,5   2,9   2,9   2,4   2,2   2,4   2,2   2,5   2,5   2,2   2,1   2,2   . 
Norwegen   4,1   4,8   4,5   4,0   3,8   4,1   4,1   4,1   4,2   4,1   4,2   4,2   . 
Q: OeNB, OECD. Rendite langfristiger staatlicher Schuldverschreibungen. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
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Wechselkurse 
Übersicht 6: Referenzkurse der wichtigsten Währungen zum Euro 

 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 Fremdwährung je Euro               
Dollar   1,26   1,37   1,47   1,32   1,30   1,36   1,43   1,37   1,40   1,41   1,43   1,46   1,48 
Yen   146,06   161,24   152,33   126,44   121,89   132,50   133,85   131,85   135,39   133,09   135,31   133,14   133,91 
Schweizer Franken   1,57   1,64   1,59   1,52   1,50   1,51   1,52   1,51   1,51   1,52   1,52   1,51   1,51 
Pfund Sterling   0,68   0,68   0,80   0,84   0,91   0,88   0,87   0,88   0,86   0,86   0,86   0,89   0,92 
Tschechische Krone   28,34   27,76   24,96   25,36   27,62   26,68   25,59   26,73   26,55   25,79   25,65   25,35   25,86 
Estnische Krone   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65 
Zypern-Pfund   0,58   0,58   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Lettischer Lats   0,70   0,70   0,70   0,71   0,71   0,71   0,70   0,71   0,70   0,70   0,70   0,70   0,71 
Litauische Litas   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45 
Ungarischer Forint   264,13   251,32   251,74   263,50   294,10   285,88   271,32   281,93   280,46   272,06   270,05   271,84   268,49 
Maltesische Lira   0,43   0,43   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Polnischer Zloty   3,90   3,78   3,52   3,77   4,50   4,45   4,20   4,41   4,51   4,30   4,13   4,16   4,21 
Slowenischer Tolar   239,60   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Slowakische Krone   37,21   33,78   31,27   30,35   .   .   .   .   .   .   .   .   .               
Effektiver Wechselkursindex Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Nominell  + 0,2  + 1,1  + 1,2  – 0,5  + 0,3  – 0,1  + 1,0  – 0,1  + 0,3  + 0,2  + 1,0  + 1,8   . 

Industriewaren  + 0,2  + 1,2  + 1,1  – 0,7  + 0,1  – 0,2  + 0,8  – 0,3  + 0,2  + 0,1  + 0,8  + 1,6   . 
Real  – 0,5  + 0,7  + 0,6  – 1,1  – 0,2  – 0,8   .  – 0,7  – 0,5  – 0,2  + 0,8   .   . 

Industriewaren  – 0,4  + 0,8  + 0,6  – 1,1  – 0,3  – 0,8   .  – 0,8  – 0,5  – 0,2  + 0,7   .   . 
Q: OeNB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
 

Weltmarkt-Rohstoffpreise 
Übersicht 7: HWWI-Index 

 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 Veränderung gegen das Vorjahr in %               
Auf Dollarbasis  + 21,1  + 13,5  + 32,4  – 29,5  – 48,3  – 47,2  – 38,2  – 48,3  – 44,4  – 47,7  – 35,0  – 29,5  + 1,2 
Auf Euro-Basis  + 19,7  + 3,7  + 22,4  – 22,2  – 40,4  – 39,5  – 34,8  – 41,0  – 38,3  – 41,5  – 31,7  – 30,5  – 8,9 

Ohne Energierohstoffe  + 25,2  + 7,9  + 4,3  – 9,2  – 27,0  – 23,7  – 19,0  – 23,4  – 23,6  – 23,4  – 16,8  – 16,5  – 4,9 
Nahrungs- und Genussmittel  + 9,7  + 14,3  + 24,2  – 0,3  – 11,7  – 7,5  – 14,3  – 3,5  – 10,7  – 16,0  – 11,2  – 15,7  – 1,2 
Industrierohstoffe  + 31,1  + 5,9  – 2,5  – 12,8  – 33,5  – 30,6  – 20,9  – 31,6  – 29,3  – 26,5  – 19,2  – 16,9  – 6,5 
Energierohstoffe  + 17,7  + 2,0  + 29,7  – 26,5  – 45,1  – 44,2  – 39,4  – 46,1  – 42,3  – 46,4  – 36,1  – 34,7  – 10,3 
Rohöl  + 18,6  + 0,9  + 25,8  – 30,2  – 46,9  – 44,0  – 37,7  – 46,1  – 41,4  – 45,4  – 34,0  – 32,3  – 6,6 

Q: Hamburgisches WeltwirtschaftsInstitut. • E-Mail-Adresse: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 
 

Kennzahlen für Österreich 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 
Übersicht 8: Bruttowertschöpfung und Verwendung des Bruttoinlandsproduktes 

 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2008 2009 
        I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen            
Land- und Forstwirtschaft  + 7,6  – 2,0  – 0,8  + 8,4  + 4,2  – 2,5  + 0,0  + 7,9  + 7,1  + 3,0  – 1,7  – 5,7  – 2,1 
Sachgütererzeugung und 
Bergbau1)  + 3,0  + 4,6  + 9,0  + 7,3  + 3,9  – 9,5  + 1,5  + 4,9  + 6,3  + 5,9  – 1,4  – 12,5  – 14,6 
Energie- und Wasserversorgung  + 10,3  – 5,8  – 5,7  + 2,3  + 5,8  + 4,0  + 2,0  + 11,1  + 9,1  + 7,7  – 2,8  + 15,0  + 2,4 
Bauwesen  + 1,4  + 1,3  – 0,6  + 6,8  + 1,8  – 2,0  – 1,0  + 7,7  + 3,7  + 0,5  – 1,7  – 10,9  – 9,1 
Handel2)  – 0,0  + 2,2  + 0,8  + 0,7  + 0,6  – 3,0  + 0,7  + 0,7  + 1,9  + 1,1  – 1,2  – 6,2  – 6,3 
Beherbergungs- und Gaststätten-
wesen  + 0,8  + 2,6  + 3,4  + 2,7  + 3,1  – 5,0  – 0,5  + 9,5  + 2,5  – 0,1  – 2,1  – 12,7  + 2,5 
Verkehr und Nachrichten-
übermittlung  + 3,0  – 1,3  + 5,4  + 3,2  + 0,2  – 3,5  + 1,5  + 4,4  – 0,3  – 0,8  – 2,2  – 5,4  – 3,2 
Kreditinstitute und Versiche-
rungen  + 8,5  + 5,1  + 7,0  + 6,0  + 2,1  – 3,0  + 2,0  + 3,2  + 2,3  + 2,6  + 0,4  – 2,8  – 1,5 
Grundstücks- und Wohnungs-
wesen3)  + 4,0  + 4,5  + 4,4  + 2,8  + 2,2  – 2,5  + 1,5  + 2,2  + 2,9  + 2,6  + 1,3  – 0,4  – 2,1 
Öffentliche Verwaltung4)  – 1,3  + 1,7  + 2,0  – 0,1  + 1,5  + 1,0  + 0,5  + 0,7  + 1,4  + 2,0  + 1,8  + 2,1  + 1,5 
Sonstige Dienstleistungen  + 1,6  + 2,0  + 1,7  + 1,4  + 2,2  + 0,0  + 1,0  + 2,1  + 2,0  + 1,9  + 2,6  + 1,9  + 2,1               
Wertschöpfung der Wirtschafts-
bereiche  + 2,6  + 2,6  + 3,8  + 3,6  + 2,3  – 3,4  + 1,0  + 3,7  + 3,4  + 2,6  – 0,2  – 4,8  – 5,1 
Gütersteuern  + 1,3  + 1,1  + 1,1  + 2,6  + 0,8   .   .  + 1,6  + 1,3  + 0,9  – 0,7  – 3,4  – 1,0 
Gütersubventionen  + 0,1  + 1,6  + 4,5  + 2,0  + 7,6   .   .  + 8,2  + 9,5  + 8,2  + 4,5  – 1,5  – 4,9               
Bruttoinlandsprodukt  + 2,5  + 2,5  + 3,5  + 3,5  + 2,0  – 3,4  + 1,0  + 3,4  + 3,0  + 2,3  – 0,3  – 4,7  – 4,6               
Verwendung des Bruttoinlandsproduktes            
Konsumausgaben insgesamt  + 1,9  + 2,0  + 2,0  + 1,0  + 1,4  + 0,4  + 0,8  + 1,7  + 1,5  + 1,6  + 0,8  – 0,7  + 1,6 

Private Haushalte  + 2,2  + 2,1  + 1,8  + 0,8  + 0,8  + 0,2  + 0,5  + 1,1  + 0,4  + 1,4  + 0,2  – 2,1  + 2,1 
Staat  + 1,0  + 1,7  + 2,7  + 1,7  + 3,2  + 0,8  + 1,5  + 3,2  + 4,6  + 2,2  + 2,7  + 3,4  + 0,5 

Bruttoinvestitionen5)  + 1,9  + 1,6  + 3,0  + 3,9  + 0,3  – 8,0  – 0,1  – 1,8  + 9,5  – 1,9  – 4,9  – 15,1  – 20,5 
Bruttoanlageinvestitionen  + 0,7  + 1,2  + 2,4  + 3,8  + 1,0  – 6,1  – 0,4  + 0,8  + 4,2  – 0,1  – 0,7  – 11,4  – 11,0 

Ausrüstungen6)  – 0,4  + 3,4  + 2,0  + 4,7  + 0,1  – 11,0  + 0,5  – 1,6  + 6,5  – 1,6  – 2,8  – 12,8  – 16,8 
Bauten  + 1,6  – 0,7  + 2,8  + 2,9  + 1,8  – 2,0  – 1,0  + 3,8  + 2,2  + 0,9  + 0,9  – 9,6  – 6,2               

Inländische Verwendung7)  + 2,1  + 1,8  + 2,2  + 2,1  + 1,3  – 1,8  + 0,6  + 0,2  + 3,1  – 0,1  + 1,9  – 1,1  – 1,9 
Exporte  + 10,1  + 7,4  + 7,5  + 9,4  + 0,8  – 12,0  + 2,2  + 6,9  + 3,9  + 1,6  – 8,5  – 18,8  – 18,1 
Importe  + 9,8  + 6,4  + 5,3  + 7,3  – 0,7  – 10,1  + 1,6  + 1,9  + 4,2  – 2,8  – 5,8  – 15,6  – 14,6 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2009 und 2010: WIFO-Prognose.  1) Einschließlich Gewinnung von Steinen und Erden.  2) Einschließlich Reparatur von Kfz und 
Gebrauchsgütern.  3) Einschließlich Vermietung beweglicher Sachen und Erbringung von unternehmensbezogenen Dienstleistungen.  
4) Einschließlich Landesverteidigung und Sozialversicherung.  5) Einschließlich Vorratsveränderung.  6) Einschließlich immaterieller Anlagen, sonstiger 
Ausrüstungen, Nutztiere und Nutzpflanzen.  7) Einschließlich statistischer Differenz. • E-Mail-Adresse: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
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Übersicht 9: Einkommen und Produktivität 
 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2008 2009 
        I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Nominell              
Bruttonationaleinkommen  + 4,5  + 4,4  + 5,0  + 4,7  + 4,5  – 1,7  + 2,0  + 5,6  + 6,3  + 5,5  + 1,0  – 3,6  – 3,9 

Arbeitnehmerentgelte  + 2,0  + 3,6  + 4,7  + 5,1  + 5,3  + 1,5  + 0,5  + 5,8  + 5,6  + 5,1  + 4,7  + 3,0  + 1,9 
Betriebsüberschuss und 
Selbständigeneinkommen  + 7,3  + 6,4  + 6,6  + 6,2  + 2,9  – 4,5  + 3,9  + 6,6  + 7,1  + 4,0  – 5,0  – 12,1  – 12,9 

Abschreibungen  + 3,5  + 4,2  + 4,3  + 5,3  + 4,8  + 3,5  + 1,8  + 4,8  + 4,7  + 4,8  + 5,0  + 3,8  + 3,4 
Nettonationaleinkommen  + 4,7  + 4,4  + 5,2  + 4,7  + 4,5  – 2,7  + 2,1  + 5,7  + 6,6  + 5,6  + 0,3  – 5,0  – 5,2 
Verfügbares Nettonational-
einkommen  + 4,6  + 4,4  + 5,3  + 4,9  + 4,4  – 2,8  + 2,1  + 5,6  + 6,6  + 5,8  + 0,1  – 5,4  – 5,6 
              
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen)            
Bruttonationaleinkommen  + 2,7  + 1,8  + 2,9  + 2,3  + 1,6   .   .  + 1,6  + 2,3  + 1,9  + 0,6  – 1,7  – 1,3 
Abschreibungen  + 2,3  + 2,1  + 2,2  + 2,3  + 2,2   .   .  + 2,3  + 2,3  + 2,2  + 2,1  + 1,9  + 1,9 
Nettonationaleinkommen  + 2,7  + 1,7  + 3,0  + 2,3  + 1,5   .   .  + 1,5  + 2,3  + 1,8  + 0,4  – 2,3  – 1,9 
Verfügbares Nettonational-
einkommen  + 2,7  + 1,7  + 3,2  + 2,6  + 1,4   .   .  + 1,4  + 2,3  + 2,0  + 0,1  – 2,7  – 2,2 
              
Gesamtwirtschaftliche Produktivität             
BIP real je Erwerbstätigen  + 2,2  + 1,3  + 2,0  + 1,8  – 0,2  – 2,3  + 1,5  + 0,7  + 0,3  + 0,2  – 2,1  – 4,3  – 3,2 
              
BIP nominell Mrd. €   232,78   243,58   256,16   270,78   281,87   277,56   282,67   68,32   70,81   71,51   71,24   65,57   67,70 

Je Einwohner in €   28.494   29.614   30.982   32.621   33.811   33.172   33.661   8.208   8.498   8.573   8.532   7.845   8.094 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2009 und 2010: WIFO-Prognose. • E-Mail-Adresse: Christine.Kaufmann@ wifo.ac.at 

 

Zahlungsbilanz 
Übersicht 10: Leistungsbilanz 

 2004 2005 2006 2007 2008 2007 2008 2009 
      III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. 
 Mrd. € 

              
Leistungsbilanz  + 5,15  + 5,31  + 7,26  + 9,62  + 9,04  + 0,03  + 3,76  + 5,02  + 0,47  + 1,19  + 2,36  + 3,32  – 0,05 

Güter  – 0,56  – 1,05  + 0,33  + 1,30  – 0,56  – 0,81  + 0,86  + 0,62  + 0,27  – 0,08  – 1,37  – 0,85  – 0,41 
Dienstleistungen  + 8,06  + 9,38  + 9,72  + 11,16  + 13,18  + 1,83  + 2,67  + 6,06  + 1,64  + 2,07  + 3,41  + 5,43  + 1,45 
Einkommen  – 0,98  – 1,62  – 1,48  – 1,62  – 1,87  – 0,46  – 0,16  – 0,69  – 0,94  – 0,29  + 0,07  – 0,33  – 0,66 
Laufende Transfers  – 1,36  – 1,41  – 1,31  – 1,23  – 1,71  – 0,54  + 0,38  – 0,96  – 0,49  – 0,50  + 0,25  – 0,94  – 0,42 

Vermögensübertragungen  – 0,27  – 0,19  – 0,80  + 0,20  – 0,04  + 0,27  – 0,03  – 0,03  – 0,03  – 0,00  + 0,01  – 0,02  + 0,00 
Q: OeNB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at  

 

Übersicht 11: Kapitalbilanz 
 2004 2005 2006 2007 2008 2007 2008 2009 
      III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. 
 Mrd. € 

              
Kapitalbilanz  – 0,64  – 0,24  – 7,94  – 11,50  – 12,05  + 1,48  – 7,52  – 3,78  – 3,49  + 1,03  – 5,82  – 1,74  + 0,76 

Direktinvestitionen im Ausland  – 6,68  – 62,82  – 6,89  – 51,09  – 20,66  – 5,38  – 30,16  – 6,88  – 4,79  – 4,72  – 4,27  – 2,48  + 2,15 
Eigenkapital  – 4,56  – 5,05  – 5,33  – 23,58  – 13,24  – 3,40  – 5,76  – 5,51  – 2,41  – 2,65  – 2,67  – 0,72  + 0,46 

Direktinvestitionen in Österreich  + 3,13  + 62,68  + 3,22  + 45,61  + 9,82  + 3,13  + 27,30  + 3,43  + 2,63  + 1,22  + 2,54  + 1,98  + 1,07 
Eigenkapital  + 0,94  + 6,84  + 0,45  + 4,26  + 7,10  + 1,49  + 2,71  + 1,34  + 0,76  + 0,97  + 4,04  + 0,34  + 0,10 

Ausländische Wertpapiere  – 26,92  – 34,38  – 26,93  – 13,46  + 9,35  + 1,16  + 15,27  + 3,48  – 5,73  + 1,04  + 10,57  + 1,95  – 0,11 
Anteilspapiere  – 3,28  – 4,56  – 6,58  – 0,55  + 5,65  + 1,62  + 0,75  + 1,46  – 0,54  + 1,90  + 2,84  + 0,31  – 2,06 
Verzinsliche Wertpapiere  – 23,64  – 29,82  – 20,34  – 12,91  + 3,69  – 0,46  + 14,52  + 2,02  – 5,19  – 0,87  + 7,73  + 1,64  + 1,96 

Inländische Wertpapiere  + 25,85  + 23,45  + 38,43  + 36,12  + 16,89  + 4,00  – 13,72  + 7,70  + 5,73  + 0,41  + 3,05  – 1,74  + 5,17 
Anteilspapiere  + 5,49  + 4,76  + 8,46  + 2,63  – 4,87  – 0,98  + 1,55  – 1,47  – 0,12  – 1,26  – 2,02  – 0,76  – 0,49 
Verzinsliche Wertpapiere  + 20,36  + 18,69  + 29,96  + 33,49  + 21,75  + 4,97  – 15,27  + 9,17  + 5,85  + 1,68  + 5,06  – 0,98  + 5,66 

Sonstige Investitionen  + 2,91  + 10,28  – 15,43  – 26,11  – 27,90  + 0,16  – 6,42  – 13,13  – 1,59  + 3,45  – 16,63  – 3,18  – 7,38 
Finanzderivate  – 0,49  + 0,16  – 0,86  – 0,72  – 0,15  – 0,64  + 0,86  + 1,50  + 0,42  – 0,85  – 1,22  + 0,04  – 0,51 
Offizielle Währungsreserven  + 1,56  + 0,38  + 0,50  – 1,86  + 0,59  – 0,96  – 0,66  + 0,12  – 0,16  + 0,48  + 0,15  + 1,68  + 0,36 

Statistische Differenz  – 4,24  – 4,88  + 1,49  + 1,68  + 3,06  – 1,77  + 3,79  – 1,21  + 3,05  – 2,22  + 3,44  – 1,56  – 0,71 
Q: OeNB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 

 

Tourismus 
Übersicht 12: Übernachtungen 

 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
In allen Unterkunftsarten  + 0,1  + 1,7  + 4,3  + 5,7  – 8,9  + 9,2  + 0,2  + 53,9  – 11,4  + 0,6  – 4,9  + 4,5  + 1,4 
Inländer  + 2,0  + 2,7  + 2,6  + 2,6  – 0,7  + 3,4  + 1,7  + 10,6  – 1,4  + 3,0  – 1,8  + 2,8  + 5,4 
Ausländer  – 0,5  + 1,3  + 5,0  + 7,1  – 10,8  + 12,4  – 0,4  + 82,2  – 17,4  – 0,7  – 6,0  + 5,1  – 0,4 

Aus Deutschland  – 4,4  – 1,3  + 4,1  + 6,9  – 15,1  + 25,5  + 1,5  +157,9  – 21,6  + 9,9  – 2,8  + 6,3  + 0,2 
Aus den Niederlanden  + 0,9  + 3,7  + 5,2  + 21,2  – 3,9  + 1,0  + 0,5  + 33,0  – 14,1  – 1,3  – 19,6  + 27,3  + 7,9 
Aus Italien  + 1,1  – 3,1  – 2,5  – 6,2  – 7,7  – 3,5  + 4,2  – 8,7  – 1,4  + 0,7  + 1,4  + 4,1  + 10,0 
Aus der Schweiz  + 1,8  + 3,5  – 3,8  – 1,6  – 0,8  + 9,7  + 0,8  + 23,6  – 1,1  + 10,9  + 0,6  + 0,4  + 1,4 
Aus Großbritannien  + 5,1  + 3,9  – 0,3  – 5,0  – 20,5  – 7,2  – 19,1  + 20,3  – 23,4  – 22,4  – 21,6  – 20,0  – 14,2 
Aus den USA  + 7,8  – 2,6  – 17,8  – 24,6  – 20,2  – 9,8  – 2,9  – 1,9  – 16,4  – 8,2  – 1,9  + 5,7  – 12,0 
Aus Japan  – 4,7  – 15,5  – 10,3  – 9,0  – 8,3  – 10,3  + 2,3  – 9,7  – 17,8  – 1,6  – 21,3  + 19,6  + 8,2 

Q: Statistik Austria. • E-Mail-Adresse: Sabine.Fragner@wifo.ac.at 
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Übersicht 13: Zahlungsströme im internationalen Tourismus 
 2004 2005 2006 2007 2008 2007 2008 2009 
      III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. 
 Mio. € 

              
Exporte   13.898   14.701   15.144   15.485   16.512   4.030   3.144   6.442   2.667   4.144   3.259   5.732   2.620 

Einnahmen i. e. S.   12.204   12.905   13.255   13.641   14.677   3.532   2.708   6.020   2.152   3.639   2.866   5.389   2.241 
Personentransport   1.694   1.796   1.889   1.844   1.835   498   436   422   515   505   393   343   379 

Importe   8.744   8.922   9.309   9.350   9.454   3.489   1.852   1.678   2.284   3.618   1.874   1.594   2.353 
Ausgaben i. e. S.   7.475   7.506   7.642   7.698   7.721   3.039   1.458   1.287   1.824   3.129   1.481   1.256   1.962 
Personentransport   1.269   1.416   1.667   1.652   1.733   450   394   391   460   489   393   338   391 

Saldo   5.154   5.779   5.835   6.135   7.058   541   1.292   4.764   383   526   1.385   4.138   267 
Ohne Personentransport   4.729   5.399   5.613   5.943   6.956   493   1.250   4.733   328   510   1.385   4.133   279 

Q: OeNB, WIFO. • E-Mail-Adresse: Sabine.Fragner@wifo.ac.at  
Übersicht 14: Hauptergebnisse des Tourismus-Satellitenkontos (TSA) 

 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
 Mio. € 

Touristische Nachfrage       
Ausgaben ausländischer Besucher   12.965   13.246   13.612   14.360   14.769   15.272 

Übernachtende Touristen   11.472   11.745   12.089   12.738   13.047   13.414 
Tagesbesucher   1.493   1.501   1.523   1.621   1.722   1.858 

Ausgaben inländischer Besucher   11.356   11.606   12.241   12.723   13.263   14.111 
Urlaubsreisende   8.874   9.040   9.702   10.102   10.330   10.925 

Übernachtende Touristen1)   5.539   5.689   6.074   6.256   6.449   6.719 
Tagesbesucher   3.334   3.351   3.627   3.846   3.880   4.207 

Geschäftsreisende   2.483   2.566   2.540   2.621   2.933   3.186 
Übernachtende Touristen   1.133   1.189   1.134   1.178   1.476   1.594 
Tagesbesucher   1.349   1.377   1.406   1.444   1.457   1.592 

Ausgaben der Inländer in Wochenendhäusern und Zweitwohnungen   882   905   940   969   977   984 
Gesamtausgaben (Urlaubs- und Geschäftsreisende, einschließlich 
Verwandten- und Bekanntenbesuche)   25.202   25.758   26.792   28.052   29.009   30.367 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2002 bis 2006: endgültig (revidiert), 2007: vorläufig. Zur Methodik siehe Smeral, E., Franz, A., Laimer, P., "Ein Tourismus-
satellitenkonto für Österreich. Ökonomische Zusammenhänge, Methoden und Hauptergebnisse", WIFO-Monatsberichte, 2002, 75(1), S. 29-37, 
http://publikationen.wifo. ac.at/pls/wifosite/wifosite.wifo_search.get_abstract_type?p_language=1&pubid=21031.  1) Einschließlich Aufwendungen im 
Zuge von Kuraufenthalten. • E-Mail-Adresse: Sabine.Fragner@wifo.ac.at  
Übersicht 15: Die volkswirtschaftliche Bedeutung von Tourismus und Freizeitwirtschaft 

 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
 Mio. € Anteile am BIP in % 

Tourismus-Satellitenkonto             
Direkte Wertschöpfung des Tourismus laut TSA             

Ohne Dienst- und Geschäftsreisen   11.373   11.682   12.180   12.469   12.945   13.581   5,2   5,2   5,2   5,1   5,0   5,0 
Einschließlich Dienst- und Geschäftsreisen   12.367   12.649   13.052   13.343   13.835   14.553   5,7   5,7   5,6   5,5   5,4   5,4 

             
 Mio. € Beitrag zum BIP in % 

TSA-Erweiterungen             
Direkte und indirekte Wertschöpfung              

Tourismus (ohne Dienst- und Geschäftsreisen)   18.630   19.017   19.887   20.853   21.382   22.289   8,5   8,5   8,5   8,5   8,3   8,2 
Freizeitkonsum der Inländer am Wohnort   16.642   17.249   17.940   18.520   19.928   21.039   7,6   7,7   7,7   7,6   7,7   7,8 
Tourismus und Freizeitwirtschaft in Österreich   35.272   36.266   37.827   39.373   41.310   43.328   16,1   16,2   16,2   16,1   16,1   16,0 

Q: Statistik Austria, WIFO. 2002 bis 2006: endgültig (revidiert), 2007: vorläufig. • E-Mail-Adresse: Sabine.Fragner@wifo.ac.at  

Außenhandel 
Übersicht 16: Warenexporte 

 2008 2009 2008 2009 2006 2007 2008 2009 2009 
  August1)  August1)    August1) April Mai Juni Juli August 
 Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Insgesamt   117,5   60,6   100,0   100,0  + 9,5  + 10,5  + 2,5  – 23,8  – 29,6  – 22,9  – 26,0  – 21,6  – 20,2 
              
Intra-EU 27   84,8   43,1   72,2   71,1  + 8,0  + 11,0  + 2,0  – 25,3  – 31,6  – 24,4  – 27,6  – 22,3  – 20,4 

Intra-EU 15   64,1   33,3   54,6   55,0  + 6,2  + 8,9  + 0,0  – 23,9  – 30,4  – 22,8  – 25,4  – 20,3  – 18,0 
Deutschland   35,0   18,8   29,8   31,0  + 4,5  + 9,4  + 1,6  – 21,2  – 28,2  – 17,7  – 22,0  – 18,3  – 16,8 
Italien   10,1   5,0   8,6   8,2  + 12,8  + 10,8  – 1,4  – 26,9  – 29,7  – 28,0  – 28,1  – 24,0  – 24,9 

12 neue EU-Länder   20,7   9,8   17,6   16,1  + 15,2  + 18,9  + 8,9  – 29,9  – 35,5  – 29,4  – 34,4  – 28,5  – 26,9 
MOEL 5   16,8   8,1   14,3   13,4  + 13,5  + 20,2  + 8,2  – 28,4  – 33,5  – 30,1  – 31,3  – 27,0  – 24,6 

Ungarn   4,2   1,8   3,6   3,0  + 8,8  + 14,2  + 5,2  – 35,9  – 39,5  – 36,6  – 35,5  – 34,3  – 35,4 
Tschechien   4,4   2,2   3,7   3,6  + 15,7  + 20,8  + 7,7  – 27,4  – 30,2  – 31,0  – 31,8  – 27,9  – 18,1 

Baltikum   0,4   0,2   0,4   0,3  – 18,4  + 17,9  – 11,4  – 50,2  – 56,3  – 40,6  – 45,8  – 38,5  – 36,2 
Extra-EU 27   32,7   17,5   27,8   28,9  + 13,7  + 9,3  + 3,7  – 19,7  – 24,1  – 18,9  – 21,5  – 19,9  – 19,5 

Extra-EU 15   53,4   27,3   45,4   45,0  + 14,2  + 12,7  + 5,6  – 23,7  – 28,6  – 23,0  – 26,6  – 23,2  – 22,5 
Südosteuropa   2,7   1,4   2,3   2,3  + 7,0  + 16,6  + 7,1  – 24,8  – 32,0  – 27,2  – 27,2  – 20,8  – 19,9 
GUS   4,6   2,0   3,9   3,4  + 33,0  + 19,5  + 17,4  – 34,4  – 37,7  – 26,9  – 37,5  – 42,4  – 39,1 
Industriestaaten Übersee   8,9   4,6   7,6   7,5  + 13,1  – 1,2  – 6,2  – 23,8  – 22,4  – 27,0  – 29,5  – 17,1  – 11,2 

USA   5,2   2,7   4,4   4,5  + 14,4  – 5,6  – 9,9  – 23,9  – 22,8  – 25,4  – 29,6  – 15,2  – 8,1 
OPEC   2,4   1,3   2,1   2,1  + 14,8  + 19,7  + 10,8  – 18,0  – 14,8  – 27,6  – 28,9  – 20,5  – 25,2 
NOPEC   7,5   4,5   6,4   7,4  + 16,6  + 19,0  + 13,1  – 8,7  – 14,7  – 7,5  – 11,8  – 11,0  – 11,7 

              
Agrarwaren   7,6   4,5   6,5   7,5  + 11,2  + 8,2  + 8,9  – 11,7  – 12,7  – 13,3  – 11,2  – 12,2  – 9,7 
Roh- und Brennstoffe   7,7   4,1   6,6   6,7  – 22,1  + 23,3  + 11,1  – 22,4  – 24,0  – 26,6  – 30,1  – 23,0  – 24,7 
Industriewaren   102,2   52,0   86,9   85,8  + 12,2  + 9,9  + 1,4  – 24,8  – 31,2  – 23,3  – 26,7  – 22,2  – 20,7 

Chemische Erzeugnisse   12,9   7,9   11,0   13,0  + 17,9  + 10,6  + 6,3  – 9,6  – 18,2  – 1,2  – 6,9  – 8,4  – 13,2 
Bearbeitete Waren   28,6   13,8   24,4   22,7  + 14,5  + 13,2  + 4,4  – 30,6  – 34,9  – 32,3  – 32,0  – 28,1  – 30,2 
Maschinen, Fahrzeuge   46,6   22,5   39,7   37,1  + 10,7  + 9,1  – 2,1  – 28,8  – 36,3  – 26,3  – 30,4  – 24,5  – 20,6 
Konsumnahe Fertigwaren   13,4   7,4   11,4   12,2  + 8,9  + 5,0  + 3,7  – 13,9  – 18,9  – 18,0  – 19,5  – 14,5  – 6,9 

Q: Statistik Austria. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert.  1) Kumuliert. • E-Mail-Adressen: Irene.Langer@wifo.ac.at, Gabriele.Wellan 
@wifo.ac.at 
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Übersicht 17: Warenimporte 
 2008 2009 2008 2009 2006 2007 2008 2009 2009 
  August1)  August1)    August1) April Mai Juni Juli August 
 Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Insgesamt   119,6   63,1   100,0   100,0  + 8,0  + 9,6  + 4,7  – 21,0  – 22,0  – 22,8  – 25,7  – 21,3  – 18,1               
Intra-EU 27   88,0   46,0   73,6   72,9  + 6,1  + 9,6  + 3,2  – 22,3  – 27,2  – 25,8  – 24,1  – 21,0  – 16,3 

Intra-EU 15   73,6   38,9   61,5   61,7  + 6,0  + 9,3  + 1,5  – 21,2  – 26,0  – 24,1  – 23,0  – 19,8  – 14,3 
Deutschland   48,5   25,7   40,6   40,7  + 6,2  + 9,8  + 2,1  – 20,9  – 25,7  – 23,8  – 24,2  – 18,2  – 12,1 
Italien   8,3   4,3   6,9   6,8  + 12,4  + 9,8  + 4,9  – 24,0  – 26,3  – 28,1  – 26,8  – 27,6  – 23,9 

12 neue EU-Länder   14,5   7,1   12,1   11,2  + 6,4  + 11,2  + 13,0  – 27,5  – 33,4  – 34,1  – 29,6  – 26,9  – 25,3 
MOEL 5   13,2   6,4   11,0   10,2  + 6,5  + 13,0  + 12,7  – 27,8  – 33,2  – 34,5  – 30,3  – 27,0  – 23,2 

Ungarn   3,2   1,5   2,7   2,3  + 5,0  + 8,7  + 14,8  – 33,1  – 41,0  – 46,4  – 35,7  – 29,1  – 24,3 
Tschechien   4,2   2,1   3,5   3,4  + 5,2  + 8,5  + 16,5  – 25,1  – 26,4  – 30,0  – 26,9  – 24,0  – 21,7 

Baltikum   0,1   0,1   0,1   0,1  + 11,0  + 23,9  + 0,5  – 17,6  – 22,3  – 2,2  + 4,3  + 47,5  – 39,0 
Extra-EU 27   31,5   17,1   26,4   27,1  + 14,0  + 9,9  + 8,8  – 17,2  – 5,7  – 13,5  – 30,2  – 22,2  – 22,6 

Extra-EU 15   46,0   24,2   38,5   38,3  + 11,6  + 10,3  + 10,1  – 20,5  – 15,0  – 20,6  – 30,0  – 23,7  – 23,5 
Südosteuropa   1,3   0,6   1,1   1,0  + 29,6  + 11,0  + 16,1  – 26,5  – 28,3  – 18,5  – 29,9  – 41,7  – 26,1 
GUS   4,2   1,9   3,5   3,0  + 4,6  – 9,1  + 28,3  – 36,7  – 17,8  – 42,5  – 53,6  – 47,4  – 20,8 
Industriestaaten Übersee   6,6   3,4   5,5   5,4  + 4,4  + 4,2  – 6,7  – 24,0  – 24,8  – 21,9  – 28,7  – 19,8  – 18,1 

USA   3,4   1,7   2,8   2,7  + 9,0  + 8,1  – 9,0  – 27,0  – 22,9  – 25,2  – 29,5  – 23,0  – 17,3 
OPEC   3,0   0,9   2,5   1,4  + 42,3  + 18,0  + 39,1  – 55,9  – 72,0  – 51,3  – 52,6  – 25,4  – 56,6 
NOPEC   9,9   5,7   8,3   9,0  + 20,8  + 12,0  + 3,9  – 11,3  – 11,2  – 11,8  – 15,7  – 20,0  – 15,4               

Agrarwaren   7,8   4,8   6,5   7,5  + 7,3  + 13,9  + 10,0  – 5,7  – 5,1  – 6,7  – 5,2  – 10,4  – 9,9 
Roh- und Brennstoffe   19,6   8,9   16,4   14,2  + 3,9  – 1,0  + 22,0  – 33,1  – 32,0  – 37,0  – 41,7  – 32,4  – 26,9 
Industriewaren   92,2   49,4   77,1   78,3  + 8,9  + 11,4  + 1,2  – 19,6  – 21,4  – 20,9  – 23,5  – 19,5  – 16,6 

Chemische Erzeugnisse   13,4   8,0   11,2   12,7  + 12,2  + 7,8  + 4,5  – 11,3  – 13,4  – 5,2  – 14,0  – 17,2  – 3,4 
Bearbeitete Waren   20,1   9,7   16,8   15,3  + 18,1  + 13,2  + 0,7  – 30,1  – 34,7  – 32,4  – 34,5  – 30,6  – 23,0 
Maschinen, Fahrzeuge   41,1   20,6   34,3   32,7  + 5,8  + 10,9  – 1,5  – 25,2  – 31,7  – 28,1  – 25,3  – 20,9  – 20,5 
Konsumnahe Fertigwaren   16,1   9,6   13,5   15,2  + 5,8  + 10,9  + 1,3  – 8,9  – 15,6  – 12,2  – 9,6  – 8,5  – 5,9 

Q: Statistik Austria. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert.  1) Kumuliert. • E-Mail-Adressen: Irene.Langer@wifo.ac.at, Gabriele.Wellan 
@wifo.ac.at  
Zinssätze 
Übersicht 18: Kurz- und langfristige Zinssätze 

 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

Geld- und Kapitalmarktzinssätze In % 
Basiszinssatz   2,0   3,1   3,2   3,7   2,8   1,4   0,6   0,4   0,4   0,4   0,4   0,4   0,4 
Taggeldsatz   2,8   3,9   3,9   4,3   3,2   1,4   0,8   0,4   0,7   0,4   0,3   0,4   0,4 
Dreimonatszinssatz   3,1   4,3   4,6   5,0   4,2   2,0   1,3   0,9   1,2   1,0   0,9   0,8   0,7 
Sekundärmarktrendite              

Benchmark   3,8   4,3   4,3   4,5   4,0   4,0   4,0   3,6   4,1   3,8   3,5   3,5   3,4 
Insgesamt   3,7   4,3   4,2   4,5   3,8   3,6   3,5   3,2   3,6   3,4   3,2   3,1   3,0               

Sollzinssätze der inländischen Kreditinstitute            
An private Haushalte              

Für Konsum: 1 bis 5 Jahre   4,9   6,2   6,9   7,6   6,7   5,8   5,0   .   5,2   5,1   5,1   .   . 
Für Wohnbau: Über 10 Jahre   4,8   5,3   5,6   5,7   5,8   5,3   4,9   .   4,8   4,9   4,9   .   . 

An nichtfinanzielle Unternehmen              
Bis 1 Mio. €: Bis 1 Jahr   4,1   5,1   5,5   5,7   5,4   3,6   2,8   .   2,7   2,6   2,4   .   . 
Über 1 Mio. €: Bis 1 Jahr   3,6   4,7   5,0   5,2   5,0   2,8   2,4   .   2,4   2,1   1,9   .   . 

An private Haushalte und nichtfinanzielle Unternehmen           
In Yen   1,3   1,8   2,0   1,9   2,4   2,1   1,8   .   1,7   1,9   1,7   .   . 
In Schweizer Franken   2,6   3,6   3,7   3,7   3,6   2,0   1,7   .   1,7   1,7   1,6   .   .               

Habenzinssätze der inländischen Kreditinstitute            
Einlagen von privaten Haushalten             

Bis 1 Jahr   2,7   3,9   4,3   4,5   4,3   2,3   1,5   .   1,4   1,3   1,2   .   . 
Über 2 Jahre   3,2   4,0   4,2   4,4   4,1   3,4   2,8   .   2,8   2,7   2,6   .   . 

Spareinlagen von privaten Haushalten             
Bis 1 Jahr   2,7   3,8   4,2   4,4   4,4   2,5   1,5   .   1,5   1,4   1,3   .   . 
Über 2 Jahre   3,2   4,0   4,1   4,4   4,1   3,4   2,8   .   2,8   2,7   2,6   .   . 

Q: OeNB, EZB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at  
Landwirtschaft 
Übersicht 19: Landwirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 

 Ø 1994/ 
1996 

2004 2005 2006 2007 2008 Ø 1994/ 
1996 

2004 2005 2006 2007 2008 

Produktionswert  Mio. €, zu Erzeugerpreisen Mio. €, zu Herstellungspreisen 
Pflanzliche Erzeugung   2.357   2.369   2.257   2.368   2.952   3.002   2.821   2.702   2.258   2.368   2.951   3.001 
Tierische Erzeugung   2.805   2.420   2.540   2.634   2.790   3.082   3.000   2.640   2.664   2.783   2.845   3.152 
Übrige Produktion   483   572   542   536   556   587   483   572   542   536   556   587 

Erzeugung des landwirtschaftlichen 
Wirtschaftsbereichs   5.644   5.360   5.339   5.537   6.298   6.670   6.303   5.913   5.465   5.687   6.353   6.740 
Bruttowertschöpfung Landwirtschaft   2.426   2.162   2.188   2.317   2.817   2.825   3.085   2.715   2.313   2.466   2.872   2.894 
Nettowertschöpfung Landwirtschaft   .   .   .   .   .   .   1.753   1.328   887   1.016   1.389   1.358              

 1.000 Jahresarbeitseinheiten Veränderung gegen das Vorjahr in % 
             
Arbeitseinsatz in der Landwirtschaft   196,3   168,6   165,2   160,0   156,9   155,6   .  – 1,1  – 2,0  – 3,1  – 1,9  – 0,8 
             

 Real, Ø 1994/1996 = 100 Nominell, Ø 1994/1996 = 100 
             
Faktoreinkommen je Jahresarbeitseinheit   100,0   103,2   100,3   109,1   123,3   119,3   100,0   112,9   112,0   123,8   142,9   142,2              

 Erwerbstätige zu Vollzeitäquivalenten 
(Jahresarbeitseinheiten) 

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 
             
Anteil der Landwirtschaft in %   5,9   4,8   4,7   4,5   4,3   4,2   2,0   1,3   1,0   1,1   1,2   1,1 
Q: Eurostat, NewCronos Datenbank, Statistik Austria, Bundesanstalt für Agrarwirtschaft, WIFO-Berechnungen. 2008: vorläufig; Stand Jänner 2009. • 
E-Mail-Adresse: Dietmar.Weinberger@wifo.ac.at 
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Übersicht 20: Markt- und Preisentwicklung 
 Ø 1994/ 

1996 
2005 2006 2007 2008 2008 2009 2009 

     III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. April Mai Juni Juli 
 1.000 t Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Marktentwicklung              
Milchanlieferung   2.278,0   2.618,7   2.670,4   2.659,7   2.706,5  + 1,1  + 2,8  + 1,4  + 1,8  + 1,5  + 0,2  + 4,0  – 1,6 
Marktleistung Getreide1)   .   2.365,9   2.250,6   2.435,1   2.835,0   .   .   .   .   .   .   .   . 
Marktleistung Schlachtrinder   196,5   186,3   198,1   199,7   202,7  + 1,9  – 2,0  + 0,0  – 5,2  – 11,2  – 2,2  – 1,7  – 5,1 
Marktleistung Schlachtkälber   13,0   9,1   8,7   8,5   7,4  – 14,5  – 18,6  – 8,1  – 5,2  – 2,4  – 4,8  – 8,7  – 11,4 
Marktleistung Schlachtschweine   430,5   459,5   461,2   482,1   477,7  – 2,1  – 1,9  + 0,8  + 4,1  + 2,6  + 2,2  + 7,6  + 7,7 
Marktleistung Schlachtgeflügel2)   84,2   99,8   93,3   102,8   102,0  – 3,6  + 2,2  + 3,1  + 8,7  + 8,2  + 10,4  + 7,7  + 2,9 
              

 € je t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Erzeugerpreise (ohne Umsatzsteuer)             
Milch (4% Fett, 3,3% EE)   311,5   285,2   290,8   329,5   379,4  + 11,3  – 11,1  – 23,0  – 29,8  – 27,8  – 28,5  – 33,2  – 31,9 
Qualitätsweizen3)   .   99,3   110,1   180,1   193,7  – 22,6  – 28,9  – 41,6  – 39,3  – 48,0  – 35,7  – 33,0   . 
Jungstiere (R3)4)   .   3.010,0   3.122,5   3.026,7   3.233,3  + 10,6  + 6,6  + 2,9  – 1,5  + 1,0  – 2,6  – 2,9  – 3,2 
Schweine (Kl. E.)4)   .   1.450,0   1.510,0   1.379,2   1.549,2  + 16,3  + 10,3  – 5,2  – 8,2  – 2,1  – 9,0  – 12,7  – 12,3 
Hühner bratfertig   .   1.918,3   1.921,7   1.970,8   2.032,5  + 3,6  + 0,3  – 1,6  – 1,1  – 0,5  – 1,5  – 1,5  – 1,5 
Q: Agrarmarkt Austria, Statistik Austria, Bundesanstalt für Agrarwirtschaft, WIFO-Berechnungen.  1) Wirtschaftsjahr (Juli bis Juni); Körnermais: Oktober bis 
September.  2) Back-, Brat- und Truthühner.  3) Ab Juli 2008 A-Konto-Zahlungen.  4) € je t Schlachtgewicht. • E-Mail-Adresse: Dietmar.Wein-
berger@wifo.ac.at 
 

Herstellung von Waren 

Übersicht 21: Produktion, Beschäftigung und Auftragslage 
 2008 2009 2008 2009 
 II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Dezem-

ber 
Jänner Februar März April Mai Juni Juli 

 Veränderung gegen das Vorjahr in %               
Produktionsindex (arbeitstägig bereinigt)             
Insgesamt  + 3,4  + 1,2  – 4,9  – 14,8  – 17,3  – 6,6  – 12,2  – 17,4  – 14,7  – 17,6  – 17,8  – 16,4  – 14,0 

Vorprodukte  + 3,3  + 1,0  – 4,5  – 15,4  – 19,5  – 7,5  – 13,1  – 18,7  – 14,3  – 21,4  – 20,1  – 17,0  – 13,1 
Kfz  + 1,5  – 10,8  – 26,9  – 40,9  – 35,0  – 43,5  – 36,4  – 51,1  – 35,0  – 44,5  – 32,9  – 26,8  – 17,7 
Investitionsgüter  + 5,2  + 6,1  – 0,5  – 16,4  – 20,6  – 2,3  – 12,2  – 15,7  – 19,9  – 16,1  – 22,5  – 22,7  – 21,5 
Konsumgüter  – 0,5  – 3,6  – 3,8  – 3,2  – 6,1  – 2,0  – 2,1  – 5,8  – 1,8  – 5,7  – 5,3  – 7,3  – 6,5 

Langlebige  + 3,5  – 5,4  – 3,5  – 2,5  – 6,2  – 5,8  – 6,3  – 6,7  + 4,1  – 4,4  + 2,5  – 15,5  – 6,5 
Nahrungs- und Genussmittel  – 1,8  – 2,0  – 1,8  + 0,6  – 1,3  + 2,3  + 2,8  – 1,4  + 0,3  + 0,4  – 4,0  – 0,2  + 0,2 
Andere Kurzlebige   – 2,0  – 4,8  – 7,7  – 10,8  – 14,9  – 6,5  – 7,7  – 12,5  – 11,8  – 18,1  – 15,8  – 10,7  – 19,2 

              
Beschäftigte   .   .   .  – 2,3  – 4,5   .  – 1,5  – 2,3  – 3,2  – 3,6  – 4,5  – 5,4  – 6,6 
Geleistete Stunden   .   .   .  – 7,3  – 10,1   .  – 12,0  – 9,2  – 0,9  – 11,1  – 7,2  – 11,7  – 9,7 
Produktion je Beschäftigten   .   .   .  – 12,8  – 13,4   .  – 10,8  – 15,4  – 12,0  – 14,6  – 14,0  – 11,6  – 7,9 
Produktion (unbereinigt) 
je geleistete Stunde   .   .   .  – 8,7  – 10,0   .  – 6,7  – 12,0  – 8,0  – 10,3  – 11,4  – 8,4  – 4,7 
              
Auftragseingänge   .   .   .  – 31,2  – 28,0   .  – 30,6  – 33,5  – 29,6  – 32,1  – 25,6  – 25,7  – 28,7 

Inland   .   .   .  – 26,0  – 27,1   .  – 25,9  – 27,4  – 24,8  – 34,0  – 19,8  – 26,4  – 40,0 
Ausland   .   .   .  – 33,1  – 28,3   .  – 32,3  – 35,7  – 31,4  – 31,4  – 27,8  – 25,4  – 23,0 

Auftragsbestand   .   .   .  – 8,0  – 15,3   .  – 5,9  – 6,7  – 11,5  – 15,4  – 15,1  – 15,5  – 17,4 
Inland   .   .   .  – 12,3  – 20,5   .  – 11,2  – 10,5  – 15,1  – 21,4  – 19,7  – 20,4  – 24,6 
Ausland   .   .   .  – 6,4  – 13,5   .  – 3,7  – 5,2  – 10,2  – 13,2  – 13,5  – 13,7  – 14,5 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Karolina.Trebicka@wifo.ac.at 
 

Übersicht 22: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests für die Sachgütererzeugung 
 2006 2007 2008 2009 
 III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. 
 Salden aus positiven und negativen Meldungen, in % der befragten Unternehmen, saisonbereinigt 

              
Auftragsbestände  – 7  – 5  – 3  – 3  – 5  – 7  – 15  – 16  – 23  – 29  – 48  – 60  – 58 
Exportauftragsbestände  – 15  – 14  – 12  – 12  – 13  – 17  – 21  – 22  – 29  – 37  – 54  – 65  – 65 
Fertigwarenlager  + 4  + 0  + 1  + 4  + 4  + 7  + 8  + 7  + 15  + 14  + 21  + 23  + 20 
Produktionserwartungen  + 18  + 19  + 17  + 16  + 15  + 14  + 17  + 11  + 4  – 10  – 20  – 16  – 7 
Verkaufspreiserwartungen  + 14  + 17  + 19  + 14  + 11  + 13  + 20  + 15  + 15  + 6  – 13  – 17  – 10 
Q: WIFO-Konjunkturtest. • E-Mail-Adresse: Eva.Jungbauer@wifo.ac.at 
 

Bauwirtschaft 

Übersicht 23: Produktion 
 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Produktionswert              
Hoch- und Tiefbau1)  + 14,5  + 6,9  + 12,4  + 12,6  + 6,9  – 2,9  – 7,0  – 17,0  + 11,7  – 7,8  – 7,2  – 6,2  – 6,9 

Hochbau  + 13,7  + 6,7  + 3,4  + 3,7  + 1,5  + 7,0  – 4,1  – 17,7  + 31,2  – 6,6  + 0,4  – 5,8  – 7,5 
Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 27,1  + 3,0  + 12,5  + 10,8  + 12,9  – 9,6  – 2,9  – 23,0  + 5,5  – 5,9  + 1,3  – 3,9  – 5,1 

Tiefbau  + 13,9  + 7,0  + 25,4  + 24,5  + 13,7  – 15,8  – 10,6  – 16,6  – 11,5  – 9,9  – 14,2  – 7,6  – 7,5 
Bauwesen insgesamt2)  + 17,7  + 7,3   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

Baunebengewerbe  + 21,3  + 7,9   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
              
Auftragsbestände  + 10,5  + 4,0   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Auftragseingänge  + 5,2  + 9,0   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Q: Statistik Austria.  1) Wert der technischen Gesamtproduktion nach dem Güteransatz (GNACE), charakteristische Produktion ohne Nebenleistungen. 
 2) Wert der abgesetzten Produktion nach dem Aktivitätsansatz (ÖNACE 1995), einschließlich Bauhilfsgewerbe, nach dem Schwerpunkt der Tätigkeit 
des Bauunternehmens. • E-Mail-Adresse: Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 
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Übersicht 24: Preise und Arbeitsmarkt 
 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Baupreisindex1)              
Hoch- und Tiefbau  + 2,7  + 3,8  + 5,0  + 5,6  + 4,4  + 3,2  + 2,8   .   .   .   .   .   . 

Hochbau  + 2,9  + 4,3  + 4,8  + 5,3  + 4,1  + 2,4  + 1,2   .   .   .   .   .   . 
Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 2,8  + 4,2  + 4,7  + 5,2  + 4,2  + 2,6  + 1,4   .   .   .   .   .   . 

Tiefbau  + 2,5  + 3,2  + 5,1  + 5,9  + 4,7  + 4,2  + 4,6   .   .   .   .   .   . 
              
Arbeitsmarkt              
Beschäftigung Hoch- und Tiefbau  + 2,0  + 2,9   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Arbeitslose  – 6,5  – 11,6   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Offene Stellen  + 38,5  + 2,0  – 12,4  – 11,9  – 29,2  – 26,3  – 6,6  – 24,2  – 24,6  – 30,1  – 13,7  – 1,0  – 5,6 
Q: Statistik Austria, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich.  1) 1996 = 100. • E-Mail-Adresse: 
Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 

 

Binnenhandel 
Übersicht 25: Umsätze und Beschäftigung 

 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. März April Mai Juni Juli August 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Nettoumsätze nominell  + 3,3  + 3,5  + 4,8  + 6,5  – 0,6  – 7,6  – 8,8  – 2,6  – 5,4  – 10,2  – 10,9  – 5,9  – 7,7 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz   + 2,3  + 1,2  + 1,1  – 1,5  – 4,2  – 13,7  – 5,9  – 7,0  – 2,4  – 6,4  – 8,9  + 8,8  + 1,5 
Großhandel ohne Kfz-Handel  + 4,1  + 4,4  + 6,4  + 9,8  – 1,0  – 9,3  – 14,3  – 2,8  – 11,2  – 15,7  – 16,1  – 12,8  – 13,5 
Einzelhandel ohne Kfz-Handel  + 2,3  + 2,9  + 3,5  + 3,6  + 1,6  – 1,2  + 1,4  + 0,2  + 5,2  – 1,1  – 0,1  + 2,3  + 0,9 

              
Nettoumsätze real  + 0,2  + 0,6  + 0,3  + 0,5  – 0,7  – 4,4  – 3,8  + 1,9  – 0,9  – 5,0  – 5,3  + 1,1  – 2,6 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz   + 0,6  + 0,0  – 0,7  – 3,4  – 5,9  – 14,9  – 7,5  – 8,3  – 4,0  – 8,0  – 10,5  + 7,3  + 0,0 
Großhandel ohne Kfz-Handel  – 0,5  + 0,7  + 0,7  + 2,1  + 0,3  – 3,0  – 5,6  + 5,7  – 3,3  – 6,7  – 6,8  – 1,8  – 5,1 
Einzelhandel ohne Kfz-Handel  + 1,6  + 0,6  + 0,0  – 0,6  – 0,3  – 1,6  + 1,9  + 0,5  + 5,3  – 0,5  + 0,9  + 3,6  + 1,2 

              
Beschäftigte1)  + 1,2  + 1,7  + 1,0  + 0,8  + 0,9  – 0,2  – 1,3  – 0,7  – 1,0  – 1,4  – 1,5  – 1,7  – 1,2 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz   + 1,9  + 1,5  – 0,9  – 1,0  – 1,0  – 1,9  – 1,7  – 2,4  – 1,7  – 1,8  – 1,7  – 1,8  – 1,4 
Großhandel ohne Kfz-Handel  + 1,2  + 1,3  + 1,1  + 1,1  + 0,6  – 0,4  – 2,2  – 0,7  – 1,6  – 2,2  – 2,6  – 3,1  – 2,5 
Einzelhandel ohne Kfz-Handel  + 1,0  + 2,0  + 1,4  + 1,0  + 1,5  + 0,3  – 0,7  – 0,2  – 0,5  – 0,9  – 0,9  – 0,8  – 0,3 

Q: Statistik Austria; ÖNACE 2008.  1) Beschäftigtenverhältnisse der unselbständig und selbständig Beschäftigten. • E-Mail-Adresse: Martina.Agwi@ 
wifo.ac.at 

 

Verkehr 
Übersicht 26: Güter- und Personenverkehr 

 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Güterverkehr              
Straße (in tkm)  + 11,6  – 1,0  – 2,6   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Neuzulassungen Lkw (Nutzlast 1 t 
und darüber)  + 4,9  + 19,4  + 3,6  – 15,4  – 29,2  – 35,6  – 28,1  – 37,7  – 32,4  – 35,8  – 28,2  – 23,8  – 31,9 
Bahn (in tkm)  + 18,5  + 0,7  + 1,2  – 1,0  – 21,7   .   .   .   .   .   .   .   . 

Inlandverkehr  + 13,8  + 8,1  + 17,0  + 11,3  – 9,2   .   .   .   .   .   .   .   . 
Ein- und Ausfuhr  + 19,6  – 9,3  + 3,1  – 2,2  – 29,7   .   .   .   .   .   .   .   . 
Transit  + 20,8  + 18,6  – 17,6  – 11,1  – 16,0   .   .   .   .   .   .   .   . 

              
Personenverkehr              

Bahn (Personenkilometer)  + 2,1  + 3,2  + 13,8   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Luftverkehr (Passagiere)  + 5,8  + 10,0  + 4,2  – 7,1  – 14,6  – 11,4   .  – 9,1  – 13,1  – 11,8  – 6,0  – 7,6   . 
Neuzulassungen Pkw  + 0,2  – 3,4  – 1,5  – 7,7  – 12,9  + 7,2  + 28,6  + 12,8  + 4,8  + 4,0  + 44,1  + 22,6  + 17,9 

Q: Statistik Austria, ÖBB. • E-Mail-Adresse: Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 

 

Bankenstatistik 
Übersicht 27: Einlagen und Kredite 

 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2008 2009 
        I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. 
 Veränderung der Endstände gegen das Vorjahr in % 

              
Einlagen insgesamt  + 1,2  + 4,8  + 4,8  + 4,8  + 4,7  + 11,7  + 6,8  + 12,4  + 10,4  + 8,8  + 6,8  + 6,5  + 4,4 

Spareinlagen  + 1,8  + 3,5  + 2,8  + 0,7  + 2,1  + 4,5  + 6,3  + 5,7  + 5,0  + 4,1  + 6,3  + 6,2  + 6,3 
Termineinlagen  – 13,8  – 13,4  + 12,5  + 9,1  + 14,3  + 51,5  + 13,1  + 58,4  + 48,2  + 36,5  + 13,1  + 1,0  – 13,0 
Sichteinlagen  + 9,4  + 18,0  + 7,3  + 12,2  + 6,9  + 10,4  + 7,0  + 5,9  + 3,2  + 4,0  + 7,0  + 14,0  + 14,1 
Fremdwährungseinlagen  – 9,3  + 4,9  + 8,0  + 34,2  + 9,1  + 32,3  – 28,5  + 35,3  + 31,4  + 8,2  – 28,5  – 32,6  – 25,8 

Direktkredite an inländische 
Nichtbanken  + 1,2  + 1,6  + 5,0  + 4,7  + 4,5  + 3,6  + 7,4  + 5,0  + 5,4  + 6,3  + 7,4  + 5,3  + 3,3 
Q: OeNB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
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Arbeitsmarkt 
Übersicht 28: Saisonbereinigte Arbeitsmarktindikatoren 

 2008 2009 2009 
 II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 Veränderung gegen die Vorperiode in % 
              
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  + 0,4  + 0,0  – 0,3  – 0,6  – 0,7  – 0,3  – 0,2  – 0,2  – 0,1  – 0,1  – 0,0  + 0,0  + 0,0 
Arbeitslose  + 0,3  + 2,6  + 5,5  + 6,6  + 5,9  + 4,7  + 1,7  + 1,9  + 1,9  + 1,4  + 1,4  + 1,2  + 0,7 
Offene Stellen  – 5,4  – 8,5  – 8,5  – 8,3  – 8,1  – 5,4  – 2,7  – 2,6  – 2,3  – 1,6  – 1,4  – 1,6  – 1,7 
Arbeitslosenquote              

In % der unselbständigen 
Erwerbspersonen   5,8   5,9   6,2   6,6   7,0   7,4   6,9   7,0   7,2   7,3   7,4   7,5   7,5 
In % der Erwerbspersonen 
(laut Eurostat)   3,5   3,8   4,1   4,4   4,8   4,7   4,7   4,8   4,8   4,7   4,7   4,8   . 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Eurostat, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Bezug von 
Karenz- bzw. Kinderbetreuungsgeld, ohne Präsenzdienst, ohne arbeitslose Schulungsteilnehmer mit Beihilfen zur Deckung des Lebensunterhalts. • 
E-Mail-Adresse: Stefan.Fuchs@wifo.ac.at  

Übersicht 29: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen 
 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
 

 
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 In 1.000 
              
Unselbständig Beschäftigte   3.281   3.344   3.420   3.401   3.344   3.373   3.427   3.371   3.394   3.451   3.427   3.404   3.376 

Männer   1.765   1.798   1.831   1.814   1.754   1.794   1.825   1.794   1.804   1.834   1.825   1.815   1.801 
Frauen   1.516   1.546   1.590   1.588   1.590   1.579   1.603   1.577   1.590   1.617   1.602   1.589   1.576 

              
Ausländer   391   413   436   429   424   431   444   429   442   451   440   440   424 

              
Herstellung von Waren   .   .   610   605   585   573   574   574   570   576   575   570   568 
Bauwesen   .   .   248   244   213   253   264   254   255   264   264   264   263 
Private Dienstleistungen   .   .   1.564   1.551   1.542   1.528   1.567   1.523   1.548   1.584   1.570   1.546   1.521 
Öffentliche Dienstleistungen1)   .   .   820   825   831   833   835   833   832   837   831   836   845 

              
Unselbständig aktiv Beschäftigte2)   3.162   3.227   3.304   3.285   3.228   3.257   3.313   3.255   3.278   3.336   3.313   3.291   3.264 

Männer   1.750   1.784   1.816   1.800   1.740   1.778   1.809   1.778   1.787   1.818   1.810   1.800   1.785 
Frauen   1.412   1.444   1.488   1.485   1.489   1.479   1.504   1.477   1.490   1.518   1.503   1.491   1.478 

              
Arbeitslose   239   222   212   239   291   243   235   240   230   232   239   235   246 

Männer   136   124   119   136   188   138   129   136   130   129   129   129   133 
Frauen   103   98   93   102   103   105   106   103   100   104   109   106   113 

              
Personen in Schulung   58   53   51   52   58   64   61   64   62   56   58   68   74 
              
Offene Stellen   33   38   37   32   27   27   29   28   27   27   30   29   28 
              

 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
              
Unselbständig Beschäftigte  + 50,6  + 63,2  + 76,5  + 47,1  – 18,8  – 51,3  – 66,0  – 53,0  – 62,3  – 66,3  – 67,4  – 64,4  – 60,1 

Männer  + 24,2  + 32,8  + 32,5  + 13,0  – 32,3  – 49,0  – 54,8  – 50,1  – 54,1  – 56,3  – 55,3  – 52,9  – 49,6 
Frauen  + 26,4  + 30,4  + 43,9  + 34,1  + 13,5  – 2,4  – 11,2  – 2,9  – 8,2  – 10,0  – 12,1  – 11,5  – 10,5 

              
Ausländer  + 16,5  + 21,9  + 23,5  + 15,4  – 0,9  – 7,7  – 7,5  – 12,6  – 5,9  + 1,3  – 11,8  – 12,1  – 13,6 

              
Herstellung von Waren   .   .   .   .  – 18,9  – 35,0  – 49,1  – 30,9  – 42,6  – 53,8  – 47,1  – 46,4  – 45,1 
Bauwesen   .   .   .   .  – 9,6  – 6,5  – 2,8  – 6,0  – 5,7  – 3,5  – 3,3  – 1,7  – 2,1 
Private Dienstleistungen   .   .   .   .  – 7,5  – 28,3  – 30,8  – 35,1  – 31,8  – 27,7  – 31,8  – 33,0  – 30,7 
Öffentliche Dienstleistungen1)   .   .   .   .  + 16,1  + 15,6  + 14,4  + 16,4  + 15,3  + 15,7  + 12,1  + 15,5  + 19,9 

              
Unselbständig aktiv Beschäftigte2)  + 51,5  + 65,5  + 76,7  + 47,2  – 18,9  – 50,8  – 63,7  – 52,7  – 61,4  – 64,7  – 65,2  – 61,3  – 55,2 

Männer  + 23,0  + 33,2  + 32,8  + 13,1  – 32,5  – 50,0  – 56,2  – 51,3  – 55,3  – 57,7  – 56,7  – 54,3  – 50,3 
Frauen  + 28,5  + 32,3  + 43,9  + 34,1  + 13,6  – 0,8  – 7,5  – 1,4  – 6,1  – 6,9  – 8,5  – 7,0  – 4,8 

              
Arbeitslose  – 13,5  – 16,9  – 10,0  + 7,3  + 50,4  + 55,0  + 53,3  + 55,0  + 56,9  + 53,7  + 54,9  + 51,2  + 42,7 

Männer  – 8,5  – 11,4  – 5,5  + 7,4  + 40,0  + 40,3  + 36,2  + 40,1  + 40,6  + 37,5  + 36,9  + 34,1  + 28,8 
Frauen  – 5,0  – 5,5  – 4,5  – 0,1  + 10,4  + 14,8  + 17,1  + 14,9  + 16,3  + 16,2  + 18,0  + 17,1  + 14,0 

              
Personen in Schulung  + 8,9  – 4,9  – 2,1  + 1,2  + 2,8  + 12,6  + 16,9  + 12,2  + 15,8  + 15,5  + 17,3  + 18,0  + 19,2 
              
Offene Stellen  + 6,7  + 5,3  – 0,7  – 2,7  – 10,0  – 15,0  – 10,5  – 14,6  – 16,7  – 12,5  – 9,6  – 9,4  – 7,2 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Eurostat, WIFO-Berechnungen.  1) ÖNACE 2008, 
Abschnitte O bis Q.  2) Ohne Bezug von Karenz- bzw. Kinderbetreuungsgeld, ohne Präsenzdienst, ohne arbeitslose Schulungsteilnehmer mit Beihilfen 
zur Deckung des Lebensunterhalts. • E-Mail-Adresse: Stefan.Fuchs@wifo.ac.at   
Übersicht 30: Arbeitslosenquote und Stellenandrang 

 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
 

 
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
              
Arbeitslosenquote  + 6,8  + 6,2  + 5,8  + 6,6  + 8,0  + 6,7  + 6,4  + 6,6  + 6,3  + 6,3  + 6,5  + 6,4  + 6,8 

Männer  + 7,1  + 6,5  + 6,1  + 7,0  + 9,7  + 7,1  + 6,6  + 7,1  + 6,7  + 6,6  + 6,6  + 6,6  + 6,9 
Frauen  + 6,4  + 6,0  + 5,6  + 6,0  + 6,1  + 6,2  + 6,2  + 6,2  + 5,9  + 6,0  + 6,4  + 6,3  + 6,7 

Unter 25-Jährige (in % der 
Arbeitslosen insgesamt)  + 15,9  + 15,8  + 16,1  + 16,8  + 16,0  + 16,6  + 17,2  + 16,6  + 16,1  + 16,8  + 17,3  + 17,5  + 16,8 
              
Stellenandrang (Arbeitslose je 
100 offene Stellen)   727   582   566   755   1.086   885   819   861   852   860   797   804   884 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Stefan.Fuchs 
@wifo.ac.at 
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Preise und Löhne 
Übersicht 31: Verbraucherpreise und Großhandelspreise 

 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Harmonisierter VPI  + 1,7  + 2,2  + 3,2  + 2,3  + 1,1  + 0,1  – 0,1  + 0,1  – 0,3  – 0,4  + 0,2  + 0,0  + 0,1 
Verbraucherpreisindex  + 1,5  + 2,2  + 3,2  + 2,2  + 1,1  + 0,3  + 0,0  + 0,3  – 0,1  – 0,3  + 0,3  + 0,1  + 0,3 

Ohne Saisonwaren  + 1,4  + 2,1  + 3,3  + 2,3  + 1,1  + 0,4  + 0,2  + 0,4  + 0,0  – 0,2  + 0,5  + 0,2  + 0,3 
Nahrungsmittel, alkoholfreie 
Getränke  + 1,9  + 4,2  + 6,3  + 3,9  + 2,2  + 0,4  – 0,5  + 0,1  + 0,4  – 0,4  – 0,6  – 0,6  – 1,0 
Alkoholische Getränke, Tabak  + 0,3  + 2,3  + 4,9  + 4,8  + 2,2  + 1,4  + 0,8  + 1,2  + 1,5  + 0,8  + 0,7  + 0,9  + 0,6 
Bekleidung und Schuhe  – 0,3  + 2,2  + 1,5  + 1,4  + 2,6  + 1,4  + 2,2  + 1,9  + 0,2  + 0,5  + 4,9  + 1,2  – 0,4 
Wohnung, Wasser, Energie  + 4,3  + 4,6  + 2,7  + 2,6  + 2,3  + 1,7  + 1,5  + 1,8  + 1,2  + 1,1  + 1,9  + 1,6  + 2,0 
Hausrat und laufende 
Instandhaltung  + 0,8  + 1,1  + 2,5  + 2,2  + 2,3  + 2,2  + 2,6  + 2,8  + 2,5  + 2,8  + 2,9  + 2,1  + 2,6 
Gesundheitspflege  + 0,8  + 1,8  + 2,0  + 2,4  + 2,2  + 2,3  + 1,9  + 2,4  + 2,3  + 1,8  + 2,0  + 2,0  + 2,0 
Verkehr  + 2,8  + 0,3  + 5,4  – 0,0  – 5,1  – 6,2  – 5,6  – 6,7  – 6,7  – 6,8  – 5,4  – 4,6  – 3,2 
Nachrichtenübermittlung  – 6,1  – 3,3  – 4,2  – 2,5  – 1,4  – 2,0  – 1,0  – 2,0  – 2,0  – 2,2  – 0,3  – 0,5  – 0,3 
Freizeit und Kultur  – 2,2  + 0,1  + 0,9  + 1,7  + 1,8  + 1,2  – 0,4  + 1,1  + 0,3  – 0,5  – 0,5  – 0,2  – 0,5 
Erziehung und Unterricht  + 7,4  + 1,9  + 1,2  – 0,9  – 4,5  – 12,0  – 13,3  – 11,9  – 11,9  – 11,9  – 11,6  – 16,5  – 16,3 
Restaurants und Hotels  + 2,3  + 2,6  + 3,6  + 3,8  + 3,0  + 2,6  + 2,1  + 2,6  + 2,3  + 2,1  + 2,3  + 1,8  + 1,7 
Verschiedene Waren und 
Dienstleistungen  + 1,6  + 2,4  + 3,0  + 3,4  + 3,3  + 3,4  + 3,3  + 3,5  + 3,4  + 3,4  + 3,4  + 3,3  + 3,3 

              
Großhandelspreisindex  + 2,9  + 4,1  + 6,4  – 1,2  – 6,5  – 9,8  – 9,4  – 10,5  – 10,3  – 11,5  – 8,6  – 8,2  – 6,2 

Ohne Saisonprodukte  + 3,0  + 4,1  + 6,3  – 1,1  – 6,6  – 9,8  – 9,4  – 10,5  – 10,3  – 11,5  – 8,6  – 8,2  – 6,1 
Q: Statistik Austria. • E-Mail-Adresse: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 
 

Übersicht 32: Tariflöhne 
 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

  
              
Beschäftigte  + 2,7  + 2,4  + 3,1  + 3,2  + 3,5  + 3,4  + 3,4  + 3,3  + 3,4  + 3,4  + 3,4  + 3,4  + 3,4 

Ohne öffentlichen Dienst  + 2,7  + 2,5  + 3,2  + 3,3  + 3,5  + 3,3  + 3,3  + 3,3  + 3,2  + 3,3  + 3,3  + 3,4  + 3,4 
Arbeiter  + 2,7  + 2,5  + 3,2  + 3,4  + 3,7  + 3,4  + 3,4  + 3,3  + 3,3  + 3,4  + 3,4  + 3,3  + 3,3 
Angestellte  + 2,7  + 2,5  + 3,2  + 3,2  + 3,3  + 3,3  + 3,3  + 3,3  + 3,2  + 3,3  + 3,3  + 3,4  + 3,4 
Bedienstete              

Öffentlicher Dienst  + 2,7  + 2,4  + 2,7  + 2,7  + 3,5  + 3,5  + 3,5  + 3,5  + 3,5  + 3,5  + 3,5  + 3,5  + 3,5 
Verkehr  + 2,6  + 2,5  + 2,9  + 2,9  + 3,7  + 3,7  + 3,7  + 3,7  + 3,7  + 3,7  + 3,7  + 3,7  + 3,7 

Q: Statistik Austria. • E-Mail-Adresse: Doris.Gabriel@wifo.ac.at 
 

Übersicht 33: Effektivverdienste 
 2006 2007 2008 2008 2009 2007 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Gesamtwirtschaft1)              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 4,9  + 5,3  + 5,4  + 4,8  + 2,9  + 1,9   .   .   .   .   .   .   . 
Lohn- und Gehaltssumme, netto  + 4,7  + 5,3  + 4,9   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Pro-Kopf-Einkommen              

Je Arbeitnehmer, brutto  + 3,2  + 3,1  + 2,7  + 2,7  + 3,2  + 3,0   .   .   .   .   .   .   . 
Je Arbeitnehmer, netto  + 3,0  + 3,1  + 2,1   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Je Arbeitnehmer, netto real2)  + 0,8  + 0,4  – 0,5   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

              
Sachgütererzeugung              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 6,1  + 5,0   .   .   .   .   .  + 5,8  + 5,0  + 4,0  + 4,4  + 4,6  + 4,8 
Pro-Kopf-Einkommen je 
unselbständig Beschäftigten              

Einschließlich Sonderzahlungen  + 2,9  + 2,8   .   .   .   .   .  + 3,5  + 2,9  + 1,9  + 2,1  + 2,5  + 2,4 
Stundenverdienste je Arbeiter              

Einschließlich Sonderzahlungen  + 2,8  + 2,5   .   .   .   .   .  + 1,8  + 3,0  + 3,4  + 0,3  + 2,7  + 2,7 
Ohne Sonderzahlungen  + 2,8  + 2,6   .   .   .   .   .  + 1,2  + 2,6  + 3,4  + 1,5  + 2,9  + 2,7 

              
Bauwesen              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 11,7  + 4,8   .   .   .   .   .  + 5,1  + 1,8  + 0,7  + 5,0  + 2,4  + 3,4 
Pro-Kopf-Einkommen je 
unselbständig Beschäftigten              

Einschließlich Sonderzahlungen  – 0,3  + 2,9   .   .   .   .   .  + 4,6  + 1,9  + 0,9  + 4,8  + 2,5  + 1,9 
Stundenverdienste je Arbeiter              

Einschließlich Sonderzahlungen  + 0,2  + 2,9   .   .   .   .   .  + 2,3  + 2,6  + 2,5  + 2,9  + 4,7  + 2,1 
Ohne Sonderzahlungen  + 1,0  + 2,9   .   .   .   .   .  + 1,8  + 3,4  + 2,5  + 2,8  + 3,0  + 2,2 

Q: Statistik Austria.  1) Laut ESVG 1995.  2) Referenzjahr 2000, berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen. • E-Mail-Adresse: Doris.Gabriel@wifo.ac.at 
 

Staatshaushalt 
Übersicht 34: Staatsquoten 

 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
 In % des Bruttoinlandsproduktes 

              
Staatsausgaben   55,9   53,7   54,0   53,7   52,1   51,6   51,0   51,5   54,0   50,1   49,7   48,8   48,9 
Abgabenquote Staat und EU   42,9   44,4   44,4   44,0   43,2   45,3   43,9   43,8   43,4   42,3   41,9   42,2   42,8 
Finanzierungssaldo1)  – 4,0  – 1,8  – 2,4  – 2,3  – 1,7   0,0  – 0,7  – 1,4  – 4,4  – 1,6  – 1,6  – 0,6  – 0,4 
Schuldenstand   68,3   64,4   64,8   67,2   66,5   67,1   66,5   65,5   64,8   63,9   62,2   59,5   62,6 
Q: Statistik Austria, Stand 30. September 2009.  1) Einschließlich Saldo der Währungstauschverträge. • E-Mail-Adresse: Andrea.Sutrich@wifo.ac.at 
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Soziale Sicherheit 
Übersicht 35: Pensionen nach Pensionsversicherungsträgern  

 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
 Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in €              

Bestand insgesamt 2.015,2 2.042,0 2.069,3 2.095,2 2.125,4 2.152,8 787  805  820  847  872  930  
Unselbständige 1.670,2 1.696,9 1.723,9 1.749,5 1.779,0 1.806,2 805  822  836  864  888  946  

Arbeiter 973,4 981,4 992,5 1.002,8 1.014,2 1.024,3 635  648  657  676  695  739  
Angestellte 655,4 674,5 691,0 707,0 725,3 742,8 1.047  1.066  1.085  1.120  1.148  1.221  

Selbständige 345,0 345,1 345,4 345,7 346,4 346,6 699  719  736  762  790  846  
Gewerbliche Wirtschaft 157,4 158,3 159,5 160,5 161,2 162,3 879  904  927  961  998  1.070  
Bauern 187,3 186,5 185,9 185,2 184,9 184,3 543  557  567  589  609  650               

Neuzuerkennungen insgesamt1) 96,0 111,7 113,9 112,5 117,4 118,0 841  853  796  839  905  950  
Unselbständige 80,5 96,4 98,7 97,5 102,1 102,1 849  860  795  838  905  951  

Arbeiter 42,9 52,4 57,2 56,6 57,7 57,6 622  657  584  617  675  723  
Angestellte 36,0 42,3 39,9 39,5 42,6 42,7 1.115  1.108  1.091  1.147  1.206  1.249  

Selbständige1) 15,5 15,3 15,2 15,0 15,3 15,8 799  808  804  844  907  954  
Gewerbliche Wirtschaft 8,0 8,0 8,0 7,9 7,7 8,6 1.033  1.026  1.019  1.050  1.162  1.177  
Bauern 7,5 7,2 7,2 7,0 7,6 7,2 548  565  567  612  651  675  

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger.  1) Ohne Notariat. • E-Mail-Adresse: Sandra.Schneeweiss@wifo.ac.at 
Übersicht 36: Pensionen nach Pensionsarten 

 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
 Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in €              

Bestand insgesamt 2.015,2 2.042,0 2.069,3 2.095,1 2.125,4 2.153,2 787 805 820 847 872 930 
Direktpensionen 1.492,9 1.521,3 1.548,1 1.573,8 1.605,0 1.635,9 888 906 922 952 978 1.040 

Invaliditätspensionen 388,1 406,4 418,7 429,7 440,8 450,7 771 796 812 839 863 918 
Alle Alterspensionen1) 1.104,8 1.114,9 1.129,4 1.144,1 1.164,2 1.185,2 929 947 963 994 1.021 1.087 

Normale Alterspensionen 912,0 950,0 989,2 1.021,2 1.054,0 1.079,5 849 876 900 937 965 1.029 
Vorzeitige Alterspensionen 192,4 164,5 139,8 122,9 110,2 105,7 1.310 1.360 1.409 1.466 1.554 1.683 

Lange Versicherungsdauer 118,2 111,7 107,9 94,2 42,7 32,8 1.418 1.447 1.467 1.475 1.299 1.368 
Arbeitslosigkeit 13,6 9,7 5,7 2,0 0,0 – 738 753 760 784 992 – 
Geminderte Arbeitsfähigkeit 60,3 42,9 26,1 13,8 5,9 1,9 1.228 1.271 1.311 1.342 1.336 1.357 
Gleitpensionen 0,3 0,2 0,1 0,0 – – 977 1.012 989 1.022 – – 

Korridorpension    1,1 2,7 5,2    1.321 1.310 1.370 
Langzeitversicherte2)    11,5 58,5 64,3    1.682 1.776 1.885 
Schwerarbeitspension     0,4 1,3     1.307 1.432 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 474,7 472,4 472,7 472,2 471,1 468,8 521 532 541 559 574 610 
Waisenpensionen 47,6 48,3 48,5 49,1 49,1 48,5 259 265 270 279 290 309              

Neuzuerkennungen insgesamt3) 96,0 111,7 113,9 112,5 117,4 118,0 841 853 796 839 905 950 
Direktpensionen 68,1 81,9 81,8 81,7 87,6 88,7 994 990 927 976 1.041 1.098 

Invaliditätspensionen 22,1 33,5 30,9 29,9 30,4 30,1 891 908 805 818 848 892 
Alle Alterspensionen1) 46,1 48,4 50,9 51,7 57,2 58,6 1.044 1.046 1.001 1.068 1.144 1.195 

Normale Alterspensionen 17,0 19,1 22,0 21,5 24,8 25,6 542 542 485 550 626 684 
Vorzeitige Alterspensionen 29,1 29,3 28,9 30,2 32,3 33,0 1.335 1.376 1.393 1.436 1.542 1.592 

Lange Versicherungsdauer 26,1 28,7 28,9 17,5 13,3 10,0 1.408 1.388 1.393 1.284 1.251 1.198 
Arbeitslosigkeit 2,9 0,4 0,01 0,00 0,00 – 699 673 551 1.427 1.292 – 
Geminderte Arbeitsfähigkeit 0,2 0,05 0,01 0,01 – 0,0 964 876 533 833 – 51 
Gleitpensionen 0,1 0,04 – – – – 986 1.021 – – – – 

Korridorpension    1,1 1,6 2,6    1.317 1.280 1.321 
Langzeitversicherte2)    11,6 17,0 19,5    1.677 1.799 1.838 
Schwerarbeitspension     0,4 0,9     1.299 1.427 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 23,2 24,2 26,2 25,2 24,2 23,8 518 535 518 532 566 584 
Waisenpensionen 4,7 5,5 6,0 5,6 5,6 5,4 214 220 220 223 232 238 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger.  1) Einschließlich Knappschaftssold.  2) "Hacklerregelung".  3) Ohne Notariat. • 
E-Mail-Adresse: Sandra.Schneeweiss@wifo.ac.at 
Übersicht 37: Durchschnittsalter bei Neuzuerkennung von Pensionen 

 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
 Männer Frauen              

Alle Pensionsversicherungsträger, Direktpensionen 59,0 58,5 59,0 59,0 59,0 58,9 57,3 56,9 57,1 56,9 57,2 57,1 
Invaliditätspensionen 54,3 54,5 53,9 53,9 53,9 53,7 51,3 51,0 51,0 50,7 50,6 50,3 
Alle Alterspensionen 62,7 62,8 63,4 63,2 62,8 62,7 59,0 59,2 59,5 59,3 59,5 59,5 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. • E-Mail-Adresse: Sandra.Schneeweiss@wifo.ac.at 
Übersicht 38: Beiträge des Bundes zur Pensionsversicherung 

 2002 2003 2004 20051) 2006 2007 2002 2003 2004 20051) 2006 2007 
 Mio. € In % des Pensionsaufwands              

Unselbständige 2.691,3 3.550,5 3.797,9 2.637,4 2.720,4 2.660,5 15,0 19,3 19,8 13,3 13,2 12,4 
Gewerbliche Wirtschaft 1.039,3 1.019,5 1.038,6 708,7 656,7 705,1 57,1 54,5 53,5 35,4 31,4 32,3 
Bauern 1.031,0 1.027,5 1.066,7 961,0 1.009,7 1.066,7 86,9 85,7 87,0 76,8 78,0 79,7 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger.  1) Ab 2005 nicht direkt vergleichbar, Pensionsharmonisierungsgesetz (BGBl. 
I/142/2004). • E-Mail-Adresse: Sandra.Schneeweiss@wifo.ac.at 

Umwelt 
Übersicht 39: Energiebedingte CO2-Emissionen 

 CO2-Emissionen Emissionsintensität 
 1990 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2007 
 Mio. t kg je BIP1) t je 

Einwohner             
OECD 11.072,6  12.492,2  12.526,9  12.520,2  12.755,0  12.886,6  12.922,2  12.865,6  13.000,8  0,40   10,97   

USA 4.863,3  5.693,0  5.672,7  5.614,4  5.688,6  5.772,4  5.784,5  5.698,4  5.769,3  0,50   19,10   
EU 27 4.059,4  3.831,1  3.905,3  3.876,7  3.993,5  4.002,9  3.970,2  3.987,7  3.926,4  0,32   7,92   

Deutschland 950,4  827,1  845,4  832,9  842,1  843,4  811,3  823,5  798,4  0,34   9,71   
Österreich 56,2  61,4  65,2  67,7  73,1  73,5  74,0  73,9  69,7  0,26   8,38   
Frankreich 352,1  376,8  383,7  375,8  385,3  385,5  388,5  378,3  369,3  0,21   5,81   
Italien 397,8  423,7  426,3  432,7  448,7  450,0  453,8  455,4  437,6  0,28   7,38   
Polen 343,7  291,8  290,4  280,0  291,0  295,0  294,1  305,7  304,7  0,57   7,99   
Tschechien 155,4  122,1  121,6  117,4  120,9  122,0  119,7  120,8  122,1  0,58   11,83   

China 2.211,0  3.037,8  3.084,0  3.308,8  3.829,7  4.546,1  5.058,3  5.603,5  6.027,9  0,61   4,57   
Q: IEA.  1) Zu Preisen von 2000, auf Dollarbasis, kaufkraftbereinigt. • E-Mail-Adresse: Katharina.Koeberl@wifo.ac.at 
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Übersicht 40: Umweltrelevante Steuern im Sinne der VGR 
 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
 Mio. € 

         
Umweltsteuereinnahmen insgesamt 5.436  6.015  6.294  6.602  6.835  6.920  6.875  7.105  

Energiesteuern1) 3.288  3.635  3.801  4.009  4.330  4.350  4.221  4.453  
Transportsteuern2) 1.625  1.821  1.920  1.994  1.931  1.989  2.042  2.030  
Ressourcensteuern3) 453  470  480  503  516  535  540  549  
Umweltverschmutzungssteuern4) 71  89  93  97  57  46  72  72  

         
 Anteile der Umweltsteuern in % 

         
An den Steuereinnahmen insgesamt 
(einschließlich Sozialabgaben) 6,0  6,2  6,5  6,7  6,7  6,7  6,4  6,2  
Am BIP (nominell) 2,6  2,8  2,9  2,9  2,9  2,8  2,7  2,6  
Q: Bundesrechnungsabschluss, Statistik Austria, WIFO-Datenbank, WIFO-Berechnungen.  1) Mineralölsteuer, Energieabgabe.  2) Kfz-Steuer, Kfz-Zulas-
sungssteuer Motorbezogene Versicherungssteuer, Normverbrauchsabgabe, Straßenbenützungsbeitrag.  3) Grundsteuer, Jagd- und Fischereiabgabe, 
Abgabe gemäß Wiener Baumschutzgesetz, Landschaftsschutz- und Naturschutzabgabe.  4) Altlastenbeitrag, Deponiestandortabgabe. • 
E-Mail-Adresse: Katharina.Koeberl@wifo.ac.at 
 

Entwicklung in den Bundesländern 
Übersicht 41: Bruttowertschöpfung 

 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
          
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

          
Wien  + 3,0  + 1,1  + 2,8  + 0,0  + 0,6  + 2,2  + 2,6  + 2,4  + 2,0 
Niederösterreich  + 5,5  – 1,0  + 1,3  + 2,1  + 4,1  + 2,5  + 5,1  + 4,0  + 2,4 
Burgenland  + 3,9  + 1,1  + 5,1  + 0,3  + 2,8  + 1,8  + 1,2  + 2,6  + 2,0 
Steiermark  + 3,1  + 1,5  – 0,1  + 2,1  + 3,4  + 2,4  + 4,8  + 2,9  + 2,7 
Kärnten  + 1,9  + 1,6  + 1,2  + 0,8  + 2,8  + 1,6  + 4,7  + 4,0  + 1,5 
Oberösterreich  + 3,9  + 1,0  + 2,1  + 1,5  + 2,3  + 3,9  + 4,0  + 5,3  + 2,7 
Salzburg  + 3,1  – 0,5  + 0,9  + 0,9  + 4,2  + 1,9  + 4,2  + 3,8  + 2,0 
Tirol  + 4,6  + 1,6  + 1,6  + 1,4  + 2,7  + 4,5  + 4,1  + 3,8  + 2,4 
Vorarlberg  + 4,4  + 2,2  + 2,5  – 0,1  + 3,8  + 2,6  + 3,8  + 4,4  + 2,6 
          
Österreich  + 3,7  + 0,8  + 1,8  + 1,1  + 2,5  + 2,7  + 3,9  + 3,6  + 2,3 
Q: WIFO-Berechnungen, vorläufige Schätzwerte, Stand November 2009. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at  
 

Übersicht 42: Tourismus 
 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Übernachtungen              
Wien  + 6,7  + 3,3  + 6,0  + 2,6  – 9,3  – 5,5  – 2,8  – 3,2  – 8,9  – 3,6  – 4,2  – 0,5  – 3,7 
Niederösterreich  + 4,0  + 4,3  + 3,1  + 1,4  – 0,2  – 3,7  – 0,7  – 0,3  – 6,4  – 3,4  – 5,1  + 1,6  + 1,4 
Burgenland  + 1,4  + 4,8  + 4,0  + 6,9  – 1,8  + 5,0  + 2,5  + 22,5  – 8,0  + 9,3  + 2,7  – 0,1  + 7,2 
Steiermark  + 0,0  + 3,1  + 5,3  + 4,1  – 4,3  + 9,3  + 0,2  + 34,1  – 7,4  + 10,3  – 5,0  + 4,1  + 1,5 
Kärnten  – 3,4  + 4,0  + 1,3  + 3,9  – 8,3  + 1,1  + 0,3  + 58,1  – 11,2  – 2,6  – 7,7  + 6,9  + 5,4 
Oberösterreich  + 1,3  + 1,6  + 3,3  + 4,0  – 4,4  + 3,3  – 1,1  + 8,5  – 1,9  + 5,0  – 5,9  + 0,2  + 4,4 
Salzburg  + 2,0  + 0,7  + 4,7  + 6,7  – 10,4  + 13,9  – 0,1  + 86,5  – 16,6  – 1,8  – 3,8  + 2,6  + 1,7 
Tirol  – 1,5  + 0,2  + 4,8  + 7,7  – 9,4  + 20,5  + 0,9  +102,6  – 17,6  + 0,2  – 4,4  + 6,5  – 0,1 
Vorarlberg  – 2,1  + 2,6  + 4,4  + 9,2  – 11,4  + 28,3  + 3,0  +114,5  – 13,8  + 5,3  – 3,7  + 8,9  + 3,2 
              
Österreich  + 0,1  + 1,7  + 4,3  + 5,7  – 8,9  + 9,2  + 0,2  + 53,9  – 11,4  + 0,6  – 4,9  + 4,5  + 1,4 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
 

Übersicht 43: Abgesetzte Produktion der Sachgütererzeugung 
 2008 2009 2009 
 II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

            
Wien   .   .   .  + 16,0  – 5,7  + 0,4  + 39,0  + 6,4  – 10,3  – 13,1  + 1,1 
Niederösterreich   .   .   .  – 21,2  – 26,3  – 22,2  – 17,4  – 26,4  – 26,0  – 26,4  – 24,4 
Burgenland   .   .   .  – 40,5  – 32,3  – 43,9  – 34,5  – 35,8  – 34,7  – 26,5  – 17,2 
Steiermark   .   .   .  – 26,5  – 30,7  – 32,4  – 18,3  – 35,7  – 27,8  – 28,2  – 24,3 
Kärnten   .   .   .  – 28,7  – 23,4  – 30,6  – 26,4  – 25,6  – 23,3  – 21,5  – 20,5 
Oberösterreich   .   .   .  – 17,0  – 19,4  – 22,1  – 10,0  – 20,1  – 20,1  – 18,0  – 19,8 
Salzburg   .   .   .  – 21,9  – 25,6  – 23,4  – 15,0  – 31,3  – 24,9  – 20,4  – 13,4 
Tirol   .   .   .  – 19,3  – 15,6  – 19,8  – 11,6  – 16,3  – 15,1  – 15,5  – 12,6 
Vorarlberg   .   .   .  – 11,4  – 19,6  – 12,9  – 3,2  – 18,8  – 19,4  – 20,5  – 13,6 
            
Österreich   .   .   .  – 17,8  – 22,3  – 22,3  – 9,8  – 23,0  – 22,3  – 21,7  – 18,7 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
 

Übersicht 44: Abgesetzte Produktion im Bauwesen 
 2008 2009 2009 
 II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

            
Wien   .   .   .  – 5,8  – 3,6  – 8,8  – 0,3  + 3,7  – 12,6  – 0,4  – 3,9 
Niederösterreich   .   .   .  – 7,6  – 3,0  – 12,7  + 0,8  – 4,7  – 2,6  – 1,9  + 0,6 
Burgenland   .   .   .  + 4,3  + 5,7  + 3,1  + 7,6  + 0,9  + 10,3  + 6,1  + 17,8 
Steiermark   .   .   .  – 12,8  – 9,3  – 13,3  – 10,6  – 13,5  – 9,3  – 5,5  – 2,3 
Kärnten   .   .   .  – 11,7  – 4,8  – 17,8  + 1,7  – 3,3  – 4,6  – 6,3  – 2,4 
Oberösterreich   .   .   .  + 0,8  + 1,6  – 3,2  + 3,9  – 1,9  + 2,7  + 3,8  + 0,6 
Salzburg   .   .   .  – 11,6  – 8,9  – 21,9  – 8,7  – 15,6  – 7,1  – 4,2  – 9,8 
Tirol   .   .   .  – 16,2  – 13,9  – 22,1  – 12,5  – 20,7  – 12,6  – 9,1  – 11,9 
Vorarlberg   .   .   .  – 17,7  – 3,8  – 22,4  – 19,0  – 3,0  – 10,6  + 2,2  – 5,1 
            
Österreich   .   .   .  – 7,6  – 4,3  – 11,8  – 2,7  – 5,4  – 6,2  – 1,6  – 2,7 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
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Übersicht 45: Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 In 1.000 
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)             
Wien   739   750   765   764   754   761   763   761   763   767   762   761   761 
Niederösterreich   524   534   546   545   528   543   549   543   545   552   549   548   545 
Burgenland   84   86   88   87   83   89   91   90   90   91   90   91   89 
Steiermark   438   448   461   457   444   453   459   453   454   461   458   459   455 
Kärnten   194   198   202   198   190   199   206   199   202   209   206   202   198 
Oberösterreich   554   569   584   583   567   575   584   575   576   588   584   580   579 
Salzburg   219   223   229   226   228   222   229   221   225   231   230   226   222 
Tirol   276   282   289   285   293   279   291   278   286   294   292   285   275 
Vorarlberg   135   138   141   140   141   137   140   136   137   142   141   139   137 
              
Österreich   3.162   3.227   3.304   3.285   3.228   3.257   3.313   3.255   3.278   3.336   3.313   3.291   3.264 
              
Arbeitslose              
Wien   78   72   66   69   77   69   71   68   70   69   72   72   70 
Niederösterreich   40   37   35   38   51   38   40   38   38   41   41   39   38 
Burgenland   8   7   7   8   11   7   7   7   7   7   7   6   6 
Steiermark   33   32   31   35   47   36   34   35   34   35   34   33   34 
Kärnten   17   16   16   20   25   18   17   18   16   17   17   18   20 
Oberösterreich   26   22   22   25   36   27   28   27   26   28   29   27   27 
Salzburg   11   10   10   12   14   13   11   13   11   11   11   11   13 
Tirol   17   16   16   21   20   22   16   23   17   15   15   17   24 
Vorarlberg   9   9   8   10   10   11   11   11   11   10   11   11   12 
              
Österreich   239   222   212   239   291   243   235   240   230   232   239   235   246 
              

 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)             
Wien  + 7,3  + 11,3  + 14,9  + 9,4  + 1,3  – 6,6  – 11,2  – 6,4  – 9,6  – 10,7  – 12,0  – 10,9  – 9,9 
Niederösterreich  + 8,6  + 10,5  + 12,3  + 8,1  – 2,7  – 7,8  – 10,2  – 6,6  – 11,1  – 10,1  – 10,0  – 10,6  – 10,2 
Burgenland  + 1,2  + 1,8  + 2,1  + 1,7  – 0,2  – 0,0  – 0,1  + 0,0  – 0,4  – 0,2  – 0,1  – 0,0  + 0,2 
Steiermark  + 7,1  + 10,2  + 12,7  + 6,7  – 6,9  – 11,6  – 12,9  – 11,6  – 13,6  – 13,7  – 13,6  – 11,4  – 10,7 
Kärnten  + 3,2  + 4,0  + 3,9  + 1,7  – 3,5  – 5,0  – 5,7  – 5,4  – 5,3  – 5,7  – 6,2  – 5,2  – 4,3 
Oberösterreich  + 10,8  + 14,5  + 15,7  + 9,8  – 4,9  – 10,9  – 13,7  – 10,7  – 12,9  – 14,2  – 13,9  – 13,0  – 12,0 
Salzburg  + 4,4  + 4,4  + 5,9  + 3,5  – 1,8  – 4,5  – 3,4  – 6,7  – 3,1  – 4,0  – 3,5  – 2,9  – 2,3 
Tirol  + 6,5  + 5,9  + 6,8  + 4,8  – 0,1  – 2,8  – 4,1  – 3,3  – 3,1  – 3,8  – 3,8  – 4,6  – 3,4 
Vorarlberg  + 2,3  + 2,8  + 2,3  + 1,4  – 0,2  – 1,4  – 2,4  – 2,1  – 2,4  – 2,3  – 2,1  – 2,8  – 2,5 
              
Österreich  + 51,5  + 65,5  + 76,7  + 47,2  – 18,9  – 50,8  – 63,7  – 52,7  – 61,4  – 64,7  – 65,2  – 61,3  – 55,2 
              
Arbeitslose              
Wien  – 3,3  – 5,8  – 5,8  – 3,8  + 3,9  + 7,5  + 9,0  + 7,0  + 9,3  + 8,0  + 9,2  + 9,7  + 8,7 
Niederösterreich  – 2,3  – 2,9  – 2,2  – 0,0  + 8,8  + 9,2  + 9,7  + 9,1  + 9,0  + 9,7  + 9,6  + 9,6  + 8,5 
Burgenland  – 0,4  – 0,7  – 0,1  + 0,4  + 1,5  + 1,2  + 1,1  + 1,2  + 1,2  + 1,2  + 1,2  + 0,9  + 0,7 
Steiermark  – 2,1  – 1,2  – 1,0  + 2,7  + 10,0  + 10,2  + 8,5  + 10,3  + 10,0  + 9,2  + 8,7  + 7,5  + 6,0 
Kärnten  – 0,4  – 1,0  – 0,0  + 1,9  + 5,7  + 5,6  + 5,0  + 5,7  + 5,6  + 5,4  + 5,2  + 4,5  + 3,6 
Oberösterreich  – 2,3  – 3,4  – 0,7  + 2,4  + 9,9  + 10,3  + 9,6  + 10,3  + 10,3  + 9,7  + 10,0  + 9,1  + 7,9 
Salzburg  – 1,2  – 1,0  + 0,0  + 1,5  + 4,0  + 3,5  + 3,1  + 3,6  + 3,8  + 3,4  + 3,2  + 2,8  + 1,6 
Tirol  – 0,7  – 0,3  – 0,0  + 1,3  + 4,4  + 4,6  + 3,9  + 4,8  + 4,7  + 4,0  + 4,3  + 3,5  + 2,7 
Vorarlberg  – 0,7  – 0,6  – 0,2  + 0,7  + 2,2  + 3,0  + 3,3  + 3,1  + 3,2  + 3,0  + 3,5  + 3,5  + 3,1 
              
Österreich  – 13,5  – 16,9  – 10,0  + 7,3  + 50,4  + 55,0  + 53,3  + 55,0  + 56,9  + 53,7  + 54,9  + 51,2  + 42,7 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Bezug 
von Karenz- bzw. Kinderbetreuungsgeld, ohne Präsenzdienst. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
 

Übersicht 46: Arbeitslosenquote 
 2006 2007 2008 2008 2009 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. IV. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
              
Wien   9,3   8,5   7,8   8,0   9,0   8,1   8,3   8,0   8,1   8,0   8,4   8,4   8,2 
Niederösterreich   6,9   6,3   5,9   6,4   8,6   6,4   6,6   6,3   6,3   6,7   6,8   6,4   6,4 
Burgenland   8,5   7,6   7,4   8,1   11,5   6,9   6,8   6,7   6,8   7,0   7,0   6,4   6,5 
Steiermark   6,8   6,4   6,1   6,9   9,3   7,1   6,7   7,0   6,7   6,8   6,8   6,5   6,6 
Kärnten   7,9   7,3   7,2   9,0   11,4   8,2   7,5   8,0   7,2   7,3   7,5   7,8   8,8 
Oberösterreich   4,3   3,6   3,5   4,0   5,7   4,4   4,5   4,3   4,2   4,5   4,6   4,3   4,3 
Salzburg   4,5   4,0   3,9   5,0   5,4   5,3   4,3   5,4   4,5   4,2   4,3   4,5   5,5 
Tirol   5,5   5,3   5,2   6,6   6,1   7,0   4,9   7,3   5,5   4,5   4,8   5,5   7,7 
Vorarlberg   6,2   5,7   5,5   6,2   6,6   7,3   7,0   7,5   6,9   6,5   7,1   7,3   7,9 
              
Österreich   6,8   6,2   5,8   6,6   8,0   6,7   6,4   6,6   6,3   6,3   6,5   6,4   6,8 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adres-
se: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
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Sandra Bilek-Steindl, Stefan Ederer, Markus Marterbauer, Ewald Walterskirchen 

Belebung der Weltwirtschaft, anhaltende Risken 
für die Konjunktur 
Die Belebung des Welthandels und der Industrieproduktion deutet darauf hin, dass sich die Weltwirtschaft 
seit dem Sommer stabilisiert hat. Damit könnte der Tiefpunkt der schweren Rezession überwunden sein. 
Allerdings befinden sich Handel und Produktion in den Industrieländern nach wie vor auf sehr niedrigem 
Niveau, und das Risiko eines Rückschlags ist hoch. Es geht vor allem vom labilen Finanz- und Bankensys-
tem aus und erfordert eine anhaltend expansive Geld- und Budgetpolitik. 

Begutachtung: Gerhard Rünstler • Wissenschaftliche Assistenz: Martha Steiner • E-Mail-Adressen: Sandra.Bilek-Steindl@wifo.ac.at, 
Stefan.Ederer@wifo.ac.at, Markus.Marterbauer@wifo.ac.at, Ewald.Walterskirchen@wifo.ac.at 

Nach dem tiefsten Einbruch seit Jahrzehnten erholt sich der Welthandel seit dem 
Frühsommer 2009. Sein Volumen lag allerdings zuletzt immer noch um etwa ein Ach-
tel unter dem Höchststand vom April 2008. Die stärksten Impulse für die Weltkonjunk-
tur gehen zunächst von den asiatischen Schwellenländern aus. In China wird ein um-
fangreiches Konjunkturprogramm zur Stimulierung der Infrastrukturinvestitionen und 
der privaten Konsumnachfrage umgesetzt. Aufgrund des Exporteinbruchs hatte sich 
das Wirtschaftswachstum hier zwar in ähnlichem Ausmaß verlangsamt wie in den In-
dustrieländern (von +13% 2007 auf etwa +7% 2009), doch setzte bereits im II. Quartal 
2009 eine teils kräftige Expansion ein. Sie strahlt unterstützt von der Verbesserung der 
Bedingungen auf den Kapitalmärkten auf die gesamte Region aus. Die lateinameri-
kanischen Schwellenländer und die erdölexportierenden Länder profitieren von ei-
ner Erholung der Rohstoffpreise. 

In den Industrieländern stützt vor allem die expansive Wirtschaftspolitik die Nachfra-
ge. Die Geldpolitik ist nach wie vor expansiv, die Wirksamkeit der automatischen 
Stabilisatoren der öffentlichen Haushalte sowie Ausgabenerhöhungen und Steuer-
senkungen stärken die Nachfrage merklich. Die gelungene Abstimmung sowohl zwi-
schen Geld- und Fiskalpolitik als auch zwischen den Ländern erhöht die Multiplikator-
effekte der Budgetpolitik. Allerdings wirken die zunehmende Sparneigung der priva-
ten Haushalte und die Investitionszurückhaltung der Unternehmen dämpfend. Dies 
gilt vor allem für die USA, deren 2009 wirksame Konjunkturprogramme mit etwa 2% 
des BIP doppelt so umfangreich ausfielen als in der EU. Die öffentlichen und einge-
schränkt auch die privaten Konsumausgaben begünstigen das BIP, es dürfte im Jahr 
2009 dennoch real um 2,7% schrumpfen. Der Immobiliensektor  dessen Einbruch im 
Jahr 2007 den Auslöser für die Finanzkrise bildete  scheint den Tiefpunkt erreicht zu 
haben. Der Wirtschaftspolitik ist es mit großem Mitteleinsatz auch gelungen, das Fi-
nanzsystem vorerst zu stabilisieren. Weil "toxische Wertpapiere" in erheblichem Aus-
maß in den Bilanzen aufscheinen und das Vertrauen zwischen den Finanzmarktak-
teuren nach wie vor nicht gefestigt ist, dürfte die Situation aber labil bleiben. Für das 
Jahr 2010 wird mit einem mäßigen Wachstum des BIP gerechnet. Dämpfend wirkt 
vor allem der Anstieg des Sparanteils am verfügbaren Einkommen der privaten 
Haushalte, der die Konjunktur in den USA auch mittelfristig prägen dürfte. 

Im Euro-Raum schrumpfte das BIP von Mitte 2008 bis Mitte 2009 kräftig, im Durch-
schnitt des Jahres 2009 dürfte es real um 4% zurückgehen. Seit Jahresmitte folgt dem 
tiefen Konjunktureinbruch eine vorsichtige Erholung der Produktion. Sie ist vor allem 
der expansiven Fiskalpolitik zuzuschreiben, die zunehmend nachfragewirksam wird, 
geht aber auch auf das Ende des Lagerabbaus und zunehmende Nachfrage aus 
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Asien zurück. Durch eine Zunahme der Nachfrage aus Nord- und Lateinamerika so-
wie von rohstoffexportierenden Ländern könnte sie verstärkt werden. 

Innerhalb des Euro-Raumes verlief die Entwicklung recht unterschiedlich. Besonders 
stark von der Krise betroffen waren jene Länder, in denen eine Immobilienpreisblase 
platzte (etwa Spanien und Irland) oder deren Wirtschaft überdurchschnittlich vom 
Export abhängt (etwa Deutschland und die Niederlande). In Frankreich fiel die Re-
zession deutlich verhaltener aus, weil die Konsumnachfrage stabilisierend wirkte. Die 
Wirtschaft dürfte im Euro-Raum im Jahr 2010 real um knapp 1% wachsen, die Erho-
lung bleibt damit sehr schwach. Mehrere Faktoren wirken bremsend:  

 Die Kapazitätsauslastung der Unternehmen ist nach wie vor sehr niedrig; dies 
hemmt die Investitionsbereitschaft.  

 Unter dem Druck des starken Anstiegs der Arbeitslosigkeit und der hohen Unsi-
cherheit durch die Erschütterungen des Finanzsystems nimmt in vielen Ländern 
die Sparneigung der privaten Haushalte zu und dämpft so die Konsumnachfra-
ge. 

 Im Jahr 2010 werden nur noch wenige zusätzliche stimulierende Effekte der Fis-
kalpolitik wirksam. 

 Die Lage vieler europäischer Banken ist nach wie vor labil; dies könnte die Bereit-
schaft zur Kreditvergabe beschränken. 

 Der Euro wertet gegenüber dem Dollar stetig auf. 

 Versuchen die Länder mit hohem Leistungsbilanzdefizit wie Spanien und Portugal, 
ihren Außenwirtschaftssaldo zu korrigieren, ohne dass die Überschussländer wie 
Deutschland, die Niederlande und Österreich ihre Binnennachfrage stimulieren, 
so droht ein zusätzlicher restriktiver Effekt auf den Wirtschaftsraum. 

Aufgrund des tiefen Einbruchs der Produktion nahm die Arbeitslosenquote im Euro-
Raum kräftig zu. Kurzarbeit erwies sich in vielen Ländern als sehr erfolgreiches Instru-
ment zur Dämpfung des Beschäftigungseinbruchs. Dennoch dürfte die Arbeitslosen-
quote im Jahr 2010 fast 11% der Erwerbspersonen erreichen. Bleibt die Konjunkturer-
holung verhalten, dann dürfte die Arbeitslosigkeit von sehr hohem Sockel ausge-
hend nur langsam sinken. 

Die neuen EU-Länder wurden von der Wirtschaftskrise mehrfach getroffen: Die Re-
zession bei den westlichen Handelspartnern hatte einen Einbruch von Export und In-
dustrieproduktion zur Folge, das Versiegen der Kapitalzuflüsse beeinträchtigte die in 
erheblichem Ausmaß kreditfinanzierte Konsum- und Baunachfrage. Während die 
polnische Wirtschaft, die weniger auf Außenhandel und internationale Kredite an-
gewiesen ist, nicht schrumpfte, ging das BIP in den baltischen Ländern schon 2009 
um etwa ein Fünftel zurück. In mehreren neuen EU-Ländern kann trotz der Stabilisie-
rung der internationalen Konjunktur auch 2010 kein Wirtschaftswachstum erwartet 
werden. Unter dem Druck internationaler Kapitalgeber werden Sparpakete zusam-
mengestellt, die Budgetpolitik wirkt vor allem in Ungarn, Rumänien und dem Baltikum 
stark prozyklisch. 

 

Nach dem Einbruch der Weltkonjunktur im Frühjahr 2008 mehren sich die Hinweise 
auf eine Erholung in der zweiten Jahreshälfte 2009  wenn auch Ausmaß und Tempo 
je nach Region unterschiedlich sein dürften. Die Konjunkturprogramme, wie sie in 
vielen Ländern verabschiedet wurden, zeigen erste positive Effekte. Wichtige Indika-
toren wie Industrieproduktion, Einkaufsmanagerindizes und Vertrauensindikatoren 
weisen, nach dem scharfen Rückgang im Jahr 2008, seit Anfang 2009 wieder auf-
wärts. Der Welthandel steigt nach dem Einbruch im 1. Halbjahr 2009 seit den Som-
mermonaten wieder. Auch auf den internationalen Aktienmärkten ziehen die Kurse 
wieder an, die Risikoaufschläge gehen allmählich zurück. Die Finanzmärkte in Indust-
rie- und Schwellenländer scheinen sich zu stabilisieren (Balakrishnan et al., 2009). 
Aufgrund des starken Rückgangs zu Jahresbeginn dürfte die Weltwirtschaft im Jah-
resdurchschnitt 2009 um 1,2% schrumpfen, für 2010 wird mit einem mäßigen Wachs-
tum gerechnet. Auch der Welthandel wird nach dem Einbruch des Jahres 2009 im 
nächsten Jahr wieder leicht expandieren. 

Expansion in Asien 
belebt die Welt-
wirtschaft 

Während in den USA und in 
Japan die Konjunktur auch 
2010 noch gedämpft bleibt, 
liefern die asiatischen 
Schwellenländer Impulse für 
die Weltwirtschaft. 
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In China und Indien wächst die Wirtschaftsleistung 2009 nur rund halb so stark wie im 
Jahr 2007. Der internationale Nachfrageausfall belastet die Industriekonjunktur dieser 
stark exportorientierten Volkswirtschaften. Die chinesische Regierung verabschiede-
te für 2009 und 2010 umfangreiche Konjunkturpakete, vor allem zum Ausbau der Inf-
rastruktur. Das BIP wird 2009 um 7% und 2010 etwas stärker wachsen. 

In den lateinamerikanischen Schwellenländern wurde die Wirtschaftsentwicklung 
neben dem internationalen Nachfrageeinbruch auch durch den starken Rückgang 
der Rohstoffpreise beeinträchtigt. Diese Entwicklung kehrt sich nun zugunsten der 
rohstoffproduzierenden Länder um. Der HWWI-Index der Weltmarktrohstoffpreise, 
welcher Nahrungs- und Genussmittel sowie Energie- und Industrierohstoffe umfasst, 
steigt gegenüber dem Vorquartal auf Dollarbasis seit dem II. Quartal 2009. Rohöl der 
Sorte Brent notierte im September 2009 im Durchschnitt bei 67,4 $, nach 43,1 $ im 
Februar 2009. 

  

Übersicht 1: Wirtschaftswachstum 
        
 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
 BIP, real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 
        
Welt  + 4,5  + 5,1  + 5,1  + 3,1  – 1,2  + 2,0 

China  + 10,4  + 11,6  + 13,0  + 9,0  + 7,0  + 7,5 
USA  + 3,1  + 2,7  + 2,1  + 0,4  – 2,7  + 1,0 
Japan  + 1,9  + 2,0  + 2,3  – 0,7  – 5,5  + 0,5 
EU 27  + 2,0  + 3,2  + 2,9  + 0,9  – 4,0  + 0,6 

Euro-Raum  + 1,7  + 3,0  + 2,7  + 0,7  – 4,0  + 0,8 
Deutschland  + 0,8  + 3,2  + 2,5  + 1,3  – 5,0  + 1,0 
Frankreich  + 1,9  + 2,2  + 2,3  + 0,4  – 2,0  + 1,1 
Italien  + 0,7  + 2,0  + 1,6  – 1,0  – 4,8  + 0,2 
Spanien  + 3,6  + 3,9  + 3,7  + 1,2  – 3,5  – 0,3 
Österreich  + 2,5  + 3,5  + 3,5  + 2,0  – 3,4  + 1,0 

Großbritannien  + 2,2  + 2,9  + 2,6  + 0,7  – 4,5  ± 0,0 
Polen  + 3,6  + 6,2  + 6,8  + 4,9  + 1,2  + 2,0 
Ungarn  + 3,9  + 4,0  + 1,2  + 0,6  – 6,4  – 0,9 
Tschechien  + 6,3  + 6,8  + 6,1  + 3,0  – 4,0  + 1,2 

  
10 neue EU-Länder1)   + 4,9  + 6,7  + 6,3  + 4,2  – 3,8  + 0,8 

Q: Eurostat, IWF, WIFO. 2009, 2010: WIFO-Prognose vom September 2009.  1) Bulgarien, Estland, Lettland, 
Litauen, Polen, Rumänien, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn. 
  

Die Verbraucherpreise werden im Jahr 2009 im Vorjahresvergleich vor allem durch 
den Basiseffekt der Energieverbilligung bestimmt. Die Teuerung ließ deshalb seit Jah-
resbeginn deutlich nach, in vielen Industrieländern sank das Preisniveau sogar. Die 
internationale Konjunkturerholung wird die Nachfrage nach Energieträgern auch 
2010 etwas beleben. Aufgrund der anhaltenden Unterauslastung der Kapazitäten 
und der hohen Arbeitslosigkeit dürfte die Inflation trotz der massiven Geldmengen-
ausweitung durch die Notenbanken im Jahr 2010 erneut sehr niedrig ausfallen. 

Während die Konjunkturerholung in den Schwellenländern dynamischer voran-
kommt, verläuft sie in den Industrieländern gedämpft. Die Belebung der Industrie-
produktion setzte hier verspätet und abgeschwächt ein (Projektgruppe Gemein-
schaftsdiagnose, 2009). Dennoch war in den meisten Industrieländern bereits im 
II. Quartal 2009 eine vorsichtige Stabilisierung zu beobachten. So wuchs nach vier 
Quartalen mit negativen Raten das reale BIP in Japan im II. Quartal gegenüber dem 
Vorquartal um 0,6%. Konjunkturfördernde Maßnahmen belebten den privaten Kon-
sum. Die japanische Wirtschaft, welche vom internationalen Nachfrageeinbruch 
sehr stark getroffen wurde, dürfte nach dem Rückgang 2008 und 2009 im kommen-
den Jahr wieder leicht expandieren. Das Ausmaß der Erholung hängt in Japan we-
sentlich von der Entwicklung bei den asiatischen Handelspartnern, insbesondere in 
China ab. 

In den USA stieg die Wirtschaftsleistung im III. Quartal wieder (0,9%). Deutlich expan-
siv wirkten die öffentlichen Konsumausgaben, die private Nachfrage nach dauer-
haften Konsumgütern und der Export; die Investitionen wurden im Wohnbau ausge-
weitet, hingegen gingen sie im Nicht-Wohnbau weiter zurück. Auf dem Immobilien-
markt sind erste Zeichen einer Erholung zu verzeichnen: Der seit Herbst 2007 beo-
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bachtete Preisverfall kam im Mai 2009 im Vormonatsvergleich zum Stillstand. Den-
noch lag der Case-Shiller Home Price Index im August 2009 noch um 11% unter dem 
Vorjahreswert. 

Die stark expansive Fiskalpolitik und der Lagerzyklus dürften auch in den nächsten 
Quartalen einen nennenswerten Beitrag zur Expansion liefern. Nach dem deutlichen 
Lagerabbau in den vergangenen Quartalen reagieren die Unternehmen bereits auf 
ein geringes Anziehen der Nachfrage mit einer Ausweitung der Produktion. Während 
der Absturz des Leading Indicator der OECD bereits im April zu Ende war, liegt der 
ISM Purchasing Manager Index seit August erstmals seit 13 Monaten über der 50%-
Marke, welche eine Expansion anzeigt. Auch die Industrieproduktion stieg im Juli und 
August, nachdem sie seit Jänner 2008 im Vormonatsvergleich fast ausnahmslos rück-
läufig gewesen war, teils auch wegen der Verschrottungsprämie für Autos ("cash for 
clunkers"). Trotz der jüngsten Produktionsausweitung lag die Kapazitätsauslastung in 
der Industrie im August mit 69,9% weiterhin deutlich unter dem langjährigen Durch-
schnitt von 80,9% (1972/2008).  

Neben der Fiskalpolitik wirkt auch die Geldpolitik weiterhin stark expansiv. Der Leit-
zinssatz liegt seit Dezember 2008 zwischen 0% und 0,25%. Zudem verliert der Dollar 
seit dem Frühjahr 2009 wieder allmählich an Wert und notierte im Oktober bei 1,48 $ 
je Euro. 

Die expansive Fiskalpolitik wird die Wirtschaft der USA auch 2010 stützen, sodass mit 
einem mäßigen Wachstum von 1% zu rechnen ist. Auch auf mittlere Sicht wird die 
Wirtschaft langsamer wachsen als in der Vergangenheit, vor allem weil die Sparquo-
te der privaten Haushalte wegen der Vermögensverluste auf den Aktien- und Im-
mobilienmärkten und dem beträchtlichen Verschuldungsgrad steigt. 

 

Die Wirtschaft befindet sich im Euro-Raum am Beginn einer Erholung aus der 
schwersten Rezession seit dem Zweiten Weltkrieg. Das reale BIP schrumpfte im 
II. Quartal 2009 gegenüber der Vorperiode noch um 0,2%, nach einem Rückgang 
von bis zu 2½% in den zwei Quartalen zuvor, und lag damit um 4% unter dem Niveau 
des Vorjahres. Sowohl der private als auch der öffentliche Konsum erwies sich in der 
aktuellen Krise als stabilisierender Faktor, während die Investitionen und vor allem die 
Exporte einbrachen. Der Tiefpunkt der Rezession dürfte nun durchschritten worden 
sein. Die Industrieproduktion begann sich nach dem starken Rückgang 2008 bereits 
im Frühjahr 2009 zu stabilisieren, seit Mai steigt sie im Vormonatsvergleich wieder, 
wenngleich sie auch im August noch um über 15% unter dem Wert des Vorjahres 
blieb. Aus den Umfrageergebnissen der Europäischen Kommission zu Auftragslage 
und Produktionserwartungen ist auf eine weitere Ausweitung der Industrieproduktion 
in den nächsten Monaten zu schließen. Die Belebung ist jedoch auch auf Sonderfak-
toren zurückzuführen. 

Viele Länder haben umfangreiche konjunkturpolitische Maßnahmen verabschiedet, 
welche bereits im II. Quartal erste Wirkungen zeigten. Sie umfassen Infrastrukturpro-
gramme, Steuersenkungen sowie die Verschrottungsprämien, jeweils in unterschied-
licher Ausprägung. Auch die Geldpolitik wirkt expansiv, der Leitzinssatz liegt seit Mai 
2009 bei 1%. Während die zeitlich befristeten Verschrottungsprämien der Industrie-
produktion vor allem im 2. Halbjahr 2009 Impulse geben sollten, dürften einkom-
mensstärkende Maßnahmen und Infrastrukturprogramme die Wirtschaft darüber 
hinaus auch 2010 stabilisieren. Neben konjunkturpolitischen Maßnahmen kommen 
auch vom Lagerzyklus positive Effekte für die Nachfrage. Für 2010 wird ein mäßiges 
Wachstum der Wirtschaft im Euro-Raum von knapp 1% prognostiziert. Die erhebliche 
Unterauslastung der Kapazitäten wird die Investitionsnachfrage weiterhin dämpfen. 
Da die Nachfrage aus den USA und aus Ostmitteleuropa gedämpft bleiben dürfte, 
ist auch vom Export kein starker Impuls zu erwarten.  

Die Rezession erfasste die meisten Volkswirtschaften im Euro-Raum im Frühjahr 2008, 
das reale BIP brach allerdings erst im IV. Quartal 2008 und im I. Quartal 2009 stark ein. 
In Deutschland schrumpfte die Wirtschaftsleistung wegen der hohen Abhängigkeit 
vom Export über vier Quartale hinweg besonders stark. Im II. Quartal 2009 expandier-
te das deutsche BIP gegenüber der Vorperiode um 0,3%, lag damit aber immer 

Langsame Erholung 
im Euro-Raum und 
in Großbritannien  

Trotz der allgemeinen Kon-
junkturstabilisierung zeigen 
sich unter den großen Volks-
wirtschaften landesspezifi-
sche Unterschiede. Beson-
ders in Spanien und Großbri-
tannien dämpft die Immobi-
lienkrise nach wie vor die 
Wirtschaftsleistung. 
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noch um 7,1% unter dem Niveau des Vorjahres. Neben dem Außenbeitrag stützen 
auch private und öffentliche Konsumausgaben die Wirtschaft. Nach der Einführung 
der Verschrottungsprämie etwa wurden im 1. Halbjahr 2009 um 23% mehr Kraftfahr-
zeuge gekauft als im Vorjahr, sie wurden nur zum Teil importiert. Die deutsche Wirt-
schaft wuchs auch im III. Quartal weiter; 2010 wird die Wachstumsrate etwas über 
dem Durchschnitt des Euro-Raums liegen. Starke Impulse aus dem Ausland fehlen, 
und auch die Binnennachfrage wird 2010 keine treibende Kraft für einen selbsttra-
genden Aufschwung sein. Die hohe Arbeitslosigkeit und die anhaltende Unterauslas-
tung der Kapazitäten dämpfen die Konsum- und Investitionsbereitschaft. 

 

Abbildung 1: Bruttoinlandsprodukt, real 

Saisonbereinigt 

 

 

Q: Eurostat. 
 

In Frankreich verlief die Rezession vergleichsweise milde, weil die Industrie relativ we-
nig exportorientiert ist. Die Investitionen wurden deshalb unterdurchschnittlich einge-
schränkt. Die privaten Konsumausgaben stabilisierten die Konjunktur, sie expandier-
ten auch im II. Quartal 2009. Die staatlichen Konjunkturprogramme zeigten erste Wir-
kungen, sodass die Wertschöpfung im II. Quartal real um 0,3% stieg. Für das 2. Halb-
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jahr deuten Vorlaufindikatoren auf eine anhaltend mäßige Ausweitung der Wirt-
schaftsleistung hin. Auch die Industrieproduktion steigt im Vormonatsvergleich seit 
Mai wieder stetig, im August sogar um 1,9%. Im gesamten Jahr 2009 wird der Rück-
gang in Frankreich geringer ausfallen als im Durchschnitt des Euro-Raums, 2010 ist mit 
einer etwas überdurchschnittlichen Zuwachsrate zu rechnen.  

Im Gegensatz zu den anderen großen Ländern des Euro-Raums hatte die Krise in Ita-
lien bereits im Jahr 2008 einen Rückgang der Wirtschaftsleistung ausgelöst. Die In-
dustrie leidet unter einer geringen internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Im Zuge 
der Rezession verschlechterte sich die Situation weiter, da die Lohnstückkosten trotz 
mäßiger Lohnerhöhungen weiter stiegen. Weil die Binnennachfrage träge und die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit gering ist, wird die Wirtschaft auch im Jahr 2010 
kaum wachsen.  

In Spanien setzte die Rezession erst im III. Quartal 2008 ein. Im II. Quartal 2009 
schrumpfte die Wirtschaft erneut deutlich (1,1%). In der Industrieproduktion war bis 
zuletzt (August) keine Erholung zu beobachten. Die Wirtschaft leidet unter dem 
weltweiten Nachfragerückgang und der Immobilienmarktkrise. Sehr hohe Arbeitslo-
sigkeit und Überkapazitäten in der Bauwirtschaft drücken die Konsumnachfrage der 
privaten Haushalte und die Investitionstätigkeit der Unternehmen. Allerdings dämpft 
die Abnahme der Binnennachfrage auch die Importe, sodass sich der Außenbeitrag 
erhöht. Für das kommende Jahr ist keine Erholung in Sicht, vielmehr muss mit einem 
weiteren Rückgang der Wirtschaftsleistung gerechnet werden.  

Aufgrund ihrer hohen Exponiertheit im Finanzdienstleistungssektor ist auch die Wirt-
schaft Großbritanniens noch länger von den Auswirkungen der Krise betroffen. Die 
starke Expansion dieses Bereichs war in den letzten Jahren der Motor der Gesamt-
wirtschaft. Würde der Sektor aufgrund der Finanzmarktkrise auf das Niveau des Jah-
res 2000 zurückfallen, so wäre damit ein jährlicher Verlust an Wirtschaftsleistung von 
1,9% verbunden (Weale, 2009). Im II. Quartal 2009 schrumpfte das reale BIP neuerlich 
deutlich (0,6%). Auf dem Immobilienmarkt sind nun erste Anzeichen einer Stabilisie-
rung zu erkennen. Im Jahr 2010 dürfte die britische Wirtschaft stagnieren. 

Trotz positiver Konjunktursignale bleiben die Risken für eine Erholung der Wirtschaft im 
Euro-Raum hoch. Die Wertberichtigungen im Finanzbereich sind noch nicht abge-
schlossen, die Banken verschärfen die Kreditvergabestandards. Die hohe Arbeitslo-
sigkeit und die beginnende Diskussion über eine rasche Budgetkonsolidierung beein-
trächtigen die Konsumentenstimmung. Auch eine rasche Abwertung des Dollars 
könnte die Erholung im Euro-Raum gefährden. 

 

Die Wirtschaft der 10 neuen EU-Länder1) wurde von der weltweiten Rezession schwer 
getroffen. Bereits im Herbst 2008 schwächte sich das Wachstum ab bzw. die ge-
samtwirtschaftliche Produktion begann zu sinken. Anfang 2009 verschärfte sich diese 
Entwicklung deutlich. Im Frühjahr und Sommer war jedoch in den meisten Ländern 
wieder eine Verlangsamung der Abwärtsbewegung zu beobachten. Ausnahmen 
von dieser Entwicklung sind einerseits Polen, das als einziges Land ein Wachstum ver-
zeichnet, und die baltischen Länder, in denen die Konjunktur früher und schärfer 
einbrach als in den anderen Ländern. 

Die weltweite Rezession beeinträchtigt die Binnenkonjunktur über verschiedene Ka-
näle: zum einen über den Außenhandel und den Ausfall der Auslandsnachfrage, 
zum anderen über die internationalen Finanzmärkte durch das Versiegen der Kapi-
talströme aus dem Ausland, den Anstieg der Kreditkosten sowie die Volatilität und 
den Verfall der Wechselkurse. 

Für kleine exportorientierte Volkswirtschaften ist der Rückgang der Nachfrage aus 
dem Ausland das größte Problem. Die Warenexporte tragen etwa in der Slowakei, in 
Tschechien und Ungarn rund 70% zum BIP bei. Mit dem Einbrechen der Industriepro-
duktion bei den Haupthandelspartnern in der EU 15 nahmen die Exporte der neuen 
EU-Länder drastisch ab. Polen ist aufgrund seiner niedrigen Exportquote (33,2%) we-
niger belastet. 

                                                           
1)  Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn. 

Konjunktur bleibt auch 
in den neuen EU-
Ländern schwach 

In den ostmitteleuropäischen 
EU-Ländern leidet die Wirt-
schaft unter dem Einbruch 
der exportorientierten Indust-
rie, aber zunehmend auch 
unter der Schwäche der 
Binnennachfrage. 
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Insbesondere in den baltischen Ländern, in Bulgarien, Rumänien und Ungarn waren 
vor der Krise die Auslandsverschuldung, das Leistungsbilanzdefizit sowie der Fremd-
währungsanteil an den Haushalts- und Unternehmenskrediten hoch (zum Teil weit 
über 50%). Dies brachte eine große Abhängigkeit von der Finanzierung aus dem 
Ausland mit sich. Die Finanzkrise hatte einen Einbruch der Kapitalimporte zur Folge. 
Der dadurch entstehende Abwertungsdruck verstärkte die Kapitalflucht und erhöhte 
die Kreditkosten. Zusammen mit dem Ausfall der Auftragseingänge und einer gerin-
gen Kapazitätsauslastung bewirkte das einen drastischen Rückgang der Investitio-
nen. Auch die privaten Konsumausgaben verringerten sich deutlich. 

In allen Ländern mit flexiblen Wechselkursen  Polen, Rumänien, Tschechien, Ungarn 
 zog die hohe Kapitalflucht eine erhebliche Abwertung nach sich. Dies verbesserte 
zwar die Wettbewerbsfähigkeit und machte den Ausfall der Auslandsnachfrage 
teilweise wett, erhöhte aber die Kosten der Fremdwährungskredite. In Ländern mit 
fixen Wechselkursen musste die Zentralbank zur Stützung der Währung intervenieren. 
Weil die Kapitalzuflüsse ausblieben, waren Estland, Polen, Rumänien und Ungarn ge-
zwungen, IWF-Hilfe in Anspruch zu nehmen. 

 

Abbildung 2: Wechselkursentwicklung in Polen, Rumänien, Tschechien und Ungarn 

Euro je Landeswährung 

 

Q: Europäische Zentralbank. 
 

Der Rückgang der Binnennachfrage und der Energiepreise bewirkte eine besonders 
starke Einschränkung der Importe. Dadurch verbesserten sich die Leistungsbilanzen, 
die vor der Krise stark defizitär gewesen waren. Auch die Gewinneinbußen ausländi-
scher Unternehmen trugen zu dieser Entwicklung bei. 

Die Stabilisierung der Konjunktur durch fiskalpolitische Maßnahmen fiel in den einzel-
nen Ländern unterschiedlich aus. In Bulgarien, Slowenien und Tschechien sowie in 
geringerem Ausmaß in Polen und der Slowakei agierte die Fiskalpolitik antizyklisch. In 
Bulgarien und Tschechien war dies aufgrund der guten Ausgangslage der öffentli-
chen Haushalte möglich. In Slowenien traten die fiskalpolitischen Maßnahmen an 
die Stelle einer Abwertung, die aufgrund der Teilnahme an der Währungsunion nicht 
mehr möglich ist. In den baltischen Ländern, in Rumänien und Ungarn hingegen 
wurde die Fiskalpolitik prozyklisch gestaltet, auch aufgrund der Vereinbarungen mit 
dem IWF zur Senkung des Budgetdefizits. Dies dämpft die Binnennachfrage weiter. 

Auch die Geldpolitik begegnet der Krise in den einzelnen Ländern unterschiedlich. 
Während Länder mit fixen Wechselkursen keine eigenständige Geldpolitik betreiben 
können, wurden die Zinssätze in Bulgarien, Polen und Tschechien stark gesenkt. Die 

70

75

80

85

90

95

100

105

110

115

120

2007 2008 2009

Jä
nn

er
 2

00
7 

=1
00

Polen

Rumänien

Tschechien

Ungarn



WELTWIRTSCHAFT  
 

836 MONATSBERICHTE 11/2009  

Slowakei und Slowenien profitierten als Euro-Länder von der Niedrigzinspolitik der EZB. 
Um Kapitalflucht zu verhindern, blieben die notwendigen Zinssatzsenkungen in Ru-
mänien und Ungarn aus. Beide Länder kombinieren daher restriktive Fiskalpolitik mit 
restriktiver Geldpolitik. 

Mit der erwarteten leichten Erholung im Euro-Raum dürften sich in der zweiten Jah-
reshälfte 2009 auch die Exporte der neuen EU-Länder beleben. Vor allem offene 
Volkswirtschaften wie die Slowakei, Tschechien und Ungarn könnten vom Anziehen 
des Welthandels profitieren. Die Auftragseingänge der Industrie stabilisieren sich seit 
Mitte 2009 bereits etwas. Auch die meisten Vertrauensindikatoren steigen seit dem 
Frühjahr 2009 leicht. Die Arbeitslosigkeit nimmt jedoch durchwegs weiter stark zu. 
Dies wird die privaten Konsumausgaben daher auch im Jahr 2010 dämpfen. Der 
Kreditmarkt bleibt angespannt. Zusammen mit der geringen Kapazitätsauslastung 
dämpft dies die Investitionsbereitschaft der Unternehmen. 

Der Spielraum zur Ausweitung der öffentlichen Verschuldung ist in den neuen EU-
Ländern begrenzt. Am größten ist er aufgrund der soliden Ausgangsposition in 
Tschechien. Mehrere Länder können wegen hoher Staatsverschuldung oder einer 
Vereinbarung mit dem IWF keine fiskalpolitischen Impulse setzen. Insgesamt wird sich 
die Binnennachfrage daher schwach entwickeln. In Kombination mit der Belebung 
der Exporte werden daher die Leistungsbilanzdefizite und damit die Ungleichge-
wichte innerhalb der EU weiter abgebaut. 

Die Veränderungsraten des realen Bruttoinlandsproduktes liegen in der Region mit 
Ausnahme der baltischen Länder nahe dem EU-Durchschnitt: In Rumänien, der Slo-
wakei, Slowenien und Ungarn geht das BIP im Jahr 2009 stärker zurück und wird sich 
2010 stabilisieren. Als einziges Land dieser Ländergruppe verzeichnet Polen 2009 ein 
Wirtschaftswachstum. Die baltischen Länder werden auch im Jahr 2010 nicht aus 
der Rezession finden. 

Die Inflation liegt heuer in allen neuen EU-Ländern mit Ausnahme von Estland und 
Tschechien über dem EU-Durchschnitt. In den baltischen Ländern ist aufgrund des 
dramatischen Einbruchs der Produktion eine Deflation zu erwarten. 

Die Konjunkturaussichten für die Ländergruppe sind mit erheblichen Abwärtsrisken 
behaftet. Nach wie vor ist die Stabilität des Bankensystems fragil. Die Banken werden 
großteils durch Kapitaltransfer ihrer Mutterunternehmen in der EU unterstützt. Auf-
grund der ungünstigen Wirtschaftslage und des hohen Anteils der Fremdwährungs-
kredite drohen Kreditausfälle. 

 

In den Jahren vor dem Ausbruch der Krise im Jahr 2008 bauten sich in der Weltwirt-
schaft zunehmende Ungleichgewichte auf, die die Weltwirtschaft verwundbar 
machten. Sie wurden einerseits von den Blasen auf den Immobilien- und Vermö-
gensmärkten verursacht, andererseits aber auch durch die Fokussierung der Länder 
mit Leistungsbilanzüberschuss auf die Exportwirtschaft. Beides trug entscheidend zu 
einem weltweiten Boom bei. Das Ausmaß der Leistungsbilanzungleichgewichte ver-
schärfte nicht nur die Krise, sondern bildet auch ein Risiko für den Aufschwung. 

Der weltweite Boom der Jahre 2005/2007 wurde in hohem Maß von den USA als Mo-
tor der Weltkonjunktur getragen: Die starke Steigerung von Konsumausgaben und 
Bauinvestitionen bewirkte eine Ausweitung der Importe und stimulierte dadurch den 
Welthandel und die Exporte der anderen Industrieländer und der Schwellenländer. 
Seit dem Jahr 2001 (3,9% des BIP) stieg das Leistungsbilanzdefizit der USA kontinuier-
lich und erreichte 2006 einen Höchstwert von 6% des BIP. Die Sparquote der privaten 
Haushalte sank in diesem Zeitraum drastisch (2007: 0,6%), die USA verschuldeten sich 
zunehmend im Ausland. 

Finanziert wurde die Verschuldung der USA hauptsächlich von den asiatischen Län-
der mit Leistungsbilanzüberschuss, insbesondere China. Dort war das Wachstum zu 
einem guten Teil exportgetrieben, während sich die Binnennachfrage eher schwach 
entwickelte. Chinas Leistungsbilanzüberschuss stieg im Jahr 2007 auf fast 400 Mrd. $. 
Die Sparguthaben wurden wiederum vor allem in den USA investiert und damit de-
ren Leistungsbilanzdefizit finanziert. Der Aufwertungsdruck auf die chinesische Wäh-
rung wurde so verringert. 

Weltweite Ungleich-
gewichte gefährden 
die Konjunktur-
erholung 

Die Ungleichgewichte in der 
Weltwirtschaft bleiben be-
stehen und könnten die Er-
holung behindern.  
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Abbildung 3: Ungleichgewichte in der Weltwirtschaft 

 

 

Q: IWF, World Economic Outlook, Oktober 2009. 2009: Prognose. 
 

Insgesamt trug die EU wegen ihres geringen Leistungsbilanzsaldos wenig zu dieser 
weltweiten Entwicklung bei. Allerdings entstanden innerhalb der EU große Ungleich-
gewichte, die zum Teil aufgrund der gemeinsamen Währung oder fester Wechsel-
kurse zum Euro nicht durch Auf- oder Abwertung ausgeglichen werden konnten. Die 
Leistungsbilanzen der meisten neuen EU-Länder sowie Spaniens waren vor der Krise 
stark defizitär, während Deutschland einen hohen Überschuss verzeichnete (Abbil-
dung 3). Die Entwicklung in Deutschland ging vor allem auf die Verbesserung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit dank der zurückhaltenden Lohnentwicklung 
zurück, jene in Spanien und den baltischen Ländern auf das Entstehen eines Immo-
bilien- und Konsumbooms (Ederer  Marterbauer  Walterskirchen, 2009). 
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Die hohen Ungleichgewichte trugen zu einem beträchtlichen Abwärtspotential und 
der rasanten weltweiten Ausbreitung der Krise aus den USA bei. Die stark exportori-
entierten Volkswirtschaften wie China oder Deutschland wurden vom Rückgang des 
Welthandels stark getroffen. Andererseits führte die Kapitalflucht aus den meisten 
europäischen Defizitländern zu einem Einbruch bei Investitionen und Konsum.  

Durch die Krise wurden die weltweiten Ungleichgewichte teilweise abgebaut. Auf-
grund der weltweiten Rezession ging das Leistungsbilanzdefizit in den USA, in einigen 
EU-Ländern (z. B. Spanien) sowie in den neuen EU-Ländern in Ostmitteleuropa dras-
tisch zurück, in erster Linie weil die Importe und die Energiepreise rasch sanken. An-
dererseits verringerten sich auch die Exporte von Überschussländern wie den erdöl-
exportierenden Ländern, Deutschland und Japan. 

Nach Bewältigung der Krise werden die weltweiten Ungleichgewichte allerdings 
wieder zunehmen: Ein Anstieg der Rohölpreise wird den Leistungsbilanzsaldo der 
erdölexportierenden Länder verbessern, während das Anziehen der Industrieproduk-
tion den Überschuss von Deutschland und Japan erhöhen wird. Eine Aufwertung 
gegenüber dem Dollar könnte diese Entwicklung allerdings abschwächen. 

Eine ähnlich drastische Entwicklung der Ungleichgewichte in der Weltwirtschaft wie 
vor dem Ausbruch der Finanzkrise 2007 ist jedoch nicht zu erwarten. Weil in den USA 
das Vermögen vieler Privathaushalte vernichtet wurde, steigt die Sparquote bereits 
deutlich. Auch in zahlreichen europäischen Ländern wurden die privaten Vermö-
genswerte stark geschädigt. Das Platzen der Immobilienpreisblasen beeinträchtigte 
den Bausektor nachhaltig. Die Importquote der bisherigen Defizitländer wird daher 
nicht mehr dasselbe Ausmaß erreichen wie vor der Krise. 

Andererseits wurde die Ausweitung der Binnennachfrage in China und Deutschland 
bisher nicht von Konsum oder privaten Investitionen getragen, sondern in erster Linie 
von den Staatsausgaben. Auf Dauer kann die Fiskalpolitik jedoch diesen expansiven 
Kurs nicht aufrecht erhalten. Um die Ungleichgewichte langfristig abzubauen, muss 
die Binnennachfrage in den bisherigen Überschussländern kräftiger steigen als in 
den Defizitländern. Eine Änderung der Politik zeichnet sich bislang jedoch nur teilwei-
se ab. In Deutschland etwa sind noch keinerlei Anzeichen einer expansiveren Lohn-
politik zu erkennen. Auch China hat bisher noch keine Aufwertung seiner Währung 
zugelassen; die Regierung will zwar die Konsumnachfrage stärken, wieweit ihr das 
gelingt, ist jedoch offen. 

Auch eine Koordination der Länder im Euro-Raum, um wie geplant die Budgetdefizi-
te zu verringern, zeichnet sich noch nicht ab. Die bisherigen Defizitländer weisen 
meist auch eine hohe Staatsverschuldung auf und müssen ihre öffentlichen Ausga-
ben drastisch einschränken. Dies könnte eine weitere Verschärfung der Ungleich-
gewichte innerhalb des Euro-Raums bewirken. Eine weniger restriktive Budgetpolitik 
und ein langsamerer Abbau des Budgetdefizits in Deutschland würden dieser Ent-
wicklung entgegen wirken. 

Die Alternative eines Abbaus der Ungleichgewichte über eine anhaltende weltweite 
Stagnation oder Rezession ist theoretisch zwar möglich, aber aufgrund der negati-
ven Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und den weltweiten Wohlstand nicht zu 
empfehlen. Auch eine Abwertung des Dollars könnte zu einer ausbalancierten Ent-
wicklung beitragen, jedoch nur wenn China bereit ist, seine Währung im selben 
Ausmaß aufzuwerten. Eine starke Dollarabwertung könnte allerdings wiederum ne-
gative Auswirkungen auf die Weltwirtschaft haben. 

 

Begünstigt von der Hochkonjunktur verbesserte sich der Finanzierungssaldo des öf-
fentlichen Sektors in den Industrieländern bis ins Jahr 2007 kontinuierlich. Im Euro-
Raum war er nahezu ausgeglichen, in den USA, in Großbritannien und Japan betrug 
er etwa 2½ % des BIP. Doch für das Jahr 2009 muss mit einem Budgetdefizit von 
mehr als 6% des BIP im Euro-Raum und mehr als 10% des BIP in den USA, in Großbri-
tannien und Japan gerechnet werden. In Irland und Spanien, die während es Im-
mobilienbooms noch einen Budgetüberschuss aufwiesen, steigt das Defizit ebenfalls 
über die Marke von 10% des BIP. 

Markanter Anstieg des 
Budgetdefizits 
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Die starke Ausweitung des Defizits der öffentlichen Haushalte trägt wesentlich dazu 
bei, dass der Konjunktureinbruch gedämpft wird. Eine besonders wichtige Rolle spie-
len dabei die automatischen Stabilisatoren: Der Einbruch der Gewinne sowie die 
verhaltene Entwicklung der Lohnsumme und der Konsumnachfrage der privaten 
Haushalte dämpfte das Aufkommen nahezu aller Steuern merklich. Gleichzeitig er-
höhte vor allem der markante Anstieg der Arbeitslosigkeit die Staatsausgaben. Nach 
Berechnungen des IWF gehen etwa zwei Drittel der Ausweitung des öffentlichen Fi-
nanzierungsdefizits in den großen Industrieländern auf die automatischen Stabilisato-
ren zurück: je höher der Staatsanteil am BIP, desto mehr. 

Im Durchschnitt etwa ein Drittel der Zunahme des Staatsdefizits bewirken diskre-
tionäre Maßnahmen zur Bekämpfung des Konjunktureinbruchs. Die Kapitalbeteili-
gung an Finanzinstituten trägt dazu nicht bei, sie erhöht kurzfristig nur die Staats-
schuld, mittelfristig hat aber auch sie Auswirkungen auf das Defizit. Die im Jahr 2009 
budgetwirksamen Stimulierungsmaßnahmen dürften in den USA etwa 2% des BIP 
ausmachen. In der EU sind sie im Durchschnitt mit etwa 1% des BIP nur halb so hoch 
(Saha  von Weizsäcker, 2009). Dies dürfte ein wichtiger Grund dafür sein, dass der 
Konjunktureinbruch in der EU fast doppelt so scharf ausfiel wie in den USA. 

Allerdings unterscheidet sich das Ausmaß der diskretionären Maßnahmen innerhalb 
der EU erheblich. Aufgrund der vielfältigen Formen der Maßnahmen, der unter-
schiedlichen staatlichen Ebenen und des Einsatzes außerbudgetärer Fonds ist ein 
Vergleich zwischen den Ländern schwierig. Eine Untersuchung des Bruegel-Instituts 
weist für das Jahr 2009 die umfangreichsten Konjunkturpakete in Österreich, 
Deutschland, Großbritannien und Schweden aus (etwa 1½% des BIP; Saha  von 
Weizsäcker, 2009). Die österreichischen Programme dürften dabei etwas unter-
schätzt werden, das WIFO rechnet mit einem 2009 wirksamen Volumen von gut 2% 
des BIP (Breuss  Kaniovski  Schratzenstaller, 2009). 

Manche Länder setzen über die Wirkung der automatischen Stabilisatoren hinaus 
keine Maßnahmen. Im Euro-Raum gilt dies für Italien, Irland und Griechenland, vor 
allem wegen der ohnehin schon äußerst angespannten Finanzlage des Staates. 
Auch viele ostmitteleuropäische EU-Länder beschlossen bislang keine zusätzlichen 
Staatsausgaben oder Steuererhöhungen. In manchen Ländern wirkt die Budgetpoli-
tik sogar prozyklisch, etwa in Ungarn oder Lettland, vielfach wegen der Austeri-
tätsmaßnahmen, die von IWF und anderen Geldgebern verlangt werden. 

  

Übersicht 2: Öffentliche Finanzen in der EU und in den USA 
          
 Finanzierungssaldo des Staates Staatsschuld, brutto 
 2007 2008 2009 2010 2007 2008 2009 2010 
 In % des BIP 
          
USA  – 2,7  – 6,4  – 11,3  – 13,0 61,9 70,4 84,8 93,6 
Euro-Raum  – 0,6  – 2,0  – 6,4  – 6,9 66,0 69,3 78,2 84,0 

Deutschland  + 0,2  ± 0,0  – 3,4  – 5,0 65,0 65,9 73,1 76,7 
Frankreich  – 2,7  – 3,4  – 8,3  – 8,2 63,8 67,4 76,1 82,5 
Italien  – 1,5  – 2,7  – 5,3  – 5,3 103,5 105,8 114,6 116,7 
Spanien  + 1,9  – 4,1  – 11,2  – 10,1 36,1 39,7 54,3 66,3 
Österreich1)  – 0,6  – 0,4  – 4,5  – 5,7 59,5 62,6 70,7 75,7 

Großbritannien  – 2,7  – 5,0  – 12,1  – 12,9 44,2 52,0 68,6 80,3 

Q: Europäische Kommission, Eurostat, WIFO. Abgrenzung nach dem Vertrag von Maastricht für alle EU-
Länder. 2009, 2010: Prognose der Europäischen Kommission vom November 2009.  1) WIFO-Prognose vom 
September 2009. 
  

Die Maßnahmen zur Konjunkturstimulierung unterscheiden sich in den einzelnen 
Ländern deutlich. Vielfach überwiegen Ausgabenerhöhungen durch eine Auswei-
tung der öffentlichen Investitionen und der Transfers. Wie Untersuchungen des IWF 
zeigen, weist eine Ausweitung der öffentlichen Ausgaben einen größeren Multiplika-
tor in Bezug auf das BIP auf als eine Steuersenkung, weil sie die Nachfrage direkt be-
einflusst; allerdings besteht eine Zeitverzögerung zwischen Beschluss und Umsetzung 
der Maßnahme. In Deutschland, Österreich und Schweden spielen Steuersenkungen 
eine wichtige Rolle; ihr Multiplikator ist wegen der hohen Sparneigung aber häufig 
kleiner. Obwohl die Maßnahmen meist sehr rasch beschlossen und umgesetzt wer-

In allen Industrieländern ver-
schlechtert sich derzeit der 

Finanzierungssaldo des Staa-
tes markant. Damit wird der 
Einbruch des BIP gebremst. 

Der Anstieg des Budgetdefi-
zits geht auf die Wirkung der 

automatischen Stabilisatoren 
und diskretionäre Ausga-

benerhöhungen und Steuer-
senkungen zurück. 
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den können, ergibt sich auch hier eine Verzögerung in der Wirkung wegen der trä-
gen Ausweitung der Nachfrage der begünstigten Bevölkerungsgruppen. 

Generell zeigen theoretische und empirische Studien, dass die Multiplikatoren ex-
pansiver Fiskalpolitik dann hoch sind, wenn die Auslastung der Kapazitäten niedrig 
ist, die Geldpolitik akkommodierend wirkt und der Importgrad der Wirtschaft gering 
ist. Alle drei Determinanten sprechen für hohe Multiplikatorwirkungen in der aktuellen 
Krise: Der Output-Gap liegt nach Schätzungen des IWF (2009) im Jahr 2009 in den 
großen Industrieländern zwischen 2% und 7% des potentiellen BIP. Die Geldpolitik ist 
weltweit expansiv ausgerichtet. Da nahezu alle Länder eine expansive diskretionäre 
Budgetpolitik betreiben, sind die Sickerverluste durch hohe Importe in den einzelnen 
Ländern sehr gering. Jedoch könnte die starke Verunsicherung von Unternehmen 
und privaten Haushalten die Multiplikatoreffekte dämpfen, weil Investitionen nur zö-
gerlich vorgenommen werden und die marginale Sparquote steigt. 

Weil sich die Konjunktur nur schleppend stabilisiert und weitere Stimulierungsmaß-
nahmen wirksam werden, wird sich der Finanzierungssaldo des öffentlichen Sektors in 
den meisten Industrieländern im Jahr 2010 weiter verschlechtern. Die anhaltend ho-
hen Budgetdefizite bewirken zusammen mit den umfangreichen Kapitalbeteiligun-
gen an Finanzinstituten einen sprunghaften Anstieg der Staatsverschuldung. Laut 
World Economic Outlook des IWF wird diese im Jahr 2010 in den USA brutto 93% des 
BIP erreichen (2007: 62%), im Euro-Raum 86% (66%). In Italien wird sie die 100%-Marke 
wieder deutlich übersteigen, in Japan sogar jene von 200%. 

Die mittelfristigen Aussichten für die öffentlichen Haushalte hängen vor allem vom 
weiteren Konjunkturverlauf ab. Bei einem kräftigen Aufschwung würden das Bud-
getdefizit und  mit einiger Verzögerung  auch die Staatsschuld aufgrund der Bele-
bung der Staatseinnahmen und des Rückgangs der Arbeitslosigkeit sinken. Eine Ver-
ringerung der Defizite der öffentlichen Haushalte setzt voraus, dass der Anteil der Er-
sparnisse am verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte abnimmt (und damit 
die Konsumnachfrage konjunkturbelebend wirkt) und dass die kreditfinanzierten In-
vestitionen des Unternehmenssektors ausgeweitet werden oder sich das Defizit des 
Auslands erhöht. 

Viel wahrscheinlicher als ein kräftiger Konjunkturaufschwung ist in den Industrielän-
dern allerdings ein verhaltenes Wirtschaftswachstum. Damit würden die Budgetprob-
leme anhalten, auch weil bei hohen Staatsschulden die Zinszahlungen deutlich zu-
nehmen. Maßnahmen zur Budgetkonsolidierung müssen jedoch mit besonderer Vor-
sicht gesetzt werden: Eine zu frühe oder zu starke Kürzung von Staatsausgaben und 
Erhöhung von Steuern könnte die Stabilisierung der Konjunktur gefährden und damit 
auch die Lage des Staatshaushalts neuerlich beeinträchtigen. 

 

Der Arbeitsmarkt spiegelt die Entwicklung auf den Güter-, Dienstleistungs- und Fi-
nanzmärkten wider. Im Allgemeinen reagiert die Beschäftigung jedoch mit einer 
deutlichen Verzögerung auf einen Einbruch der Wirtschaftstätigkeit (in den meisten 
Ländern 6 bis 12 Monate): Zunächst begegnen die Unternehmen einem Auftrags-
rückgang mit einem Abbau von Überstunden und Arbeitszeitkonten. Sie nehmen 
auch eine gewisse Unterauslastung  besonders von qualifizierten Arbeitskräften  in 
Kauf. Wenn sich die Konjunkturschwäche als kurz erweist, sind die daraus entstehen-
den Kosten geringer als jene, die aus Entlassungen und nachfolgender Anwerbung 
und Schulung entstehen würden. 

Je länger die Auftragslage schlecht ist, umso mehr bauen die Unternehmen Arbeits-
kräfte ab. Zunächst ist Leihpersonal betroffen, dann Geringqualifizierte und erst spä-
ter Höherqualifizierte. Häufig reagieren Unternehmen auf eine Krise mit einem Auf-
nahmestopp; dies trifft besonders Jugendliche, die ins Erwerbsleben eintreten, sowie 
Frauen, die ins Arbeitsleben zurückkehren wollen.  

Der Anstieg der Arbeitslosigkeit hängt also nicht nur von der Tiefe, sondern auch von 
der Dauer einer Rezession ab. Eine lange Rezession kann einen dauerhaften Anstieg 
der Arbeitslosenquote mit einem hohen Anteil von Dauerarbeitslosigkeit zur Folge 
haben: Nach langer Arbeitslosigkeit sind Arbeitskräfte auf dem Arbeitsmarkt nicht 
mehr konkurrenzfähig. 

Arbeitslosigkeit wächst 
in Industrieländern 
stark 

Die Wirtschaftskrise schlägt 
sich in einem deutlichen 
Rückgang der Beschäftigung 
und einem kräftigen Anstieg 
der Arbeitslosigkeit nieder, 
der auch im Jahr 2010 anhal-
ten wird. Auf mittlere Sicht 
wird die Arbeitslosenquote 
hoch bleiben und damit die 
öffentlichen Haushalte belas-
ten. 
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Der Rückgang der Beschäftigung schlägt allerdings auf die statistisch erfasste Ar-
beitslosenquote nicht voll durch, weil auch das Angebot an Arbeitskräften auf die 
Krise reagiert: Frauen kehren nach der Kinderkarenz später auf den Arbeitsmarkt zu-
rück, und Jugendliche bleiben länger in Ausbildung; zum Teil kehren auch ausländi-
sche Arbeitskräfte in ihr Herkunftsland zurück. Im Durchschnitt des Euro-Raums verrin-
gert sich die Beschäftigung 2009 gegenüber dem Vorjahr um 2%, die Arbeitslosen-
quote steigt um 1,2 Prozentpunkte. 

In den USA nahm die Arbeitslosigkeit schon 2008 deutlich zu, weil der Konjunkturab-
schwung bereits Ende 2007 im Gefolge der Immobilienmarktkrise einsetzte. Beson-
ders massiv ist die Verschlechterung der Arbeitsmarktlage im Jahr 2009, sie wird sich 
auch 2010 abgeschwächt fortsetzen. Zwischen 2007 und 2010 wird sich die Arbeitslo-
senquote in den USA mehr als verdoppeln: von 4,6% auf 10,3%. Im Gefolge der 
Weltwirtschaftskrise erreichte die Arbeitslosenquote in den USA im Jahr 1932 aller-
dings 23,6%.  

  

Übersicht 3: Entwicklung von Arbeitslosigkeit und Beschäftigung in der EU und in 
den USA 
          
 2007 2008 2009 2010 2007 2008 2009 2010 
 Arbeitslosenquote in % der 

Erwerbspersonen 
Erwerbstätige, 

Veränderung gegen das Vorjahr in %  
          
USA 4,6 5,8 9,2 10,3  + 1,1  – 0,5  – 3,5  – 1,0 
Euro-Raum 7,5 7,5 9,5 10,7  + 1,7  + 0,6  – 2,0  – 1,3 

Deutschland 8,4 7,3 7,6 9,2  + 1,5  + 1,4  – 0,5  – 1,7 
Frankreich 8,4 7,8 9,5 10,4  + 1,5  + 0,6  – 1,8  – 1,0 
Italien 6,1 6,8 7,7 8,9  + 1,0  – 0,1  – 2,5  – 0,7 
Spanien 8,3 11,3 18,2 20,0  + 2,8  – 0,6  – 6,7  – 2,0 
Österreich 4,4 3,8 5,3 5,8  + 1,7  + 2,3  – 1,3  – 0,8 

Großbritannien 5,3 5,6 8,0 9,2  + 0,7  + 0,7  – 2,0  – 1,0 

Q: Europäische Kommission, Eurostat, WIFO. 2009, 2010: Prognose. 
  

In Europa blieb die Arbeitslosigkeit 2008 noch weitgehend stabil, 2009 nimmt sie je-
doch stark zu. Dennoch war der Rückgang der Beschäftigung gemessen am Pro-
duktionseinbruch bislang gering. Dies ist auch auf die erfolgreiche staatliche Sub-
vention von Kurzarbeit zurückzuführen  ein Instrument, das viel stärker als in früheren 
Abschwungphasen zur Verhinderung von Arbeitslosigkeit eingesetzt wurde. In 
Deutschland etwa waren im Sommer 2009 rund 1,4 Mio. Arbeitskräfte zur Kurzarbeit 
angemeldet (Österreich rund 70.000). 

Das Instrument der Subvention von Kurzarbeit wird aber mit anhaltender Unterauslas-
tung an Effektivität verlieren, und ein Teil der Kurzarbeit wird  besonders in Deutsch-
land  in Arbeitslosigkeit münden. Im Jahr 2010 wird daher die Arbeitslosigkeit in Eu-
ropa nur wenig schwächer steigen als 2009. Zwischen 2008 und 2010 dürfte sich die 
Arbeitslosenquote im Euro-Raum von 7½% auf fast 11% erhöhen.  

In der EU verschlechterte sich die Arbeitsmarktsituation vor allem in jenen Ländern, in 
denen die Immobilienpreisblase platzte. Diese Stütze der Inlandsnachfrage, insbe-
sondere von Wohnbau und Konsum, hatte sich über viele Jahre aufgebaut und fiel 
gerade in einer Zeit weg, als auch die Exportwirtschaft wegen der internationalen 
Rezession große Einbußen erlitt. In diesen Ländern wurde die Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft und im Immobiliensektor massiv verringert.  

In Spanien etwa ist die Arbeitslosigkeit traditionell hoch, war aber durch den Immobi-
lienboom gedrückt. Die Arbeitslosenquote erreicht hier im Jahr 2010 20% (2007 8,3%). 
Damit wird sie vor Irland (14%) am höchsten unter allen EU-Ländern sein. Auch Irland 
verzeichnete aufgrund des Immobilienbooms eine langjährige wirtschaftliche 
Hausse. Gemeinsam mit der Weltwirtschaftskrise bewirkt das Platzen der Immobilien-
preisblase jetzt einen Anstieg der Arbeitslosenquote binnen drei Jahren auf das Vier-
fache. 

Schwächer als in Spanien und Irland wirkt sich das Platzen der Immobilienpreisblase 
auf die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt in Großbritannien aus, weil hier der Wohn-
bau kaum auf die Hausse der Haus- und Wohnungspreise reagiert hatte (wohl aber 
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der private Konsum). Die Beschäftigung geht in Großbritannien zwischen 2008 und 
2010 um 3% zurück. Die Arbeitslosenquote dürfte zumindest im Ausmaß des Arbeits-
platzabbaus steigen. 

In Deutschland war der Konjunktureinbruch wegen der hohen Investitionsgüter- und 
Kfz-Exporte besonders ausgeprägt. Die Verschlechterung der Arbeitsmarktlage wur-
de jedoch in hohem Maße durch Kurzarbeit aufgefangen. Im Krisenjahr 2009 stieg 
die Arbeitslosenquote um nur ½ Prozentpunkt auf 7¾%. 2010 dürfte sie jedoch nach 
der Verringerung der Kurzarbeit um fast 2 Prozentpunkte emporschnellen. Die Aus-
wirkungen auf die soziale Lage der Arbeitslosen sind wegen der Leistungseinschrän-
kungen der letzten Jahre ("Hartz IV") gravierend. 

In Frankreich wurden die Wirtschaft und der Arbeitsmarkt von der Krise weniger ge-
troffen als in den anderen großen europäischen Ländern, weil die französische Wirt-
schaft stärker auf Konsumgüter spezialisiert ist, deren Absatz wesentlich geringere 
konjunkturbedingte Schwankungen aufweist als der von Investitionsgütern. Die Be-
schäftigung geht in Frankreich zwischen 2008 und 2010 mit 2¾% deutlich langsamer 
zurück als im Durchschnitt des Euro-Raums, die Arbeitslosigkeit wird etwa im Ausmaß 
des Arbeitsplatzabbaus zunehmen. 

Weitgehend wie im Durchschnitt des Euro-Raums entwickelt sich der Arbeitsmarkt in 
Italien: Die Arbeitslosenquote erhöht sich zwischen 2008 und 2010 um gut 2 Prozent-
punkte. Allerdings ist der Arbeitsmarkt gespalten: Jugendliche haben noch mehr als 
in den anderen europäischen Ländern Arbeitsplätze mit geringem Einkommen 
("Praktika-Generation"). Einkommenssituation und Arbeitsplatzsicherheit der Beschäf-
tigten im mittleren und höheren Alter sind wesentlich stabiler. 

In Österreich entwickeln sich Wirtschaft und Arbeitsmarkt trotz der Einbußen auf den 
ostmitteleuropäischen Märkten überdurchschnittlich. Die Beschäftigung geht zwi-
schen 2008 und 2010 um etwa 2½% zurück, die Arbeitslosenquote steigt nach 
Eurostat-Definition um 2 Prozentpunkte, nach heimischer Definition um 2½ Prozent-
punkte, beinahe halb so rasch wie im Durchschnitt des Euro-Raums. Die Einführung 
der Mindestsicherung stellte viele Personen, die Sozialhilfe beziehen, besser. Aller-
dings bedeutet die Berücksichtigung des Partnereinkommens für die Notstandshilfe 
für viele Familien nach Ablauf des Arbeitslosengeldbezugs (meist nach etwa 7 Mo-
naten) empfindliche Einbußen. 

Auch in den Jahren nach 2010 wird die Arbeitslosigkeit hoch bleiben. Erfahrungsge-
mäß kann ein in der Krise erreichter Sockel an Arbeitslosigkeit nur schwer und lang-
sam abgebaut werden. Die anhaltend hohe Arbeitslosenquote belastet einerseits 
die Sozialbudgets und drückt andererseits die Konsumneigung.  
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The World Economy is Recovering, but Cyclical Risks Persist  Summary 

After the deepest decline in decades world trade has recovered since the early 
summer of 2009. However, most recently its volume has still been about one eighth 
below the peak of April 2008. The strong impulses for the world economy initially 
originate from the emerging economies in Asia. China is implementing an exten-
sive stimulus programme to boost investment into infrastructure and private con-
sumption demand. Its effects, which are supported by improved capital market 
conditions, can be felt in the whole area. The Latin American emerging econo-
mies and the oil exporting countries benefit from a rebound of commodity prices.  
In the industrialised countries demand is primarily supported by expansionary eco-
nomic policies. Monetary policy has remained expansionary, the effectiveness of 
automatic stabilisers of the government budget as well as expenditure increases 
and tax cuts noticeably strengthen demand. The successful coordination both be-
tween monetary and fiscal policies and between countries raises fiscal multipliers. 
Yet households' increasing propensity to save and companies' hesitation to invest 
exert a dampening effect on the economy. This applies particularly to the USA, 
whose stimulus packages, effective in 2009, are twice as large as those of the EU 
at 2 percent of GDP. By means of substantial expenditures economic policy has 
succeeded to stabilise the financial system for the time being.  
Within the euro area recent trends have been rather heterogeneous. Countries, 
where a house price bubble burst (e.g., Ireland and Spain) or whose economy ex-
hibits an above-average dependency on exports (e.g., Germany and the Nether-
lands) have been hit particularly hard by the crisis. In France the recession has 
been significantly milder, because consumption demand has had a stabilising ef-
fect. Real GDP in the euro area is likely to grow by just below 1 percent in 2010. 
The recovery thus remains very weak. Several factors exert a retarding effect: the 
low capacity utilisation of the business sector, households' increased propensity to 
save, a lack of additional fiscal stimulus, the persistently unstable position of many 
European banks, the appreciation of the euro against the dollar, the attempt of 
countries with a high current account deficit, such as Spain and Portugal, to cor-
rect their external balance without the surplus countries, such as Germany, the 
Netherlands and Austria, stimulating their domestic demand. 
Due to the sharp decline in production the unemployment rate in the euro area 
has increased substantially. In many countries short-time working schemes have 
proved a very successful instrument for cushioning the decline in employment. 
Nevertheless, the unemployment rate is likely to climb to 11 percent of the labour 
force in 2010. If the economic recovery remains weak, unemployment will be likely 
to decrease only slowly from a very high base. 
The new EU meber countries have been hit by the economic crisis in several re-
spects: the recession faced by western trade partners caused a drop in exports 
and industrial production. The dry-up of capital inflows substantially dampened 
the debt-financed consumption and construction demand. In several new EU 
member countries no economic growth is to be expected for 2010 despite the 
stabilisation of the global economy. Under the pressure of international investors 
austerity packages are devised. Especially in Hungary, Romania and the Baltic 
countries fiscal policy has a strong pro-cyclical effect. 
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Internationale Beispiele zeigen, dass ein hohes Maß an Sozialleistungen nicht mit einer geringen Wirt-
schaftsleistung einer Volkswirtschaft in Verbindung steht. Sozialpolitik kann in vielerlei Hinsicht positiv auf 
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung wirken. Dafür müssen Anreizwirkungen berücksichtigt werden 
und die Sozialpolitik durch weitere Politikfelder ergänzt werden, die den Strukturwandel der Wirtschaft ak-
tiv begleiten. 
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Sozialpolitische Maßnahmen wirken über verschiedene Transmissionsmechanismen 
auf die Wirtschaftskraft eines Landes.  

 Maßnahmen der Bildungs-, Familien- und Arbeitsmarktpolitik, die auf eine Erhö-
hung der Arbeitsmarktbeteiligung abzielen und damit aktivierend wirken, haben 
direkte Effekte auf die Produktivkraft einer Volkswirtschaft. Eine hohe Arbeits-
marktpartizipation der Bevölkerung ist auf der Mikroebene nicht nur die effektivs-
te Möglichkeit zur Verringerung von Armut, sondern erhöht auch die gesellschaft-
lichen und familiären Teilnahmechancen und trägt damit zur gesellschaftlichen 
Stabilität und zur nachhaltigen Finanzierung des Sozialstaates bei.  

 Maßnahmen der Familien- und Pflegepolitik sowie der Bildungspolitik, die die öf-
fentliche Infrastruktur bzw. Finanzierung ausweiten, schaffen auch direkt Arbeits-
plätze. 

 Sozialpolitische Maßnahmen verbessern die Verteilungssituation in einer Volkswirt-
schaft (Statistik Austria, 2008). Das wiederum wirkt sich positiv auf das Wirtschafts-
wachstum aus (Alesina  Rodrik, 1994, Persson  Tabellini, 1994, Alesina  Perotti, 
1996).  

 Personen, die sozialpolitische Transfers erhalten, geben den Großteil ihres Ein-
kommens für Konsumgüter aus, sodass die Transfers eine konjunkturstabilisierende 
Wirkung haben.  

 Bildungsausgaben sind eine wesentliche Determinante für die Produktivität und 
damit für das Wirtschaftswachstum.  

 Sozialpolitische Transfers verbessern die gesellschaftliche Integration und Teilhabe 
von gesellschaftlichen Randgruppen. Das kann die soziale Vererbung mildern. 

Sozialpolitik wirkt nicht nur durch soziale Transfers, sondern auch durch das Steuer- 
und Abgabensystem, die staatliche Bereitstellung und/oder Förderung sozialer Infra-
struktur und andere gesetzliche Regelungen im Bereich des Arbeitsmarktes bzw. der 
Familienpolitik. Eine reine Fokussierung auf Transferpolitik wäre zu kurz gegriffen. We-
sentlich ist ein Fokus auf eine aktivierende Sozialpolitik, die die Arbeitsmarktbeteili-
gung erhöht. Nur eine effektiv gestaltete Sozialpolitik kann die Effizienz der Wirkung 
von sozialpolitischen Maßnahmen steigern und so eventuell längerfristig die Abga-
benquote senken. 

Transmissions-
mechanismen 

der Sozialpolitik 
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Empirische Studien zeigen, dass eine egalitäre Verteilung zur gesellschaftlichen Sta-
bilität beiträgt und sich somit positiv auf Kapital- und Humankapitalinvestitionen so-
wie auf die Wettbewerbsfähigkeit auswirkt (Alesina  Rodrik, 1994, Persson  Tabellini, 
1994, Alesina  Perotti, 1996)1). Sozialpolitik wirkt sowohl auf die Primär- als auch auf 
die Sekundärverteilung. Zum einen nimmt der Staat durch die Ausgestaltung von 
Anreizmechanismen und Rahmenbedingungen (z. B. Zugang zu Bildung oder Be-
schäftigung) erheblichen Einfluss auf die Primärverteilung. Zum anderen wirkt er mit-
tels Umverteilung über die Einnahmen- und Ausgabenseite auf die sekundäre Ein-
kommens- und Vermögensverteilung. Der größte Teil der sozialstaatlichen Leistungen 
zielt auf die horizontale Umverteilung, also den Einkommensausgleich über den Le-
benszyklus, sowie auf eine Abmilderung sozialer Risken (Krankheit, Unfall, Behinde-
rung, Pflegebedürftigkeit, Arbeitslosigkeit, Alter). Ergänzend erfolgt jedoch eine verti-
kale Verteilung, also ein Einkommensausgleich zwischen den sozialen Schichten 
(OECD, 2008A).  

In den vergangenen 15 Jahren nahm die Ungleichheit der Personen- und Haushalts-
einkommen in Österreich zu (OECD, 2008A, Statistik Austria, 2008, Guger  Knittler, 
2008). Auf der personellen Ebene geht dies vor allem auf die Zunahme der Teilzeit-
beschäftigung2) sowie den technischen Fortschritt und die wachsende Internationa-
lisierung3) zurück  zwei Entwicklungen, die Druck auf die Einkommen der Gering-
qualifizierten ausüben und gleichzeitig Besserqualifizierte begünstigen (Guger 
Knittler, 2008). Der Anstieg der Ungleichheit auf der Haushaltsebene ist insbeson-
dere auf eine Zunahme der Zahl der Ein-Personen-Haushalte zurückzuführen (Biffl, 
2008).  

Österreich weist im internationalen Vergleich eine überdurchschnittliche Staatsquote 
auf, die Intensität der Umverteilung durch die öffentlichen Haushalte ist aber sowohl 
auf der Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite unterdurchschnittlich. Die staat-
liche Umverteilung erfolgt in Österreich primär über die Ausgabenseite4): Sozialtrans-
fers  Arbeitslosenunterstützung, Sozialhilfe, Familienunterstützung und Bildungsaus-
gaben  und öffentliche Dienstleistungen kommen den unteren Einkommensschich-
ten in deutlich höherem Maße zugute als den oberen. Sie verringern die Einkom-
mensungleichheit zwischen den Personen bzw. Haushalten und senken die Armuts-
gefährdung von Haushalten mit niedrigem Einkommen deutlich (Statistik Austria, 
2008). Im Gegensatz zu den Ausgaben wird über Steuern und Abgaben kaum um-
verteilt. Durch die progressiv gestaltete Lohn- und Einkommensbesteuerung wird die 
Ungleichheit in den Markteinkommen erheblich verringert, die regressiven Effekte 
der Sozialversicherungsbeiträge und der indirekten Steuern (Konsum- und Ver-
brauchsteuern) werden aber nicht ganz kompensiert. Die Abgabenstruktur wirkt so-
mit insgesamt leicht regressiv (Guger et al., 2008).  

                                                           
1)  Dieser Konsens wurde aber auch in Frage gestellt: Deininger  Squire (1998) bestätigen zwar eine signifi-
kante negative Beziehung zwischen einer ungleichen Verteilung und dem Wirtschaftswachstum, allerdings 
sei diese Beziehung insbesondere hinsichtlich der Einkommensverteilung viel weniger robust als häufig ange-
nommen. Forbes (2000) und Li  Zou (1998) wiederum finden einen signifikanten positiven Zusammenhang 
zwischen Änderungen der Einkommensungleichheit und dem Wachstum. Demnach verstärkt eine Zunahme 
der Ungleichheit in einer Volkswirtschaft das Wachstum. Banerjee  Duflo (2000) und Rehme (2002) kritisieren 
die Methodik dieser beiden Studien und führen deren Ergebnisse auf eine problematische Messung der Un-
gleichheit zurück. 
2)  Aufgrund der Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung beziehen nun Personen ein  wenn auch geringes  
Erwerbseinkommen, die zuvor nicht erwerbstätig waren. Die Ausweitung des Arbeitskräfteangebotes ging 
mit einer absoluten Zunahme des Wohlstands einher, doch ist das Markteinkommen aufgrund des unter-
schiedlichen Arbeitsumfangs ungleicher verteilt. 
3)  Technologischer Fortschritt und Internationalisierung erhöhen kurzfristig die Verteilungsdiskrepanz, da Un-
qualifizierte von den damit einhergehenden Arbeitsplatzverlusten überproportional betroffen sind. Deshalb 
bedarf es in einem wohlhabenden Land einer aktivierenden Bildungs- und Weiterbildungspolitik, um den 
Faktor Humankapital intensiver zu nutzen. 
4)  Siehe dazu Guger, A., Marterbauer, M., "Umverteilung durch den Staat", WIFO-Monatsberichte, 2009, 
82(11), S. 859-877, http://www.wifo.ac.at/wwa/jsp/index.jsp?fid=23923&id=37545&typeid=8&display_mode=2 
(in diesem Heft). 

Sozialpolitische Instru-
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der Produktivkraft 

Verteilungspolitik 

Eine egalitäre Verteilung 
wirkt positiv auf das Wirt-
schaftswachstum. 
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Bildungsspezifische Veränderungen haben weitreichende Auswirkungen auf die 
Stabilität der Arbeitsmarktintegration, die soziale Integration, die Einkommenssituati-
on bzw. finanzielle Absicherung, den Gesundheitszustand, die Lebenserwartung, 
den Bildungsstand der Kinder, die Teilnahme am sozialen Leben und die Wirtschafts-
entwicklung. 

Bildungspolitische Maßnahmen, die im frühkindlichen Alter ansetzen, fördern nicht 
nur die soziale und kognitive Entwicklung, sondern wirken sich später auch auf die 
Bildungs- und Arbeitsmarktintegration der Kinder und Jugendlichen aus. Nach 
Esping-Andersen (2008) sind Bildungsmaßnahmen für Kleinkinder wesentlich rentab-
ler als spätere Bildungsinvestitionen. Außerdem eröffnen sich mit dem Angebot an 
qualitativ hochwertiger institutioneller Betreuung kleiner Kinder auch Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für die Betreuungspersonen, und neue qualifizierte Beschäfti-
gungsbereiche entstehen. Andererseits beeinflussen bildungsspezifische Maßnah-
men, die sich auf die Wahl und Dauer der Schullaufbahn auswirken, in Abhängigkeit 
von der Jahrgangsbesetzung die Kosten des Bildungssystems. Gemessen am BIP als 
Indikator für die relative Budgetbelastung durch das Bildungssystem werden in Öster-
reich 0,4% des BIP an öffentlichen Bildungsausgaben für den vorschulischen Bereich 
aufgewandt. Mit dem Übergang ins Bildungssystem und der Dauer der Bildungsin-
tegration steigen die öffentlichen Ausgaben von 1% des BIP für die Volksschulen auf 
je 1,3% des BIP für die untere und obere Sekundarstufe und auf 1,5% des BIP für den 
Universitätsbereich (2006, laut Statistik Austria). Diese Quoten liegen im Durchschnitt 
der OECD-Länder; nur für die Universitätsausbildung wird in Österreich im internatio-
nalen Vergleich relativ wenig aufgewandt (OECD, 2008B).  

Ein formaler Bildungsabschluss ist ein zentrales Element der Arbeitsmarktintegration. 
Die Beschäftigungsexpansion seit der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre betraf aus-
schließlich qualifizierte Arbeitskräfte (Bock-Schappelwein  Huemer  Pöschl, 2006, 
Fritz et al., 2008). Nur in den Jahren 2006 bis 2008 mit hohem Beschäftigungswachs-
tum hatten auch geringqualifizierte Arbeitskräfte (Pflichtschulabschluss) gute Ar-
beitsmarktchancen. Der Anteil der geringqualifizierten Arbeitskräfte sank von rund 
einem Viertel der Gesamtbeschäftigung Mitte der 1990er-Jahre auf rund 17%, wäh-
rend alle anderen Ausbildungsformen und insbesondere die Universitätsausbildung 
(1995: 8,2%, 2008: 12,9%) an Bedeutung gewannen.  

Geringqualifizierte sind überdurchschnittlich von Arbeitslosigkeit betroffen. Seit Ende 
der 1990er-Jahre ist die Arbeitslosenquote von Personen mit höchstens Pflichtschul-
abschluss in Österreich durchwegs mindestens doppelt so hoch wie die gesamtwirt-
schaftliche Arbeitslosenquote (2008: 15%).  

Neben der Verflechtung der Bildungspolitik mit der Familien-, Pflege- und Arbeits-
marktpolitik ist die hohe Qualität der Bildung eine wichtige Voraussetzung für das 
Wirtschaftswachstum und wirkt sich auf die individuelle Einkommenssituation aus. 
Laut Berechnungen von de la Fuente (2003) lässt die Einführung eines zusätzlichen 
Ausbildungsjahres die Produktivität in der EU kurzfristig um etwa 6,2% und langfristig 
wegen seines Beitrags zur Beschleunigung des technologischen Fortschritts um wei-
tere 3,1% steigen. Wie Vandenbussche  Aghion  Meghir (2006) zeigen, weist zu-
dem der Anteil der Personen mit Hochschulabschluss einen größeren Einfluss auf das 
Wachstum auf als mittlere Ausbildungszweige; Bildung wird demnach mit steigen-
dem Pro-Kopf-Einkommen immer wichtiger für das Wirtschaftswachstum eines Lan-
des.  

Auf individueller Ebene erhöht ein zusätzliches Ausbildungsjahr den Nettostunden-
lohn um durchschnittlich 7% (Bruttostundenlohn +9%; Steiner  Schuster  Vogten-
huber, 2007). Die OECD (2008B) unterstreicht die Bedeutung der weiterführenden 
Ausbildung, insbesondere der Universitätsausbildung, für die individuelle Einkom-
menssituation in Österreich, da Personen im Alter zwischen 25 und 64 Jahren mit 

Bildungspolitik 

Bildungspolitik muss im früh-
kindlichen Alter ansetzen. 

Bildung ist eine zentrale De-
terminante des individuellen 

Erfolgs auf dem Arbeitsmarkt. 

Investitionen in Bildung üben 
starke positive Wachstumsef-

fekte aus. Bildung ist zudem 
eine wesentliche Determi-
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Pflichtschulabschluss um 34% (2006) weniger verdienen als Personen mit mittlerer 
Ausbildung, Personen mit Universitätsabschluss jedoch deutlich mehr (57%)5).  

Die Familienpolitik und Politikmaßnahmen, die sich auf die Betreuung von Kindern 
und Pflegebedürftigen beziehen, wirken auf die Produktivkraft einer Volkswirtschaft 
über drei Transmissionsmechanismen:  

 Die Ausgestaltung der Familien- und Pflegepolitik bestimmt in erheblichem Maß 
die Arbeitsmarktintegration, besonders der Frauen. Eine Erhöhung der Frauenbe-
schäftigung hat nicht nur positive Auswirkungen auf der Mikroebene (Steigerung 
der Haushaltseinkommen, Verringerung der Armutsgefährdung, Ausgleich der in-
nerfamiliären Machtverhältnisse aufgrund einer stärkeren Ressourcenausstattung 
der Frau, Reduktion häuslicher Gewalt), sondern auch auf der Makroebene, da 
eine verstärkte Integration der Frauen in den Arbeitsmarkt zur nachhaltigen Si-
cherung eines qualifizierten Arbeitskräftepotentials beiträgt und zudem eine not-
wendige Bedingung für die künftige Finanzierung des Wohlfahrtsstaates ist (Mühl-
berger, 2004).  

 Die Bereitstellung von Geld- und Sachleistungen im Rahmen der Familien- und 
Pflegepolitik schafft direkt Arbeitsplätze, weil Leistungen vom Haushaltssektor 
teilweise auf den Markt (Staat, gewinnorientierter Sektor, "dritter Sektor") verlagert 
werden.  

 Investitionen in Quantität und Qualität der außerhäuslichen Betreuungsinfrastruk-
tur sind Bildungsinvestitionen. Sie ermöglichen eine Vermehrung des Humankapi-
tals und somit eine Steigerung der Produktivkraft der Arbeit.  

Trotz des Anstiegs in den vergangenen Jahrzehnten ist die Arbeitsmarktbeteiligung 
der Frauen in der EU bis heute deutlich geringer als jene der Männer. Gleichzeitig 
verrichten nach wie vor die Frauen den Großteil der unentgeltlichen Betreuungs- 
und Pflegearbeit. Diese asymmetrische Verteilung der Erwerbsarbeit und der unbe-
zahlten Arbeit im Haushalt bedingt auf individueller Ebene eine Benachteiligung von 
Frauen im Hinblick auf Arbeitsmarkt-, Einkommenschancen und soziale Absicherung 
und auf makroökonomischer Ebene eine mangelhafte Ausschöpfung des Arbeits-
kräftepotentials und somit des Potentials für das Wirtschaftswachstum. Sozialpoliti-
sche Strategien in den Bereichen Kinderbetreuung und Pflege, die Frauen den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt erleichtern und auf eine gleichmäßigere Verteilung nicht nur 
der bezahlten, sondern auch der unbezahlten Betreuungs- und Pflegearbeit hinwir-
ken, tragen zu einem Abbau der Diskriminierung von Frauen und gleichzeitig zur 
Nachhaltigkeit des Wirtschaftswachstums bei. 

Die konkreten Wirkungen politischer Strategien werden in hohem Maße durch die 
Form des staatlichen Eingriffs bestimmt  Geld- und Steuerleistungen, Sachleistungen 
und gesetzliche Karenzregelungen für Kinderbetreuung und Pflege. Eine lange El-
ternkarenz in Verbindung mit ungebundenen und einkommensunabhängigen Geld-
leistungen hat eine ambivalente Wirkung auf die Erwerbstätigkeit. Wie zahlreiche 
Studien belegen6), bedeutet eine lange Elternkarenzphase zwar einen Aufschub des 
Arbeitsmarktaustritts, birgt jedoch Folgerisken wie Probleme der Wiedereingliede-
rung und eine langfristige Verringerung der Einkommens- und Karrierechancen 
(OECD, 2007). Ungebundene, einkommensunabhängige Geldleistungen vermitteln 
den Beziehern und Bezieherinnen ein hohes Maß an Wahlfreiheit, verstärken aber 
tendenziell traditionelle Formen der Arbeits- und Rollenverteilung, indem sie sich über 
einen Einkommenseffekt negativ auf das Arbeitskräfteangebot der Frauen auswir-
ken7). Hingegen wirken Politikmaßnahmen, die die Kinderkosten durch Verbesserung 
von Verfügbarkeit, Qualität und Erschwinglichkeit außerhäuslicher Kinderbetreuung 

                                                           
5)  Innerhalb der EU 15 ist damit die Bedeutung der formalen Ausbildung für die Einkommenssituation nur in 
Deutschland, Irland, Italien, Portugal und Großbritannien größer als in Österreich.  
6)  Darunter Rønsen  Sundström (2002) für Finnland, Norwegen und Schweden, Ondrich et al. (2003) für 
Deutschland, Ruhm (1998) für 9 OECD-Länder und Jaumotte (2003) für 17 OECD-Länder. 
7)  Del Boca et al. (2007) für die EU 15, Del Boca  Pasqua (2005) für Dänemark, Niederlande, Frankreich, Ita-
lien und Spanien, Jaumotte (2003) für 17 OECD-Länder, Schøne (2003), Naz (2004) und Kornstad  Thoresen 
(2007) für Norwegen, Choné  Le Blanc  Robert-Bobée (2003) für Frankreich. 

Familien- und Pflege-
politik 

Die Beschäftigungspotentia-
le sind in Österreich aufgrund 
einer geschlechtsspezifi-
schen Arbeitsteilung nicht 
ausreichend ausgeschöpft. 

Geldleistungen und eine 
lange Elternkarenz haben 
ambivalente Effekte auf die 
Beschäftigung, während 
Sachleistungen die Beschäf-
tigung eindeutig positiv be-
einflussen. 
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senken, eindeutig positiv auf die Erwerbstätigkeit von Frauen (Del Boca  Pasqua, 
2005). Zahlreiche empirische Untersuchungen belegen einen signifikanten positiven 
Effekt der Verfügbarkeit8) und einen negativen Effekt der Kosten außerhäuslicher 
Kinderbetreuung9) auf die Erwerbstätigkeit von Frauen.  

Die staatliche Bereitstellung und/oder Subventionierung externer Kinderbetreuung 
wirkt sich in vielerlei Hinsicht positiv auf die Produktivkraft einer Volkswirtschaft aus: 

 Ein flächendeckend verfügbares, erschwingliches und mit den Arbeitszeiten 
kompatibles Angebot von hoher Qualität ist eine Grundvoraussetzung für die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf der Eltern und für einen gleichberechtigten 
Zugang von Frauen zum Arbeitsmarkt.  

 Ein Ausbau der sozialen Infrastruktur ist auf der Angebots- und zugleich auf der 
Nachfrageseite beschäftigungswirksam. Er fördert die Beschäftigung durch eine 
Verlagerung von Betreuungs- und Pflegetätigkeiten von der Familie auf den Er-
werbsarbeitsmarkt  durch die Entlastung der Betreuungspersonen im Haushalt 
und die damit verbundene Freisetzung von Ressourcen für die Arbeitsmarktparti-
zipation und gibt über die Schaffung von Arbeitsplätzen insbesondere Frauen 
mehr Möglichkeiten, einer bezahlten und sozialversicherungsrechtlich abgesi-
cherten Erwerbstätigkeit nachzugehen (Biffl, 2007, Stadelmann-Steffen, 2008). 

 Die Bereitstellung von Kinderbetreuungseinrichtungen mit hoher Qualität ist ein 
wichtiges strategisches Element, um soziale und ökonomische Ungleichheiten zu 
verringern. Der Grundstein für die Entwicklung kognitiver, sozialer und emotionaler 
Fähigkeiten wird in den ersten Lebensjahren gelegt. Gleichzeitig unterscheiden 
sich Eltern in ihrer Fähigkeit, in ihre Kinder zu investieren und ihnen den Weg in die 
Bildungsgesellschaft zu weisen (Esping-Andersen, 2008). Die außerhäusliche Kin-
derbetreuung bietet einen Weg, insbesondere sozioökonomisch benachteiligte 
Kinder zu fördern, den Kreislauf der sozialen Vererbung zu durchbrechen und die 
soziale Mobilität zu erhöhen. Sie trägt zu einer Egalisierung der Startbedingungen 
und einer besseren Erschließung des Bildungspotentials aller Kinder bei und er-
möglicht somit auch eine bessere Ausschöpfung des Potentials für das Wirt-
schaftswachstum (Apolte  Funcke, 2008).  

 Empirische Studien zeigen schließlich, dass ein quantitativ ausreichendes und 
gleichzeitig qualitativ hochwertiges Angebot an außerhäuslicher Kinderbetreu-
ung nicht nur eine förderliche Wirkung auf die Beschäftigung, sondern auch auf 
die Fertilität hat (Del Boca et al., 2007).  

Eine Veränderung der asymmetrischen Arbeitsteilung zwischen Männern und Frauen 
setzt voraus, dass Väter vermehrt die Elternkarenz in Anspruch nehmen. Als Grund-
bedingungen einer Väterbeteiligung erweisen sich folgende Punkte: 

 Väter müssen einen individuellen, ihnen vorbehaltenen, d. h. nicht auf die Mütter 
übertragbaren Anspruch haben ("use it or lose it"). 

 Die Elternkarenz muss mit einer hohen Lohnersatzleistung verknüpft sein. 

 Bei der Inanspruchnahme muss eine weitgehende Flexibilität gewährleistet sein 
(Fagan  Hebson, 2006). In den nordischen Ländern Norwegen, Schweden, Dä-
nemark und Island, in denen die Elternkarenz hohe Lohnersatzraten und die Ein-
bindung beider Elternteile vorsieht, stieg die Zahl der Väter, die Elternkarenz be-
anspruchen, ihr Anteil an der gesamten Elternzeit ist jedoch nach wie vor gering. 

                                                           
8)  Gustafsson  Stafford (1992) für Schweden, Meyers  Gornik  Ross (1999) für 14 Industrieländer, Hank  
Kreyenfeld (2000) für Westdeutschland, Del Boca (2002) und Chiuri (2000) für Italien, Chevalier  Viitanen 
(2002) für Großbritannien, Jaumotte (2003) für 17 OECD-Länder, Simonsen (2005) für Dänemark, Del Boca  
Pasqua (2005) für Dänemark, die Niederlande, Frankreich, Italien und Spanien, Del Boca  Sauer (2006) für 
Italien, Spanien und Frankreich, Del Boca et al. (2007) für die EU 15 und Stadelmann-Steffen (2008) für 
28 OECD-Länder. 
9)  Ribar (1995), Connelly (1992), Averett  Peters  Waldman (1997), Kimmel (1998) und Connelly  Kimmel 
(2001) für die USA, Powell (1998, 2002) für Kanada, Gustafsson  Stafford (1992) für Schweden, Jenkins  Sy-
mons (1995) und Viitanen (2005) für Großbritannien, Wrohlich (2004) für Deutschland, Mahringer (2005) für 
Österreich, Del Boca (2002), Del Boca  Vuri (2007) für Italien, Kornstad  Thoresen (2007) für Norwegen und 
Simonsen (2005) für Dänemark. 

Frühkindliche Betreuung, Er-
ziehung und Bildung von ho-
her Qualität haben positive 

externe Effekte. 

Um die Beteiligung der Väter 
an der Elternkarenz zu erhö-

hen, müssen massive Anreize 
gesetzt werden. 
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Dadurch sind die Auswirkungen auf das Rollenverhalten im Haushalt begrenzt. 
Um in der EU effektiv auf eine substanzielle Veränderung traditioneller Arbeits- 
und Rollenmuster hinzuwirken und somit die Arbeitsmarktchancen von Frauen zu 
erhöhen, scheint es notwendig, die Ansprüche stärker als bisher zu individualisie-
ren und/oder die Höhe des Erziehungsgeldes an die Aufteilung der Elternkarenz 
bzw. des Leistungsbezugs zwischen den Elternteilen zu koppeln. 

Der österreichische Arbeitsmarkt ist zunehmend geprägt von wirtschaftlicher und so-
zialer Internationalisierung, einem Strukturwandel in Richtung Dienstleistungssektor 
und einem verstärkten technologischen Fortschritt. Zusätzlich haben auch gesell-
schaftliche Entwicklungen wie die zunehmende Vielfältigkeit von Lebensstilen und 
das Aufbrechen von traditionellen Familienstrukturen Einfluss auf das Arbeitsange-
botsverhalten. Ein wesentliches Ergebnis dieser gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Entwicklung ist eine Flexibilisierung von Arbeitszeiten und Arbeitsverträgen 
(Bock-Schappelwein Mühlberger, 2008).  

Die Ausweitung der Beschäftigung ging in Österreich in den letzten Jahren vor allem 
mit einer Steigerung der Teilzeitbeschäftigung von Frauen einher und nur zu einem 
geringen Teil mit einer Zunahme des Arbeitsvolumens in Stunden. Der Erhöhung des 
Arbeitsvolumens von Frauen stehen nach wie vor institutionelle Beschränkungen 
(siehe oben) entgegen. Zugleich ist auf dem Arbeitsmarkt eine starke geschlechts-
spezifische Segregation zu beobachten, welche u. a. begründet, dass Frauen gerin-
gere Löhne erhalten als Männer. Dieser geschlechtsspezifische Lohnunterschied ist 
nach wie vor markant, aber in den letzten Jahren gesunken. Ein weiterer wichtiger 
Erklärungsfaktor sind hier die Arbeitsunterbrechungen von Frauen, die langfristige 
Auswirkungen auf den Karriere- und Einkommensverlauf haben (Grünberger  
Zulehner, 2009). Überdies beteiligen sich in Österreich ältere Arbeitskräfte in wesent-
lich geringerem Ausmaß am Arbeitsmarkt als im EU-Durchschnitt. Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik mit dem Ziel, die Beschäftigungswahrscheinlichkeit von 
Älteren frühzeitig zu fördern und eine frühe Pensionierung zu vermeiden, sind hier 
zentral. 

Die österreichische und internationale Evaluierungsliteratur zur aktiven Arbeitsmarkt-
politik zeigt mittel- und langfristig positive Effekte auf die Steigerung des Arbeitskräf-
teangebotes, insbesondere für Frauen und hier vor allem für Wiedereinsteigerinnen. 
Kurzfristig können negative Effekte auftreten, weil Personen in Schulungen weniger 
aktiv Arbeit suchen (Lock-in-Effekt). Der Zielgruppenfokus und ein enger Arbeits-
marktbezug der Maßnahmen sind von besonderer Bedeutung. Aktive Arbeitsmarkt-
politik muss so gestaltet sein, dass sie den Strukturwandel aktiv begleitet (Lechner  
Miquel  Wunsch, 2004, Martin Grubb, 2001, Lutz Mahringer Pöschl, 2005, Lutz 
Mahringer, 2007). 

Wie neuere Studien darüber hinaus zeigen, erzeugen sozialpolitische Maßnahmen 
wie Kündigungsschutzgesetze und Arbeitslosenunterstützung per se keine Arbeitslo-
sigkeit. Die Deregulierung des Arbeitsmarktes durch einige OECD-Länder brachte 
keine Verringerung der Arbeitslosigkeit mit sich, und die Lockerung des gesetzlichen 
Kündigungsschutzes hatte eine nur sehr geringe Produktivitätssteigerung zur Folge. 
Ein Abbau von Arbeitsmarktrigiditäten  wie oft gefordert  verbessert also als sol-
cher nicht die Arbeitsmarktlage (Howell et al., 2007, Freeman, 2007, Baccaro  Rei, 
2005, Bassanini  Duval, 2006). Hingegen gehen von Systemen der Arbeitslosenversi-
cherung Stabilisierungseffekte auf die Gesamtwirtschaft aus (Chimerine  Black  
Coffey, 1999, Gruber, 1997).  

Die zunehmende Segmentierung zwischen sozialrechtlich gut abgesicherten langfris-
tigen und prekären Arbeitsplätzen erweist sich als wesentliches Hindernis für eine so-
ziale Integration. Arbeitsmarktflexibilität muss mit einer sozialen Absicherung verbun-
den werden. Jüngere Maßnahmen zur sozialrechtlichen Absicherung von atypisch 
Beschäftigten in Österreich sind hier ein wesentlicher Schritt, das Konzept der 
Flexicurity zu fördern. Erforderlich sind darüber hinaus Bildungs- und Weiterbildungs-
maßnahmen, Maßnahmen zur Gleichstellung von Männern und Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt sowie zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

Arbeitsmarktpolitik 

Die Flexibilität von Arbeitsver-
trägen nimmt zu. Das Be-
schäftigungswachstum geht 
vor allem auf die Ausweitung 
der Teilzeitbeschäftigung von 
Frauen zurück.  

Die aktive Arbeitsmarktpolitik 
hat positive externe Effekte, 
die aber für die einzelnen 
Zielgruppen unterschiedlich 
ausfallen. 

Sozialpolitische Maßnahmen 
wie Kündigungsschutzgeset-
ze und Arbeitslosenunterstüt-
zung verursachen entgegen 
der ökonomischen Theorie 
per se keine Arbeitslosigkeit. 

Die zunehmende Segmentie-
rung von sozialrechtlich gut 
abgesicherten und prekären 
Arbeitsplätzen erschwert die 
soziale Integration. 
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In einer Studie zu den Optionen der Steuerreform schlagen Aiginger et al. (2008) 
Maßnahmen vor, die den Faktor Arbeit stärker entlasten und die Abgabenstruktur 
wachstums- und beschäftigungsförderlicher machen (siehe auch Guger et al., 2008, 
Mühlberger et al., 2008). Dabei steht im Zentrum, die Reallohnverluste aufgrund der 
kalten Progression auszugleichen, die wachstums- und beschäftigungsfeindliche Wir-
kung der Abgabenstruktur in Österreich zu beseitigen, die im europäischen Ver-
gleich hohe Abgabenquote zu senken und der Spreizung der Nettolöhne entgegen-
zuwirken. Als Gegenfinanzierungsmöglichkeiten werden Steuern auf Umweltver-
brauch und Vermögenszuwachs sowie spezifische Verbrauchsteuern gesehen. 

Vor dem Hintergrund der internationalen Erfahrungen ist eine Ausweitung des Anteils 
der Steuern an der Finanzierung des Sozialsystems zu erwägen. Vor allem versiche-
rungsfremde Leistungen (beitragsfreie Mitversicherung, Ersatzzeiten usw.) könnten 
durch Steuern statt lohnbezogene Abgaben finanziert werden. In Ländern, die einen 
niedrigeren Anteil der Sozialversicherungsbeiträge an den Gesamteinnahmen des 
Staates aufweisen, ist gleichzeitig der Anteil der direkten Steuern höher als in Öster-
reich. In Österreich hingegen tragen die direkten Steuern im internationalen Ver-
gleich relativ wenig zum gesamten Abgabenaufkommen bei. Eine Anhebung des 
steuerfinanzierten Anteils der Sozialversicherung würde einen Spielraum für die Sen-
kung der Abgabenbelastung des Faktors Arbeit schaffen und könnte durch eine 
stärkere Einbeziehung von direkten Steuern die Umverteilungskapazität der Einnah-
menseite erhöhen. 

Die Abgaben auf Arbeit sind in Österreich wesentlich höher als in anderen EU-Län-
dern und nehmen im Gegensatz zum internationalen Trend weiter zu. Überdies sind 
bereits niedrige Einkommen mit relativ hohen Abgaben belastet, und die Differenz 
zwischen den Personalkosten für ein Unternehmen und dem Nettolohn für die Be-
schäftigten (Steuerkeil) ist in Österreich besonders groß. Beide Faktoren bewirken ei-
nen negativen Beschäftigungsanreiz. Die jüngste Senkung des Eingangssteuersatzes 
und die Anpassung der Höchstbeitragsgrundlage sind erste Schritte, diese negativen 
Effekte zu verringern. 

Derzeit wirken die Sozialversicherungsbeiträge durch die Höchstbeitragsgrundlage 
regressiv auf die Einkommensverteilung. Reformen, die positive Wachstums- und Be-
schäftigungseffekte mit Verteilungszielen verbinden, streben zum einen eine Verbrei-
terung der Beitragsbasis durch eine Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage, zum 
anderen eine Ausweitung der Beitragspflicht auf alle Einkunftsarten an (Guger et al., 
2008). Eine Abgabenpolitik, die die Verteilungsgerechtigkeit erhöhen will, trägt zur 
gesellschaftlichen Stabilität bei und wirkt sich positiv auf Kapital- und Humankapital-
investitionen aus. 

Eine solche Reform der Beitragsfinanzierung würde zum einen die Armutsgefährdung 
von Beschäftigten mit niedrigem Einkommen verringern und die gesamtwirtschaftli-
che Nachfrage tendenziell beleben und zum anderen die Beschäftigungschancen 
von Personen mit Qualifikations- oder anderen Aktivierungsdefiziten verbessern. Da 
Frauen im unteren Einkommensbereich überdurchschnittlich vertreten sind, könnte 
dadurch auch der Lohnunterschied zwischen Männern und Frauen verringert wer-
den. Qualifizierte Arbeit, die über der Höchstbeitragsgrundlage entlohnt wird, würde 
sich allerdings verteuern. Langfristig könnte das negative Anreize für die Humankapi-
talbildung setzen, wenn nicht zugleich Bildungsmaßnahmen gesetzt werden. Die Ar-
beitslosenzahlen nach Qualifikation zeigen allerdings, dass die größten Beschäfti-
gungsprobleme für Geringqualifizierte bestehen. 

Da Vermögenserträge an Bedeutung für die Haushaltseinkommen gewinnen, wird 
immer häufiger die Heranziehung der Vermögenseinkommen für die Finanzierung 
der Sozialsysteme diskutiert. Eine Ausweitung der Beitragsgrundlage kann allerdings 
nicht generell über alle sozialen Sicherungssysteme erfolgen, sondern muss den Zu-
sammenhang zwischen Beiträgen und Leistungen im Auge behalten. Dieser ist in der 
Regel in den rein monetären Transferleistungssystemen der Pensions- und der Ar-
beitslosenversicherung eng und kann daher dort spürbare Ausgabensteigerungen 
bewirken.  

Insgesamt würde eine Ausweitung und Verbreiterung der Beitragsgrundlage erheb-
lichen Spielraum schaffen, um den neuen Anforderungen der Arbeitswelt besser ge-

Reformoptionen 

Steuer- und Abgaben-
system: Wachstum, 

Beschäftigung 

Eine Anhebung des steuerfi-
nanzierten Anteils der Sozial-
versicherung hat positive Ef-
fekte auf Beschäftigung und 

Einkommensverteilung. 

Eine Anhebung der Höchst-
beitragsgrundlage in der So-
zialversicherung würde eine 

Senkung der Beitragssätze 
ermöglichen. Das würde die 

Arbeitskosten im Niedrig-
lohnbereich dämpfen und 

damit die Lohnunterschiede 
verringern. 

Eine Ausweitung der Bei-
tragsgrundlage für die Sozi-
alversicherung auf andere 
Einkommensformen würde 

die Abgabenbelastung der 
Arbeit senken und die Ein-

kommensverteilung gleich-
mäßiger machen. 
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recht zu werden. Auf Veränderungen wie den Rückgang der Lohnquote, die Ent-
wertung geringqualifizierter Tätigkeiten und die starke Dynamik von Vermögenser-
trägen muss reagiert werden, um positive Effekte auf Beschäftigung und Einkom-
mensverteilung zu erzielen. 

Weil Lernfähigkeiten vorwiegend im frühkindlichen Alter geprägt werden, sind Hu-
mankapitalinvestitionen in dieser Altersstufe besonders effizient (Esping-Andersen, 
2008). Weil nicht alle Eltern diese Lernfähigkeiten gezielt fördern können, ist hier ein 
spezieller Fokus der Bildungspolitik unerlässlich, um die soziale Vererbung zu verrin-
gern und die intergenerative Mobilität zu steigern.  

Ein kostenloser Zugang zu qualitativ hochwertiger Bildung sollte nicht erst im Alter 
von sechs oder sieben Jahren ansetzen, sondern deutlich früher, Studien zufolge be-
reits im Alter von zwei Jahren. Dies würde die kognitive Entwicklung von Kindern för-
dern und die Integration von Kindern aus bildungsfernen Schichten verbessern. 

Die Bildungspolitik muss sich zudem auf eine Aus- und Weiterbildungsstrategie kon-
zentrieren, weil der technologische Fortschritt immer höhere Qualifikationsanforde-
rungen stellt. Die Betonung mittlerer beruflicher Qualifikationen ist deshalb nicht 
mehr adäquat. Zentrales Element dieser Strategie wäre die Höherqualifizierung von 
Arbeitskräften mit geringer und mittlerer Qualifikation.  

Vor dem Hintergrund der Bedeutung von Aus- und Weiterbildung für den Erfolg einer 
Volkswirtschaft, für gesellschaftlichen Zusammenhalt und individuellen Nutzen muss 
Bildung als ein umfassendes Konzept im Lebenszyklus verankert werden, beginnend 
mit der frühkindlichen Bildung über das Erstausbildungssystem bis hin zu Bildungs-
maßnahmen in anschließenden Erwerbs- und Lebensphasen. Sozialleistungen, die 
die Qualifizierung steigern, haben aktivierenden Charakter und sind ein wesentlicher 
Beitrag zur Steigerung der Produktivkraft einer Volkswirtschaft. 

Eine qualitativ hochwertige außerhäusliche Tagesbetreuung von Kindern zwischen 
zwei und vier Jahren fördert deren soziale und intellektuelle Entwicklung (Blau  Fer-
ber  Winkler, 2006, Apolte  Funcke, 2008, Roßbach  Kluczniok  Kuger, 2008). Da-
rum muss die Betreuung von Kleinkindern als Bildungsinvestition verstanden und in 
der politischen Diskussion entsprechend neu positioniert werden. Sozialpolitische 
Ausgaben für die Förderung von Kleinkindern sind höchst effektiv und effizient und 
tragen bereits mittelfristig zu einer Steigerung der Produktivität bei (Esping-Andersen, 
2008). 

Um die Arbeitsmarktintegration von Frauen zu erhöhen, ist eine grundlegende An-
passung der Betreuungsstruktur notwendig. Eine stärkere Erwerbsbeteiligung von 
Frauen erhöht nicht nur die Produktivkraft einer Volkswirtschaft, sondern ist auch von 
wesentlicher Bedeutung für die langfristige Finanzierung des Wohlfahrtsstaates. Für 
die Frauen selbst bedeutet eine verbesserte Einbindung in den Arbeitsmarkt eine ei-
genständige soziale Absicherung, die angesichts der Zunahme von Scheidungsraten 
und Lebenserwartung an Bedeutung gewinnt. Die geringere Arbeitsmarkteinbin-
dung ist zudem eine wichtige Erklärung für die geschlechtsspezifischen Lohnunter-
schiede. Die Verringerung der wöchentlichen Arbeitszeit und die Unterbrechung der 
Erwerbskarriere haben langfristige Effekte auf den Einkommens- und Karriereverlauf 
von Frauen. Weiters belegen Studien, dass Frauen dank eigenem Einkommen inner-
halb der Familie eine bessere Verhandlungsposition haben und weniger häuslicher 
Gewalt ausgesetzt sind. 

In der österreichischen Familienpolitik wird besonderes Gewicht auf Geldleistungen 
gelegt. Aus ökonomischer Sicht ist das effizient und kann die Wahlfreiheit theoretisch 
erhöhen (solange die Möglichkeit einer Auswahl besteht), doch wird dadurch auf 
notwendige Lenkungseffekte verzichtet. Das ungebundene und einkommensunab-
hängige Kinderbetreuungsgeld, das im Zentrum des österreichischen Systems der 
Familienförderung steht, begünstigt eine relativ lange Erwerbsunterbrechung von 
Frauen (Statistik Austria, 2006). Eine Verlagerung des Schwerpunktes von Geld- zu 
Sachleistungen bzw. eine Umschichtung zu zweckgebundenen Geldleistungen wür-
de die Treffsicherheit von familienpolitischen Maßnahmen erhöhen. Die Arbeits-
marktintegration von Frauen wird weniger durch großzügige Geldleistungen als 

Bildungssystem: Wachs-
tum, Beschäftigung, 
Chancengleichheit 

Für die Erwerbstätigen ist ei-
ne zukunftsorientierte Weiter-
bildungsstrategie notwendig, 
um den Anforderungen des 
technologischen Fortschritts 
standzuhalten. 

Bildungspolitik muss als Le-
benszyklusmodell gesehen 
werden und erfordert ver-
stärkte regionale Kooperati-
onen. 

Familien- und Pflegepoli-
tik: Arbeitsmarktintegra-
tion von Frauen erhöhen 

Eine Steigerung der Erwerbs-
beteiligung von Frauen hat 
auf der Mikro- und der Mak-
roebene positive Effekte. 

Die Familienpolitik sollte ver-
stärkt Sachleistungen statt 
Geldleistungen anbieten. 
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vielmehr durch einen universellen Zugang zu einer quantitativ ausreichenden und 
qualitativ hochwertigen außerhäuslichen Kinderbetreuung (insbesondere für Kinder 
unter drei Jahren) verbessert (Del Boca  Pasqua, 2005). 

In Österreich besteht ein erhebliches Defizit in der institutionellen Kinderbetreuung 
und Altenpflege. Ein Ausbau der Betreuungsinfrastruktur ist auf der Angebots- und 
zugleich auf der Nachfrageseite beschäftigungswirksam. Da vor allem Frauen in der 
Kinderbetreuung arbeiten, würden dadurch auch ihre Beschäftigungschancen in 
dieser Berufssparte steigen. Bisher im Haushalt erbrachte Arbeit würde somit in den 
formellen Arbeitsmarkt überführt und wäre damit BIP-relevant (zusätzlich erhöhen 
Skalenerträge die Produktivität). Weil Frauen in den letzten Jahren immer häufiger 
höhere Bildungsabschlüsse erwerben, bedeuten lange Kinderkarenzzeiten zuneh-
mend auch eine Missallokation von Qualifikationen.  

Wie empirische Studien zudem zeigen, erhöht ein quantitativ und qualitativ geeigne-
tes Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen nicht nur die Beschäftigung, son-
dern auch die Geburtenrate (Del Boca et al., 2007). Die Steigerung der Geburtenra-
te trägt wesentlich zur Erhöhung der Produktivkraft einer Volkswirtschaft sowie zur 
nachhaltigen Finanzierung des Wohlfahrtsstaates bei. 

Im Bereich der Geldleistungen plädieren Bock-Schappelwein  Eppel  Mühlberger 
(2009) für die Einführung eines einkommensabhängigen Kinderbetreuungsgeldes mit 
kurzer Bezugsdauer und für die Erhöhung der Flexibilität bei der Inanspruchnahme 
der Karenzzeit (z. B. durch ein Karenzkontosystem). In Nordeuropa, aber auch in 
Deutschland wurde ein einkommensabhängiges Kinderbetreuungsgeld kürzlich ein-
geführt. Eine wirksame Reform sollte insbesondere die Inanspruchnahme der Eltern-
karenz durch Väter erhöhen. In Österreich gibt es kaum Anreize für eine Beteiligung 
des Vaters, sodass der Anteil der Männer an der Zahl der Personen mit Kinderbe-
treuungsgeld sehr gering ist (Oktober 2009: 4,7%). In anderen Ländern geht die Ein-
führung eines einkommensabhängigen Kinderbetreuungsgeldes in der Regel mit ei-
ner stärkeren Inanspruchnahme durch Männer einher. Anspruchszeiten, die bei 
Nicht-Inanspruchnahme verfallen, wären hier zielführend. Um die notwendigen Wir-
kungen zu erzielen, muss eine Verkürzung bzw. Flexibilisierung des Karenzsystems von 
einem deutlichen und flächendeckenden Ausbau der öffentlichen Kinderbe-
treuungseinrichtungen  im Sinne einer ökonomisch effektiven Humankapitalinvesti-
tion (siehe oben)  begleitet sein.  

Einheitliche hohe Qualitätsstandards (Gruppengröße, Betreuungsschlüssel, Qualifika-
tion des Personals usw.) sind im Sinne einer Investition in das Humankapital von Kin-
dern zentral und können auch die frühkindliche Integration von Kindern aus bil-
dungsfernen Schichten verbessern. Eine Flexibilisierung der Kinderbetreuung (z. B. 
Zeiten am Nachmittag bzw. frühen Abend) wird als besonders wichtig gesehen (De 
Henau  Meulders  O'Dorchai, 2007).  

Investitionen in die Bildung von Kleinkindern tragen nicht nur zu einer effizienten Ver-
besserung des Humankapitals bei, sondern wirken auch als aktivierende sozialpoliti-
sche Maßnahmen, da sie die Arbeitsmarktintegration von Frauen erhöhen.  

Arbeitslosigkeit ist häufig eng mit dem Fehlen von Qualifikationen verbunden. Ge-
ringqualifizierte haben ein deutlich höheres Arbeitslosigkeitsrisiko als Besserqualifizier-
te. Die Aus- und Weiterbildung von Geringqualifizierten muss deshalb vorrangig ver-
bessert werden. Wie die österreichische und internationale Evaluierungsliteratur 
zeigt, wirken die Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik positiv auf die Erwerbs-
beteiligung  mit stärkeren Effekten für Frauen (Lechner  Miquel  Wunsch, 2004, 
Martin Grubb, 2001, Lutz Mahringer Pöschl, 2005, Lutz Mahringer, 2007). 

Die Maßnahmen sollten sich dafür verstärkt an der regionalen Qualifikationsnach-
frage orientieren. Der Aufbau von regionalen Weiterbildungsclustern mit organisato-
rischer und finanzieller Einbindung von Arbeitgebern und regionalen Arbeitsmarkt-
stellen könnte die Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik zielorientierter ma-
chen. Erfahrungsgemäß haben ausbildungsfokussierte Arbeitsstiftungen positive Be-
schäftigungseffekte, insbesondere wenn sie mit qualitativ hochwertigen Trainings-
programmen verbunden sind. Eine erhöhte Mitverantwortung von Unternehmen in 

Sachleistungen wirken auf 
der Angebots- und auf der 
Nachfrageseite positiv auf 

die Beschäftigung. 

Die Einführung eines ein-
kommensabhängigen Kin-

derbetreuungsgeldes mit 
kürzerer Bezugsdauer und 

fixen Perioden für Väter wäre 
zielführend. 

Arbeitsmarktpolitik: 
Arbeitsmarktbeteiligung 
und damit Produktivkraft 

steigern 

Die aktive Arbeitsmarktpolitik 
sollte sich auf eine Erhöhung 
der Qualifikationen fokussie-

ren. 
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der Qualifizierung der Arbeitskräfte könnte mit Steuervorteilen oder etwa einem 
niedrigeren Beitragssatz in der Arbeitslosenversicherung verknüpft werden. 

Eine Steigerung der Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen und Älteren hat große Be-
deutung für die nachhaltige Finanzierung des Wohlfahrtsstaates. Neben den oben 
diskutierten Maßnahmen zur Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen sind des-
halb Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik notwendig, um Ältere länger auf 
dem Arbeitsmarkt zu halten. Frühzeitige Umschulungen (wie z. B. in Dänemark) könn-
ten den Zustrom in die Invaliditätspension dämpfen. Eine Anhebung des durch-
schnittlichen Pensionsantrittsalters hat höchste Priorität. 

Eine Verringerung der nach wie vor bestehenden geschlechtsspezifischen Lohnun-
terschiede (Grünberger  Zulehner, 2009) würde nicht nur die Gleichstellung von 
Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt erhöhen, sondern auch für nicht er-
werbstätige Frauen Anreize zur Teilnahme am Arbeitsmarkt setzen.  

In Österreich beruht der Beitrag des Humankapitals zum Wirtschaftswachstum bereits 
zur Hälfte auf qualitativen Faktoren. Eine Qualitätsverbesserung des Faktors Arbeit 
durch eine forcierte Aus- und Weiterbildungspolitik ist somit unerlässlich für eine zu-
kunftsorientierte Sozialpolitik. 
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Social Policy as a Productive Force  Summary 

International examples clearly demonstrate that a high level of social policy does 
not necessarily correlate with slow growth rates. Empirical literature shows that in-
centives of social policy measures that lead to a growth-enhancing education, re-
search and development policy are of utmost importance. High quality education 
is not only an important predictor of individual income, but also of productivity 
and growth.  
Education policy, however, has to start at an early stage. Research shows that the 
social pay-off of education is highest in early childhood. "Child care" policy there-
fore has to be regarded as a component of education policy. This demands a 
stronger focus on the availability and quality of child care infrastructure for very 
young children, which not only increases the cognitive capability of children, but 
also fosters social mobility. Furthermore, increasing the availability and quality of 
early child care infrastructure enables women to participate in the labour market, 
which in turn increases the value of their human capital, improves their income 
and career chances and contributes to the financing of the welfare state. More-
over, providing additional high quality child care infrastructure as part of a pro-
ductive education policy directly results in the creation of more and better jobs in 
the education sector. Thus, long-term and short-term growth and employment ef-
fects are achieved. 
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Die Studie untersucht den Einfluss sozialpolitischer Maßnahmen im Bereich
der Verteilungspolitik, Familien- und Care-Politik, Bildungs- und Arbeitsmarkt-
politik auf das Wirtschaftswachstum und die Beschäftigung. Internationale 
Beispiele zeigen, dass ein hohes Maß an Sozialleistungen nicht mit einer ge-
ringen Wirtschaftsleistung einer Volkswirtschaft in Verbindung steht. Sozialpo-
litik kann über verschiedene Transmissionsmechanismen die Produktivkraft 
einer Volkswirtschaft erhöhen. Sie kommt nicht nur durch soziale Transfers
zum Tragen, sondern auch durch das Steuer- und Abgabensystem, die 
staatliche Bereitstellung und/oder Förderung sozialer Infrastruktur und andere
gesetzliche Regelungen im Bereich des Arbeitsmarktes bzw. der Familienpoli-
tik. Eine reine Fokussierung auf Transferpolitik wäre zu kurz gegriffen. 
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Sozialpolitik als Produktivkraft: Transmissionsmechanismen 
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Die Wirkungen der Einkommensverteilung auf die Produktivkraft: Ein Überblick über 
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Bildungspolitik 
Familien- und Carepolitik 
Arbeitsmarktpolitik 

 Wirtschafts- und sozialpolitische Schlussfolgerungen: Reformoptionen 
Reformen des Steuer- und Abgabensystems zur Förderung von Wachstum und 
Beschäftigung und zur Verringerung von Einkommensungleichheiten 
Reformen des Bildungssystems zur Förderung von Wachstum und Beschäftigung 
und zur Verringerung von sozialen Ungleichheiten 
Reformen im Bereich der Familien- und Carepolitik zur verstärkten 
Arbeitsmarktintegration von Frauen, um Wachstum und Beschäftigung zu forcieren 
Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zur Erhöhung der Arbeitsmarktbeteiligung und 
damit der Produktivkraft 
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 Anhang: Inanspruchnahme der Elternkarenz durch Väter in Skandinavien 
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Alois Guger, Markus Marterbauer 

Umverteilung durch den Staat 
Die Verteilung der Markteinkommen wird in Österreich durch die Aktivitäten des Staates in beträchtli-
chem Ausmaß korrigiert. Die Sekundärverteilung  die Verteilung der Einkommen nach Berücksichtigung 
aller Abgaben und öffentlichen Leistungen  ist deutlich gleichmäßiger als die Verteilung der Primär- 
oder Markteinkommen. Umverteilt wird allerdings nicht über die Staatseinnahmen, sondern fast aus-
schließlich über die Ausgabenseite. Die öffentlichen Abgaben wirken insgesamt weitgehend proportional 
und belasten Haushalte mit hohem Einkommen kaum stärker als jene mit niedrigem Einkommen. Die 
Staatsausgaben wirken dagegen stark progressiv. Sie kommen zum einen Bedürftigen in stärkerem Um-
fang zugute als Wohlhabenden, zum anderen ist ihre ökonomische Bedeutung für die niedrigen Einkom-
men viel größer: In Relation zu den auf dem Markt erzielten Bruttoeinkommen betragen die öffentlichen 
Leistungen im unteren Drittel der Haushaltsverteilung 84%, im mittleren Drittel 29% und im oberen 12%.  

Der Beitrag fasst die aktuelle Umverteilungsstudie des WIFO zusammen: Alois Guger (Projektleitung), Martina Agwi, Adolf Buxbaum, Eva Festl, Käthe 
Knittler, Verena Halsmayer, Hans Pitlik, Simon Sturn, Michael Wüger, Umverteilung durch den Staat in Österreich (mit finanzieller Unterstützung von 
Bundeskanzleramt, Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz und Jubiläumsfonds der Oesterreichischen Nationalbank), 
September 2009, 371 Seiten, 60 €, kostenloser Download: http://www.wifo.ac.at/wwa/jsp/index.jsp?fid=23923&id=36801&typeid=8&display_mode=2, 
Executive Summary 12 Seiten, 10 €, kostenloser Download: http://www.wifo.ac.at/wwa/jsp/index.jsp?fid=23923&id=36802&typeid=8&display_mode=2) 
• Begutachtung: Thomas Leoni, Ewald Walterskirchen • Wissenschaftliche Assistenz: Martina Agwi • E-Mail-Adressen: Alois.Guger@wifo.ac.at, 
Markus.Marterbauer@wifo.ac.at  

Im modernen Wohlfahrtsstaat fließt rund die Hälfte des jährlichen Güter- und Leis-
tungsvolumens durch die öffentlichen Haushalte. Diese beeinflussen über das Steu-
eraufkommen und die Staatsausgaben sowohl die Struktur und das Niveau der Pro-
duktion als auch die Einkommens- und Wohlstandsverteilung erheblich.  

Mit der Zunahme der Ungleichheit in der Verteilung der Markteinkommen in den letz-
ten Jahrzehnten wurden sowohl in den ökonomischen Analysen als auch in der wirt-
schaftspolitischen Diskussion Verteilungsfragen wieder aktuell. Dazu kommen in den 
nächsten Jahren die Folgen der tiefen Krise, die zum einen die Bevölkerung in unter-
schiedlichem Ausmaß trifft und zum anderen Fragen nach den Verteilungswirkungen 
der Steuern und Staatsausgaben neu aufwerfen wird, wenn die Folgekosten der Kri-
senbekämpfung durch die öffentlichen Haushalte zu finanzieren sein werden.  

Der vorliegende Beitrag untersucht die vertikale Umverteilungswirkung der Staatstä-
tigkeit zwischen oberen und unteren Einkommensschichten. Im Zentrum stehen die 
Fragen: Wird durch die fiskalischen Aktivitäten des Staates die Ungleichheit der 
Markteinkommen verringert? In welchem Ausmaß wird über die Staatseinnahmen, 
also Steuern und Abgaben, und in welchem über die Staatsausgaben umverteilt?  

Die Arbeit stützt sich auf eine umfassende Studie des WIFO (Guger et al., 2009), die 
auf Daten für die Jahre 2000 und 2005 beruht und methodisch in vergleichbarer 
Form an die früheren Arbeiten des WIFO zu den Jahren 1983 und 1991 (Guger, 1987, 
1996) anschließt. Hier werden vorwiegend die Ergebnisse für das Jahr 2005 diskutiert. 

 

Die Analyse basiert auf dem Konzept der "formalen Inzidenz", dem die Überwäl-
zungsannahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zugrunde liegen. Dem-
nach sind alle indirekten Steuern (auf die Preise) überwälzbar und alle direkten nicht 
überwälzbar; sie werden von jenen getragen, die sie leisten und für die sie gedacht 
sind.  

Wie in den meisten vergleichbaren empirischen Studien wird unter Umverteilung le-
diglich der Fluss der unmittelbaren Leistungsströme zwischen privaten und öffentli-

Konzept, Methode 
und Daten 
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chen Haushalten verstanden. Die Begriffe Staat, öffentlicher Sektor oder öffentliche 
Haushalte werden synonym behandelt und umfassen die Gebarung der Gebiets-
körperschaften (Bund, Länder, Gemeinden) und der Sozialversicherungsträger. 

Untersuchungseinheit ist der private Haushalt. Ausgehend von den auf dem Markt 
erzielten Primäreinkommen der Haushaltsmitglieder wird durch Abzug der Steuern 
und Sozialabgaben1) und Hinzurechnung der wichtigsten monetären und realen 
Transfers (d. h. der öffentlichen Güter und Dienstleistungen) das Sekundäreinkom-
men und damit die eigentliche Wohlstandsverteilung der Haushalte ermittelt. Das 
staatliche Leistungsangebot wird dabei zu laufenden Kosten bewertet. Den zentra-
len Bezugspunkt der gesamten Arbeit bilden die Markteinkommen; d. h. die Haus-
halte sind nach der Höhe ihrer Markt- oder Primäreinkommen geordnet. 

Größe und Zusammensetzung der Haushalte werden in Form der Äquivalenzein-
kommen berücksichtigt. Diese sind "gewichtete Pro-Kopf-Einkommen" der Haushalte 
und werden aus dem Haushaltseinkommen und der Äquivalenzzahl gebildet, die 
dem ersten erwachsenen Haushaltsmitglied ein Gewicht von 1, jedem weiteren ei-
nes von 0,5 und jedem Kind (unter 14 Jahren) von 0,3 zuschreibt.  

Um die Ergebnisse weitgehend vergleichbar zu machen, verwendet die vorliegende 
Arbeit dieselben Definitionen und Haushaltsabgrenzungen wie die früheren Umver-
teilungsstudien des WIFO (Guger, 1987, 1996). Daher werden nur Haushalte mit nicht-
selbständigen Haushaltsmitgliedern und keine Kapital- und Selbständigeneinkünfte 
berücksichtigt. Diese Nicht-Selbständigenhaushalte umfassen Haushalte mit unselb-
ständig Beschäftigten, Pensionisten und Pensionistinnen, Arbeitslosen, Personen in 
Elternkarenz, Präsenz-, Zivildienern, Studierenden, nicht berufstätigen Hausfrauen und 
-männern als Hauptverdiener bzw. Hauptverdienerin; damit sind rund 90% aller 
Haushalte erfasst.  

Obgleich die Pensionen aus der Sozialversicherung Transfers im eigentlichen Sinne 
sind, werden hier  wie in den früheren Publikationen des WIFO, aber abweichend 
von internationalen Vergleichsstudien  Eigenpensionen wie Aktiv- bzw. Primärein-
kommen behandelt. Zum einen kommt in Österreich den öffentlichen Pensionen im 
Gesamteinkommen der älteren Bevölkerung eine so dominierende Bedeutung zu, 
dass sehr viele Pensionisten und Pensionistinnen ohne staatliche Umverteilung kein 
Einkommen hätten, da die zweite und dritte Säule in der Pensionsvorsorge eine ver-
gleichsweise geringe Rolle spielen. Zum anderen werden aus Pensionen in Österreich 
auch Lohnsteuern und Krankenversicherungsbeiträge gezahlt. Durch diese Behand-
lung der Pensionen als Primäreinkommen wird das Ausmaß der tatsächlichen staatli-
chen Umverteilung deutlich unterschätzt. 

Die Kompatibilität mit den früheren Publikationen ist trotzdem eingeschränkt, weil die 
öffentlichen Transfers in den Umfragedaten immer besser erfasst werden. Die frühe-
ren Studien basierten auf dem Mikrozensus, während sich die vorliegende Analyse 
auf Konsum- und Einkommenserhebungen stützt: für das Basisjahr 2000 auf die Kon-
sumerhebung 1999/2000 und für 2005 auf EU-SILC 20062) und die Konsumerhebung 
2004/05. Die Konsumerhebung 1999/2000 erhob die detaillierten Nettoeinkommen 
der Personen in Anlehnung an das Europäische Haushaltspanel. Da die Konsumer-
hebung 2004/05 geeignete Einkommensdaten nur auf Haushaltsebene liefert, wurde 
für die Erfassung der Steuer- und Abgabenleistung EU-SILC 2006 herangezogen.  

Die weitere empirische Basis bilden die VGR (ESVG 95) und die Lohnsteuerstatistiken 
2000 und 2005 von Statistik Austria sowie die Bundesvoranschläge bzw. Rechnungs-
abschlüsse des Bundes. Die VGR und die Steuerstatistiken stecken die gesamtwirt-
schaftliche Größenordnung ab. Das Volumen an Einkommen, Steuern usw., das sich 
aus den individuellen Angaben der Konsumerhebung und EU-SILC-Erhebung  bzw. 
deren Hochrechnung  ergibt, liegt in der Regel aufgrund von Untererfassung, Ant-
wortverweigerung usw. unter diesen Rahmendaten.  

                                                           
1)  Die Analyse der Sozialabgaben beschränkt sich auf die Arbeitnehmerbeiträge, da sich die Arbeitgeber-
beiträge analog dazu verteilen. 
2)  European Survey on Income and Living Conditions (Statistik Austria, 2008). 
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Der Umfang des öffentlichen Sektors hat einen bestimmenden Einfluss auf die Um-
verteilungsmöglichkeiten der Wirtschaftspolitik. In Österreich ist der Staatsanteil am 
jährlichen Güter- und Leistungsvolumen mit einer Abgabenquote von gut 42% (2007) 
und einer Staatsausgabenquote von 48½% im internationalen Vergleich überdurch-
schnittlich hoch. Die Umverteilungseffizienz ist aber sowohl auf der Einnahmen- als 
auch auf der Ausgabenseite unterdurchschnittlich. Die Abgabenstruktur kann als 
regressiv bezeichnet werden, da progressiven Steuern eine vergleichsweise geringe 
Bedeutung zukommt: Während der Anteil der Einkommen- und Ertragsteuern im 
Durchschnitt der OECD bzw. der EU 15 (Daten für 2006) 35,7% bzw. 34,1% und jener 
der Vermögensteuern 5,7% bzw. 5,6% des gesamten Steueraufkommens beträgt, ist 
in Österreich der Anteil dieser progressiven Abgaben mit 28,8% bzw. 1,4% deutlich 
niedriger. Sozialabgaben, die durch die Höchstbeitragsgrundlage regressiv wirken, 
haben dagegen mit 34,5% (OECD insgesamt 25,3%, EU 15 28,1%) in Österreich den 
größten Anteil am Abgabenaufkommen.  

Auf der Ausgabenseite dominieren universelle (nicht bedarfsgeprüfte) monetäre 
Transfers, während Realtransfers (soziale Dienste, vor allem Betreuungsinfrastruktur) 
im mittel- und nordeuropäischen Vergleich unterrepräsentiert sind3). 

Das makroökonomische Gesamtbild des österreichischen Steuer- und Abgabensys-
tems ergibt eine regressive Verteilungsstruktur, die sich seit der letzten Analyse des 
WIFO in den frühen 1990er-Jahren noch verstärkt hat. Der hohe Anteil der regressiv 
wirkenden Sozialversicherungsbeiträge nahm weiter zu, der schon damals sehr nied-
rige Anteil der Vermögensabgaben, die am stärksten progressiv wirken, wurde seit-
her halbiert und wird mit dem Auslaufen der Erbschaft- und Schenkungsteuer inzwi-
schen weiter gesunken sein. Abgesehen von den regressiven Umverteilungswirkun-
gen ist diese Entwicklung auch aus wachstums- und beschäftigungspolitischer Sicht 
problematisch, da die Steuerbelastung des Faktors Arbeit in Österreich überdurch-
schnittlich hoch ist. Das gilt vor allem für Geringqualifizierte und die Niedriglohnbe-
schäftigung. Hier setzt die Abgabenlast schon bei niedrigem Einkommen mit relativ 
hohen Sozialbeitragssätzen ein4). 

 

Die Verteilung des Volkseinkommens verlagerte sich seit der zweiten Hälfte der 
1970er-Jahre markant zulasten des Faktors Arbeit. Die Lohnquote, der Lohnanteil am 
Volkseinkommen, sank gegenüber ihrem Höchstwert im Jahr 1978 um 11 Prozent-
punkte auf rund 67% im Jahr 2008. Zugleich mit dieser Änderung der funktionellen 
Verteilung verschob sich auch die Abgabenbelastung der Produktionsfaktoren zu-
lasten des Faktors Arbeit. Nach den vorliegenden Daten sind die Abgaben auf 
Lohneinkommen deutlich höher als jene auf Gewinn- und Besitzeinkommen: Die ef-
fektive Lohnsteuerbelastung, der Anteil der Lohnsteuer an den lohnsteuerpflichtigen 
Einkommen (Löhne, Gehälter und Pensionen) stieg seit 1990 von 10,9% auf 15,4% im 
Jahr 2007, während das Aufkommen an Einkommen- und Kapitalertragsteuer ge-
messen an der entsprechenden Steuerbasis eher leicht sank (1990 10,9%, 2007 
10,3%). Die Nettolohnquote, der Lohnanteil nach Abzug der Lohnsteuer und der So-
zialabgaben am Nettovolkseinkommen, war 1988 mit knapp 67% um 6 Prozent-
punkte niedriger als die Bruttolohnquote, seither vergrößerte sich dieser Abstand auf 
8 Prozentpunkte (Abbildung 1).  

Sind Brutto- und Nettolohnquote gleich hoch, so ist die Steuerbelastung auf die Pro-
duktionsfaktoren gleichmäßig verteilt. Ist hingegen die Nettolohnquote niedriger als 
die Bruttolohnquote, so wird der Faktor Arbeit stärker mit Abgaben belastet als der 
Faktor Kapital bzw. die Gewinn- und Vermögenseinkommen. Die Entwicklung der 
Differenz zwischen diesen beiden Quoten spiegelt zum einen die Wirkung von Steu-

                                                           
3)  Nach der Analyse von Immervoll et al. (2007) ist innerhalb der EU 15 der Anteil der Sozialtransfers am ver-
fügbaren Einkommen im obersten Dezil in keinem Land höher als in Österreich und im untersten Dezil nur in 
Griechenland und in Italien niedriger. 
4)  Das WIFO hat sich mit dieser Thematik im "Weißbuch für Wachstum und Beschäftigung" (Aiginger  
Walterskirchen  Tichy, 2006) und in der Studie zu den Optionen einer Steuerreform (Aiginger et al., 2008) aus-
führlich befasst. 
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kommen einen immer größe-
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erreformen5) wider, zum anderen machen sich Konjunktureffekte bemerkbar, da 
sich die einzelnen Einkunftsarten im Konjunkturverlauf unterschiedlich dynamisch 
entwickeln und sich die Steuern hinsichtlich ihres Progressionsgrades unterscheiden.  

 

Abbildung 1: Entwicklung der Netto- und Bruttolohnquote 

 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 

 

Die Primärverteilung der Bruttomarkteinkommen ergibt sich vor der Umverteilung 
durch Steuern und staatliche Transferleistungen. Die vorliegende Analyse bezieht 
sich auf Markteinkommen, die auf erfragten individuellen Netto- bzw. Bruttoein-
kommen basieren. Die jeweils fehlenden Einkommen bzw. direkten Abgaben wer-
den mit Hilfe der Lohnsteuerstatistik errechnet und zu Haushaltseinkommen aggre-
giert.  

Die Primäreinkommen der unselbständig Erwerbstätigen, also die Bruttolohnein-
kommen auf individueller Ebene, werden hier in der Folge zu Bruttohaushaltsein-
kommen für die Unselbständigenhaushalte aggregiert, d. h. für Haushalte mit un-
selbständig erwerbstätigen als Hauptverdiener bzw. Hauptverdienerin. Schließlich 
wird als Grundlage für die Analyse des gesamten staatlichen Umverteilungsprozesses 
die Kategorie der Nicht-Selbständigenhaushalte gebildet. Sie umfasst auch Haushal-
te mit Pensionisten und Pensionistinnen, Arbeitslosen, Personen in Elternkarenz, Prä-
senz-, Zivildienern, Studierenden, nicht berufstätigen Hausfrauen und -männern als 
Hauptverdiener bzw. Hauptverdienerin. Nur Haushalte mit selbständigen Haushalts-
mitgliedern bleiben außer Betracht. 

Die Verteilung der Primär- oder Bruttomarkteinkommen der unselbständig Beschäf-
tigten wurde in den letzten 1½ Jahrzehnten bei deutlich zunehmender Beschäfti-
gung ungleicher. Auf individueller Ebene nahm die Streuung der Bruttolöhne und 
-gehälter vor allem in den 1990er-Jahren erheblich zu. 

Das durchschnittliche Bruttolohneinkommen6) der unselbständig Beschäftigten be-
trug nach den Ergebnissen von EU-SILC 2006 im Jahr 2005 monatlich 2.316 € (Median 

                                                           
5)  Die Daten zeigen eine deutliche Wirkung der Steuerreform 2000. Der starke Anstieg der Nettolohnquote 
und der dementsprechend starke Rückgang der Nettogewinnquote im Jahr 2001 gingen dabei vor allem 
auf die Einführung der Anspruchsverzinsung (d. h. der Verzinsung von Steuerschulden und Steuerguthaben) 
zurück. 
6)  Einschließlich Sonderzahlungen (also 12-mal jährlich). 
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2.006 €). Die 10% mit den niedrigsten Einkommen verdienten 2005 höchstens 842 € 
monatlich und im Durchschnitt 521 €; die 10% mit den höchsten Lohneinkommen 
bezogen mehr als 3.850 € und im Durchschnitt 5.736 €. Im Durchschnitt verdienten 
somit 2005 die Beschäftigten im obersten Dezil elfmal so viel wie im untersten, im Jahr 
2000 hatte das Verhältnis 9,7 : 1 betragen. Diese Zunahme der Ungleichheit kommt 
auch in der Entwicklung der Einkommensanteile und des Gini-Koeffizienten7) zum 
Ausdruck: In das untere Drittel der Einkommen flossen 2005 15,1% der Personenein-
kommen (2000 15,9%) und in das obere 55,5% (2000 54,8%). Der Gini-Koeffizient stieg 
seit 2000 um 3,6% von 0,306 auf 0,317. Noch stärker hatte die Streuung der Indivi-
dualeinkommen in den 1990er-Jahren zugenommen: Zwischen 1991 (laut Mikrozen-
sus 0,275) und 2000 erhöhte sich der Gini-Koeffizient um 11,3% (Übersicht 1). 

 

Übersicht 1: Grenzen und Durchschnitte von Bruttolohneinkommen der Personen und Bruttomarkteinkommen 
der privaten Haushalte 

2005 
          
 Unselbständig Beschäftigte 

(ohne Pensionisten und Pensionistinnen) 
Unselbständigenhaushalte Nicht-Selbständigenhaushalte 

 Bruttolohneinkommen Bruttomarkteinkommen Bruttomarkteinkommen 
 Obergrenze 

in € 
Durchschnitt 

in € 
Anteile in % Grenzen in € Durchschnitt 

in € 
Anteile in % Grenzen in € Durchschnitt 

in € 
Anteile in % 

Bruttoeinkommen          
1. Terzil 1.626 1.052 15,1 2.694 1.888 15,6 1.986 1.172 11,9 
2. Terzil 2.500 2.032 29,3 4.315 3.468 28,7 3.664 2.765 28,2 
3. Terzil Über 2.500 3.870 55,5 Über 4.315 6.742 55,7 Über 3.664 5.884 59,9 
          
1. Dezil 842 521 2,2 1.628 1.183 2,9 888 459 1,4 
2. Dezil 1.249 1.055 4,5 2.136 1.892 4,7 1.414 1.172 3,6 
3. Dezil 1.517 1.405 6,1 2.563 2.347 5,8 1.851 1.635 5,0 
4. Dezil 1.767 1.659 7,2 2.978 2.767 6,9 2.299 2.069 6,3 
5. Dezil 2.006 1.899 8,2 3.451 3.205 7,9 2.721 2.511 7,7 
6. Dezil 2.298 2.149 9,3 3.977 3.704 9,2 3.218 2.977 9,1 
7. Dezil 2.625 2.444 10,6 4.568 4.232 10,5 3.865 3.556 10,9 
8. Dezil 3.067 2.848 12,3 5.439 4.994 12,4 4.688 4.240 13,0 
9. Dezil 3.850 3.447 14,9 6.903 6.144 15,2 6.200 5.355 16,4 
10. Dezil Über 3.850 5.736 24,8 Über 6.903 9.856 24,5 Über 6.200 8.761 26,8 
          
Insgesamt  2.316 100,0  4.033 100,0  3.273 100,0 
          

Verhältnis 10. zu 1. Dezil         
2005  11,0   8,3   19,1  
2000  9,7   7,0   15,5  
          
Gini-Koeffizient          
2005   0,317   0,312   0,373 
2000   0,306   0,294   0,367 
1991   0,275   0,281   0,367 
1983      0,25   0,34 

Q: Guger (1987, 1996), EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen.  
 

Hauptursachen dieser Entwicklung sind technologische Veränderungen und der 
Globalisierungsprozess, die ein relatives Überangebot an geringqualifizierten und 
gleichzeitig eine Übernachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften mit sich bringen. 
In den letzten zwei Jahrzehnten nahm zudem durch Berufseinstieg und verstärkte Er-
werbsbeteiligung von Frauen der Anteil von Teilzeitbeschäftigung und atypischen 

                                                           
7)  Der Gini-Koeffizient ist ein verbreitetes Konzentrationsmaß und gibt das Ausmaß an Gleichheit oder Un-
gleichheit einer Verteilung wieder. Ein Gini-Koeffizient von Null bedeutet vollständige Gleichverteilung, der 
Wert 1 vollkommene Ungleichverteilung. Der Gini-Koeffizient knüpft direkt an die Lorenzkurve an, die die ku-
mulierten Anteile des Gesamteinkommens im Vergleich zu den kumulierten Anteilen der Einkommensemp-
fänger und -empfängerinnen darstellt (beginnend mit der ärmsten Person bzw. dem ärmsten Haushalt). Er 
stellt den Bereich zwischen Lorenzkurve und einer hypothetischen Linie absoluter Gleichverteilung in Relation 
zur gesamten Fläche unterhalb dieser Linie dar. 
Für die Verteilung von Leistungen (z. B. Familienleistungen) auf Personen oder Haushalte, die nach anderen 
Variablen (Einkommen bzw. Haushaltseinkommen) gruppiert wurden, kann der Gini-Koeffizient negative Wer-
te annehmen. Je näher der Wert bei 1 liegt, umso stärker wird zugunsten der unteren Einkommensschichten 
umverteilt. 
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Beschäftigungsverhältnissen rasch zu (Acemoglu, 2002, Ochsen  Welsch, 2005, 
Guger  Knittler  Marterbauer, 2008). 

Aus dieser Entwicklung ergibt sich eine zunehmende Streuung der Individualein-
kommen, die sich aber noch nicht in einer ungleicheren Verteilung der Haushalts-
einkommen niederschlagen muss. Der starke Anstieg der Teilzeitbeschäftigung von 
Frauen hängt nämlich auch eng mit der Zunahme der Frauenerwerbsbeteiligung zu-
sammen. Viele Frauen, die bisher nicht erwerbstätig waren, treten als Teilzeitbe-
schäftigte mit niedrigem individuellem Einkommen8) in den Erwerbsprozess ein. Sie 
stärken damit das Haushaltseinkommen, obwohl die Streuung der Individualein-
kommen vergrößert wird. 

Die Streuung der Bruttomarkteinkommen der Haushalte der unselbständig Beschäf-
tigten ist etwas geringer als die der Individualeinkommen der Beschäftigten. Bei ei-
nem durchschnittlichen monatlichen Bruttomarkteinkommen der Unselbständigen-
haushalte von 4.033 € (Median 3.451 €) im Jahr 2005 waren die Dezilspanne (Relati-
on zwischen dem 10. und dem 1. Dezil) und der Gini-Koeffizient niedriger als für die 
Individualeinkommen. Wie der Anstieg des Gini-Koeffizienten (Übersicht 1) seit den 
frühen 1980er-Jahren und die Entwicklung der Einkommensanteile (Abbildung 2) zei-
gen, nahm die Ungleichheit der Bruttomarkteinkommen der Unselbständigen-
haushalte kontinuierlich zu. In den unteren Dezilen sanken die nominellen Brutto-
markteinkommen sowohl auf Personen- als auch auf Haushaltsebene teils beträcht-
lich. In dieselbe Richtung wie diese Befragungsergebnisse weisen die Registerdaten 
der Lohnsteuerstatistiken (allerdings Steuerfälle und nicht Personen; Guger  Marter-
bauer, 2007): Der starke Anstieg der Teilzeitbeschäftigung und der atypischen Be-
schäftigung dämpfte die Lohneinkommen in den unteren Dezilen deutlich. Davon 
waren nicht nur die Individualeinkommen betroffen, sondern auch die Haushaltsein-
kommen, weil zum einen der Anteil der Einpersonenhaushalte zunimmt und zum an-
deren mit der Angleichung der Bildungs- und Erwerbsstandards vermehrt einkom-
mensstarke und einkommensschwache Personen gemeinsam in einem Haushalt le-
ben.  

 

Abbildung 2: Verteilung der Bruttomarkteinkommen der Unselbständigenhaushalte  

 

Q: Guger (1987, 1996), EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
 

Generell ungleicher verteilt als die Einkommen der Unselbständigenhaushalte sind 
die der Haushalte der Nicht-Selbständigen, die neben unselbständig Beschäftigten 

                                                           
8)  Zu den geschlechtsspezifischen Einkommensunterschieden siehe Grünberger  Zulehner (2009). 
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auch Pensionisten und Pensionistinnen, Arbeitslose und Studierende umfassen. Ob-
gleich in der vorliegenden Analyse die Pensionen zu den Markteinkommen zählen, 
ist der Anteil der Markteinkommen in den unteren Einkommensschichten relativ ge-
ring. In diesen Haushalten blieb die Streuung in den 1990er-Jahren laut Gini-Maß 
konstant, seit 2000 nahm aber der Anteil der Lohneinkommen stärker ab. Die Teilzeit- 
und atypische Beschäftigung dürfte damit in den Haushalten von Personen mit 
Transfereinkommen besonders stark zugenommen haben. 

2005 betrugen die durchschnittlichen monatlichen Markteinkommen der Nicht-
Selbständigenhaushalte 3.273 € (mit Pensionen, aber ohne übrige Transfers, Median 
2.721 €; Übersicht 1). Die Dezilspanne (Relation zwischen dem 10. und dem 1. Dezil) 
stieg deutlich von 15,5 im Jahr 2000 auf 19,1 im Jahr 2005. 

Die Primäreinkommensverteilung wurde in den letzten 1½ Jahrzehnten deutlich un-
gleicher. Auf individueller Ebene nahm die Streuung der Bruttomarkteinkommen vor 
allem in den 1990er-Jahren erheblich zu. 

Die Haushaltseinkommen sind ohne Berücksichtigung der Haushaltsgröße und -zu-
sammensetzung kein eindeutiger Indikator für die ökonomische Situation eines 
Haushalts. Im 4. Einkommensquartil lebten 2005 mit durchschnittlich 3 Personen dop-
pelt so viele Personen in einem Haushalt wie im 1. Quartil, und die Zahl der Kinder 
(unter 14 Jahren) ist im unteren Einkommensdrittel wegen des hohen Anteils der 
Pensionistenhaushalte mit 0,2 Kindern je Haushalt halb so hoch wie in den anderen 
Terzilen.  

Berücksichtigt man die Größe und Zusammensetzung des Haushalts anhand der EU-
Äquivalenzskala und sortiert die Haushalte nach dem gewichteten Pro-Kopf- bzw. 
Äquivalenzeinkommen, so variiert die durchschnittliche Zahl der Personen nur ge-
ringfügig (1. und 4. Quartil 2,1 Personen je Haushalt, 2. Quartil 2,4, 3. Quartil 2,3). Ent-
sprechend weniger streut die Äquivalenzzahl, die neben der Zahl der Personen auch 
deren Alter einbezieht (1. und 2. Dezil 1,4, 3. bis 8. Dezil 1,6, 9. und 10. Dezil 1,5). 

  

Übersicht 2: Grenzen und Durchschnitte von Bruttoäquivalenzmarkteinkommen 
der privaten Haushalte 

2005       
        
 Unselbständigenhaushalte Nicht-Selbständigenhaushalte 
 Obergrenze 

in € 
Durchschnitt 

in € 
Anteile in % Obergrenze 

in € 
Durchschnitt 

in € 
Anteile in % 

        
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen     
1. Terzil 1.700 1.226 16,7 1.416 895 14,0 
2. Terzil 2.605 2.131 29,0 2.338 1.856 29,1 
3. Terzil Über 2.605 3.980 54,3 Über 2.338 3.635 56,9 
  
1. Dezil 1.077 792 3,2 793 385 1,8 
2. Dezil 1.376 1.237 5,0 1.073 923 4,3 
3. Dezil 1.631 1.503 6,2 1.342 1.219 5,7 
4. Dezil 1.867 1.741 7,1 1.590 1.466 6,9 
5. Dezil 2.117 1.986 8,1 1.839 1.712 8,0 
6. Dezil 2.403 2.257 9,2 2.126 1.977 9,3 
7. Dezil 2.729 2.565 10,5 2.471 2.295 10,8 
8. Dezil 3.167 2.934 12,0 2.898 2.677 12,6 
9. Dezil 3.976 3.540 14,5 3.702 3.246 15,2 
10. Dezil Über 3.976 5.905 24,1 Über 3.702 5.393 25,3 
  
Insgesamt 2.446 100,0 2.129 100,0 
  

Verhältnis 10. zu 1. Dezil      
2005  7,5 14,0 
2000  6,6 10,8 
   
Gini-Koeffizient  
2005  0,294 0,335 
2000  0,285 0,329 

Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen.  
 

Die Verteilung der Brutto-
markteinkommen der Haus-

halte änderte sich in den 
1990er-Jahren nur wenig, 

wurde aber seit 2000 merk-
lich ungleicher. Das untere 

Terzil der Nicht-Selbstän-
digenhaushalte bezog An-

fang der 1990er-Jahre 12,1% 
der Bruttomarkteinkommen, 

2005 11,9%. Der Anteil des 
oberen Terzils stieg in diesem 

Zeitraum von 59,6% auf 
59,9%. Eine realistische Ein-

schätzung der Verteilung der 
Haushaltseinkommen muss 

die Größe der Haushalte und 
ihre Zusammensetzung be-

rücksichtigen. Dazu werden 
hier gewichtete Pro-Kopf-
Einkommen (Äquivalenz-
einkommen) berechnet.  
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Die so gewichteten Pro-Kopf- oder Äquivalenzeinkommen sind deutlich weniger un-
gleich verteilt als die Haushaltseinkommen. Der Gini-Koeffizient der gewichteten Pro-
Kopf-Bruttomarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte war mit 0,329 im 
Jahr 2000 und 0,335 im Jahr 2005 um rund 10% niedriger als jener der Haushaltsein-
kommen. Während 2005 knapp 60% der Haushaltseinkommen auf das obere Drittel, 
28% auf das mittlere und nur 12% auf das untere Drittel der Nicht-Selbständigen-
haushalte entfielen, flossen nur 57% der äquivalenten Bruttomarkteinkommen ins 
obere, gut 29% ins mittlere und 14% ins untere Drittel (Übersichten 1 und 2). Die Haus-
halte der unselbständig Beschäftigten sind homogener, daher ändert sich die Vertei-
lung durch die Gewichtung nur wenig. Der Gini-Koeffizient der Äquivalenzein-
kommen war für diese Haushalte im Jahr 2000 mit 0,285 um rund 3% und im Jahr 
2005 mit 0,294 um rund 6% niedriger als jener der Haushaltseinkommen. Die Vertei-
lung der Markteinkommen wurde aber auch auf Basis der Äquivalenzeinkommen 
ungleicher: Seit 2000 stieg der Gini-Koeffizient für die Nicht-Selbständigenhaushalte 
um rund 2% und für die Unselbständigenhaushalte um 3½%.  

Die Zunahme der Ungleichheit in der Verteilung der Markteinkommen war vor allem 
konjunktur- und strukturbedingt: Auf der individuellen Ebene nahmen zum einen Teil-
zeitarbeit und atypische Beschäftigungsformen stark zu, und zum anderen dämpfen 
der technische Fortschritt und die Globalisierung die Einkommen der Geringqualifi-
zierten, während diese Faktoren Hochqualifizierte eher begünstigen. Auf Haushalts-
ebene dürften in den unteren Einkommensgruppen sowohl der Zuverdienst durch 
Teilzeitbeschäftigung als auch der verstärkte Zustrom von Pensionisten und Pensionis-
tinnen mit langen Versicherungszeiten und folglich höherer Pension einen Ausgleich 
schaffen. 

 

Die vertikale Umverteilung von den hohen zu den niedrigen Einkommen kommt vor 
allem durch die Staatsausgaben zustande. Das Steuer- und Abgabensystem insge-
samt belastet zwar verschiedene Einkunftsarten sehr unterschiedlich, wirkt aber be-
zogen auf die Markteinkommen kaum progressiv  die Abgabenleistung der Unselb-
ständigenhaushalte nach Einkommensschichten ist gemessen am Einkommen relativ 
einheitlich.  

Das äquivalente Bruttomarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte betrug 
im Jahr 2005 monatlich 2.130 €, das durchschnittliche Sekundäreinkommen  nach 
der Umverteilung durch Abgaben und staatliche Leistungen  rund 1.930 € (Über-
sicht 3). Die untere Hälfte der Verteilung bis zu einem monatlichen äquivalenten 
Bruttomarkteinkommen von 1.840 € gewinnt durch den Umverteilungsprozess, wäh-
rend die obere verliert: Das 1. Dezil  die 10% der Haushalte mit den niedrigsten 
Markteinkommen  bezieht vor dem staatlichen Umverteilungsprozess ein gewichte-
tes Bruttomarkteinkommen pro Kopf von 385 € (Äquivalenzeinkommen) und verfügt 
nach Umverteilung über ein um gut 190% höheres Sekundäreinkommen von rund 
1.130 €. Im 5. Dezil gleichen einander die Abgabenleistungen und die empfangenen 
monetären und realen öffentlichen Transfers fast aus, das Primär- und das Sekun-
däreinkommen liegen bei gut 1.700 €. Im obersten Dezil bleiben dagegen die emp-
fangenen Transfers mit fast 1.700 € monatlich oder rund 30% des Markteinkommens 
hinter der Abgabenleistung zurück (Abbildung 3). 

Nach Terzilen bewirkte die staatliche Umverteilung im Jahr 2005 einen Einkommens-
gewinn des unteren Drittels von 9 Prozentpunkten (14% der Markteinkommen, 23% 
der Sekundäreinkommen) und des mittleren Drittels von rund 1¼ Prozentpunkten 
(von 29,1% auf 30,4%), während der Anteil des oberen Drittels an den Sekundärein-
kommen um fast 10 Prozentpunkte niedriger war als an den Markteinkommen (56,9% 
bzw. 46,6%; Übersicht 4).  

Der Gini-Koeffizient, betrug im Jahr 2005 für die Primäreinkommen der Nicht-
Selbständigenhaushalte 0,335 und sank durch die Aktivitäten der öffentlichen Haus-
halte um 45% auf 0,185. Im Jahr 2000 war nach diesem Maß die Umverteilung etwa 
gleich stark wie 2005, aber stärker als im Jahr 1991.  

Staat verringert Un-
gleichheit der Markt-
einkommen deutlich 

Die Verteilung der Brutto- 
oder Primäreinkommen wird 
durch die Aktivitäten des 
Staates in beträchtlichem 
Ausmaß korrigiert. Die Se-
kundärverteilung, also die 
Verteilung der Einkommen 
nach Berücksichtigung aller 
Abgaben und öffentlichen 
Leistungen, ist deutlich 
gleichmäßiger als jene der 
Primär- oder Markteinkom-
men.  
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Übersicht 3: Von der äquivalenten Primär- zur äquivalenten Sekundärverteilung – 
Gewichtete Pro-Kopf-Einkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte 

2005 
      
 Äquivalente Primärverteilung Äquivalente 

Abgaben 
insgesamt 

Äquivalente 
monetäre und 
reale Transfers 

Äquivalente 
Sekundär-
verteilung 

 Obergrenze Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt 
 € pro Monat 
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen      
1. Terzil 1.416 895 315 749 1.330 
2. Terzil 2.338 1.856 641 544 1.759 
3. Terzil Über 2.338 3.635 1.371 428 2.692 
  
1. Dezil 793 385 205 947 1.127 
2. Dezil 1.073 923 286 686 1.323 
3. Dezil 1.342 1.219 407 658 1.470 
4. Dezil 1.590 1.466 486 598 1.578 
5. Dezil 1.839 1.712 584 576 1.704 
6. Dezil 2.126 1.977 695 520 1.801 
7. Dezil 2.471 2.295 806 486 1.974 
8. Dezil 2.898 2.677 962 444 2.159 
9. Dezil 3.702 3.246 1.241 421 2.426 
10. Dezil Über 3.702 5.393 2.085 400 3.709 
  
Insgesamt 2.129 776 574 1.927 
  
Verhältnis 10. zu 1. Dezil 14,0 10,2 0,4 3,3 

Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/05, WIFO-Berechnungen.  
 
 

Abbildung 3: Äquivalenzeinkommen und äquivalente monetäre und reale 
Transfers nach Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-
Selbständigenhaushalte 

2005 

 

Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/05, WIFO-Berechnungen.  
 

Anschaulicher wird das Ausmaß der staatlichen Umverteilung durch die Dezilspanne 
ausgedrückt: Aufgrund der äquivalenten Primäreinkommen  also vor dem staatli-
chen Umverteilungsprozess  betrug 2005 das äquivalente Durchschnittseinkommen 
im obersten Dezil das 14-Fache von jenem im untersten Dezil, nach Berücksichtigung 
der direkten Steuern (Lohnsteuer, Sozialversicherungsbeiträge) und der monetären 
Transfers, d. h. auf Basis der verfügbaren Einkommen, nur das 5-Fache. Berücksichtigt 
man auch die indirekten Steuern, die Haushalte über ihren Konsum leisten, und das 
öffentliche Güter- und Dienstleistungsangebot, das den privaten Haushalten zugute 
kommt (Sekundärverteilung), so betrug die Spanne zwischen dem 10. Dezil und dem 
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1. Dezil nur 3,3. Dabei werden allerdings nicht nur Einkommen, sondern die gesamte 
Wohlfahrtsverteilung verglichen; da Pensionistenhaushalte und Haushalte mit Kin-
dern in den unteren Dezilen stärker vertreten sind, kommt in diesen Einkommens-
schichten den Leistungen der Gesundheits-, Bildungs- und Familienpolitik große Be-
deutung zu. 

  

Übersicht 4: Äquivalente Primär- und Sekundärverteilung der 
Nicht-Selbständigenhaushalte 

2005 
         
 Äquivalente 

Primär-
verteilung 

Äquivalente Abgaben 
insgesamt 

Äquivalente monetäre 
und reale Transfers 

Äquivalente 
Sekundärverteilung 

 Anteile in % Anteile in % In % des 
Einkommens 

Anteile in % In % des 
Einkommens 

Anteile in % In % des 
Einkommens 

          
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen       
1. Terzil 14,0 13,5 35,2 43,5 83,7 23,0 148,5 
2. Terzil 29,1 27,5 34,5 31,6 29,3 30,4 94,8 
3. Terzil 56,9 58,9 37,7 24,9 11,8 46,6 74,1 
   
1. Dezil 1,8 2,7 53,3 16,6 246,0 5,9 292,7 
2. Dezil 4,3 3,7 31,0 11,9 74,4 6,8 143,4 
3. Dezil 5,7 5,2 33,4 11,5 54,0 7,6 120,6 
4. Dezil 6,9 6,3 33,1 10,4 40,8 8,2 107,7 
5. Dezil 8,0 7,5 34,1 10,0 33,6 8,8 99,5 
6. Dezil 9,3 9,0 35,2 9,1 26,3 9,4 91,1 
7. Dezil 10,8 10,4 35,1 8,5 21,2 10,2 86,0 
8. Dezil 12,6 12,4 35,9 7,7 16,6 11,2 80,7 
9. Dezil 15,2 16,0 38,2 7,3 13,0 12,6 74,7 
10. Dezil 25,3 26,9 38,7 7,0 7,4 19,2 68,8 
   
Insgesamt 100,0 100,0 36,4 100,0 26,9 100,0 90,5 
   
Gini-Koeffizient 0,335 0,354  – 0,144 0,185 

Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/05, WIFO-Berechnungen.  
  

In Österreich dominieren universelle wohlfahrtsstaatliche Leistungen. Große Teile der 
öffentlichen Mittel werden unabhängig von der Bedürftigkeit  weitgehend nach 
der Personenzahl in den einzelnen Einkommensschichten  verteilt: von den Gesun-
den zu den Kranken bzw. von den kinderlosen zu den kinderreichen Haushalten. 
Trotzdem wirken die wohlfahrtsstaatlichen Leistungen in Österreich stärker umvertei-
lend als die selektiven streng bedarfsgeprüften Leistungen in den Wohlfahrtssyste-
men angloamerikanischer Prägung. Werden die Wohlhabenden von den Wohl-
fahrtssystemen ausgeschlossen und sozialstaatliche Leistungen nur auf die Bedürfti-
gen fokussiert, so stößt der Sozialstaat rasch an Finanzierungsgrenzen, und die Leis-
tungen für die Armen fallen gering aus.  

Eine Verringerung des staatlichen Leistungsangebotes trifft daher in der Regel Haus-
halte mit niedrigem Einkommen unverhältnismäßig stark, während sie für Bevölke-
rungsschichten mit hohen Einkommen über den Markt substituiert werden kann.  

 

In der Öffentlichkeit herrscht vielfach der Eindruck, in Österreich würde durch die 
Abgaben stark von den oberen zu den unteren Einkommensgruppen umverteilt. 
Dies wird durch die vorliegende Untersuchung nicht bestätigt. Progressive Wirkungen 
gehen nur von der Besteuerung der Einkommen aus (die Besteuerung von Vermö-
gen wurde nicht untersucht). 

Das Aufkommen an Lohnsteuer (16,9 Mrd. €) wurde 2005 zu 71% vom oberen Drittel 
der Unselbständigenhaushalte geleistet, zu 21% vom mittleren und zu nur 7,5% vom 
unteren Drittel. Dies ist im Wesentlichen ein Ergebnis der ungleichen Verteilung der 
Einkommen und des Progressionsgrades dieser Steuer. Der Progressionsgrad erhöhte 
sich seit den 1980er-Jahren merklich. Durch die Ausweitung der Freibeträge im Rah-
men der Einkommensteuerreformen der letzten Jahre wurde die Lohnsteuerbelas-
tung der unteren Einkommensgruppen verringert, profitiert haben davon aber auch 

Keine Umverteilung 
durch Steuern und 
Abgaben 

Progressive Wirkung der 
Lohnsteuer 



UMVERTEILUNG    
 

 MONATSBERICHTE 11/2009 869 

die oberen Einkommensgruppen. Gleichzeitig wurde der Eingangssteuersatz stark 
angehoben (und im Rahmen der Reform 2009 nur geringfügig gesenkt). 

Gemessen am Bruttoäquivalenzgesamteinkommen der Unselbständigenhaushalte 
betrug die geleistete Lohnsteuer 2005 im ersten Drittel 5%, im zweiten Drittel 9% und 
im dritten Drittel 16,5%. Selbst im 10. Dezil erreichte sie nur 20,7% des Bruttoäqui-
valenzeinkommens. Im Durchschnitt betrug die Lohnsteuerleistung im Jahr 2005 
12,2% des Einkommens. 

Die progressive Wirkung der Einkommensbesteuerung wird durch die leicht regressi-
ve Wirkung der Sozialabgaben geschmälert. Das Aufkommen an Sozialversiche-
rungsbeiträgen der Unselbständigen ist höher als jenes an Lohnsteuer. In Österreich 
wird der Sozialstaat zu etwa drei Vierteln und damit in hohem Maß durch Sozialversi-
cherungsbeiträge finanziert, andere Länder weisen einen höheren Anteil an Steuer-
finanzierung auf. Bis zu einem laufenden Bruttomonatsbezug von 3.000 € (einschließ-
lich Sonderzahlungen) sind die Sozialabgaben höher als die Lohnsteuerleistung. Da 
die Bezüge von etwa 80% der unselbständig Beschäftigten unter dieser Grenze blei-
ben, bilden die Sozialversicherungsbeiträge für den Großteil von ihnen die wichtigste 
Abgabenleistung. Die Sozialabgaben wurden in den letzten Jahrzehnten parallel 
zum Ausbau des Sozialstaates merklich erhöht: 1975 betrugen die Beitragssätze in 
der Sozialversicherung insgesamt für Arbeiter und Arbeiterinnen 13,9% der Bemes-
sungsgrundlage, für Angestellte 13%, bis 1995 stiegen sie auf 18,20% bzw. 17,65%. 
Seither ergab sich nur für Angestellte durch die Angleichung der Beiträge in der 
Krankenversicherung ein Anstieg. 

Im Jahr 2005 machten die Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung etwa 
15 Mrd. € aus, im Durchschnitt 14,6% der Bruttoäquivalenzgesamteinkommen der 
Unselbständigenhaushalte. Die Beitragssätze sind zwischen der Geringfügigkeits-
grenze und der Höchstbeitragsgrundlage konstant und wirken daher für rund 90% 
der unselbständig Beschäftigten proportional. Für Einkommen über der Höchstbei-
tragsgrundlage (2009: 4.020 €) sind durchwegs etwa 720 € pro Monat zu leisten. Da-
raus ergibt sich eine regressive Wirkung der Sozialabgaben. 19% des Aufkommens 
entfielen 2005 auf das untere Drittel, 31% auf das mittlere und 50% auf das obere. 
Das untere Drittel zahlt 15% des Einkommens an Sozialabgaben, das mittlere 16% 
und das obere 14%. Die regressive Wirkung der Sozialabgaben wird dadurch ver-
stärkt, dass Sozialversicherungsbeiträge als Werbungsausgaben berücksichtigt wer-
den und die Steuerbemessungsgrundlage der Lohnsteuer vermindern. 

Aus diesen verteilungspolitischen, aber auch aus allokativen Gründen sprach sich 
das WIFO mehrfach für eine Verringerung der hohen Belastung des Faktors Arbeit mit 
Sozialabgaben und für eine stärkere Finanzierung des Sozialstaates durch Steuern 
aus (Guger et al., 2008). Die Verringerung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung 
im unteren Einkommensbereich im Jahr 2008 (deren Wirkungen im Rahmen der vor-
liegenden Untersuchung noch nicht berücksichtigt werden konnten) geht aus dieser 
Sicht in die richtige Richtung. 

Die Bedeutung indirekter Steuern auf Güter und Dienstleistungen wurde in den letz-
ten Jahrzehnten erheblich ausgeweitet. Den höchsten Anteil am Aufkommen hat 
mit etwa drei Vierteln der Einnahmen die Mehrwertsteuer. Andere Verbrauchsteuern 
sind die Mineralölsteuer, Energie- und Normverbrauchsabgabe, Versicherung- und 
motorbezogene Versicherungsteuer, Kfz-Steuer, Tabak-, Bier- und Alkoholsteuer. 

Verbrauchsteuern haben generell stark regressive Verteilungswirkungen, weil der 
Anteil der Konsumausgaben bei wachsendem Einkommen sinkt. Gemessen am Brut-
toäquivalenzgesamteinkommen verringert sich die Belastung mit indirekten Steuern 
bei steigendem Einkommen merklich. 2005 leistete das erste Drittel der Unselbstän-
digenhaushalte 15% seines Einkommens an indirekten Steuern, das zweite Drittel 12%, 
das obere Drittel hingegen nur 9% (Übersicht 5).  

Die Lohnsteuer belastet die 
obersten Einkommensgrup-
pen relativ stark. Dies ist pri-

mär Ergebnis der ungleichen 
Verteilung der Einkommen, 

aber auch eines zunehmen-
den Progressionsgrades der 

Einkommensteuer. 

Sozialversicherungs-
beiträge wirken leicht 

regressiv 

Die Sozialabgaben wirken 
leicht regressiv, vor allem 

wegen der Höchstbeitrags-
grundlage, die das oberste 
Einkommensfünftel der un-
selbständig Beschäftigten 

begünstigt. 

Niedrige Einkommen 
durch Verbrauchsteuern 

besonders belastet 

Die Verbrauchsteuern belas-
ten in Relation zum Einkom-

men die unteren Einkom-
mensschichten deutlich stär-

ker als die oberen. Die ten-
denzielle Zunahme der Be-
deutung indirekter Steuern 

beeinträchtigt somit die Ver-
teilungswirkungen des Ab-

gabensystems. 
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Übersicht 5: Äquivalente Abgaben der Unselbständigenhaushalte  

2005 
          
 Äquivalent 
 Lohnsteuer Sozialversicherung1) Indirekte Steuern 
 € pro Monat Anteile in % In % des 

Einkommens 
€ pro Monat Anteile in % In % des 

Einkommens 
€ pro Monat Anteile in % In % des 

Einkommens 
Bruttoäquivalenzgesamteinkommen         
1. Terzil 70 7,5 5,0 208 18,6 14,8 208 24,9 14,8 
2. Terzil 201 21,3 9,0 351 31,3 15,7 268 32,1 12,0 
3. Terzil 671 71,2 16,5 562 50,1 13,9 359 43,0 8,9 
 
1. Dezil 26 0,8 2,6 140 3,7 14,0 209 7,5 20,8 
2. Dezil 69 2,2 4,9 209 5,6 14,8 212 7,6 14,9 
3. Dezil 100 3,2 6,0 251 6,7 15,2 198 7,1 12,0 
4. Dezil 135 4,3 7,2 290 7,8 15,4 248 8,9 13,2 
5. Dezil 175 5,6 8,3 328 8,8 15,6 274 9,9 13,1 
6. Dezil 225 7,2 9,6 371 9,9 15,8 271 9,7 11,5 
7. Dezil 273 8,7 10,3 419 11,2 15,8 264 9,5 10,0 
8. Dezil 383 12,2 12,7 474 12,7 15,7 301 10,8 9,9 
9. Dezil 518 16,5 14,4 556 14,9 15,4 350 12,6 9,7 
10. Dezil 1.236 39,3 20,7 698 18,6 11,7 456 16,4 7,6 
 
Insgesamt 314 100,0 12,2 374 100,0 14,6 278 100,0 10,8 
 
Gini-Koeffizient 0,507 0,240 0,135 

Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/05, WIFO-Berechnungen.  1) Arbeitnehmerbeitrag. 
 

Die vorliegende Untersuchung zeigt, dass vom Abgabensystem insgesamt keine 
umverteilenden Wirkungen ausgehen. Die Analyse bezieht sich auf die Haushalte 
der Unselbständigen bzw. Nicht-Selbständigen. Haushalte, die Einkommen aus selb-
ständiger Tätigkeit bzw. Vermögenseinkommen beziehen, konnten hingegen nicht 
erfasst werden. Informationen über die Verteilung von Vermögen deuten darauf hin, 
dass das Abgabensystem bei Berücksichtigung von Vermögenseinkommen und de-
ren Besteuerung insgesamt sogar eine regressive Wirkung haben dürfte. 

 

Abbildung 4: Abgaben gemessen am Bruttoäquivalenzgesamteinkommen der 
Unselbständigenhaushalte 

 

Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Konsumerhebung 2004/05, WIFO-Berechnungen.  1) Ar-
beitnehmerbeitrag. Flächen . . . 2005, Linien . . . 2000. 
 

Gemessen am Einkommen zahlen die Unselbständigenhaushalte etwa gleich viel an 
Steuern und an Sozialabgaben. Allerdings unterscheidet sich die Struktur der Abga-
benleistung zwischen den Haushalten beträchtlich. Personen im unteren Einkom-
mensdrittel der Unselbständigenhaushalte werden vor allem durch Sozialversiche-
rungsbeiträge und Verbrauchsteuern belastet (jeweils etwa 15% des Einkommens). 
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Abgaben wirken nicht 
umverteilend 

Die öffentlichen Abgaben 
belasten die Unselbstän-
digenhaushalte gemessen 
an ihrem Einkommen etwa 
gleich stark, doch die Struk-
tur der geleisteten Abgaben 
unterscheidet sich deutlich. 
Das untere Einkommensdrit-
tel leistet gemessen am Ein-
kommen besonders viel an 
indirekten Steuern und Sozi-
alabgaben, das obere Drittel 
vor allem an Lohnsteuer. 
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Die Belastung aus diesen beiden Abgaben nahm in den letzten Jahrzehnten zu. 
Hingegen verlor die Lohnsteuer durch die Ausweitung der Freibeträge merklich an 
Gewicht. Sie belastete Personen im unteren Einkommensdrittel im Jahr 2005 nur 
noch mit 5% der Bruttoäquivalenzgesamteinkommen. Besonders groß ist der Unter-
schied zwischen den Quoten im 1. Dezil der Verteilung: Nahezu 21% der Bruttoein-
kommen müssen für indirekte Steuern, 14% für Sozialabgaben und nur knapp 3% für 
Lohnsteuer aufgewandt werden (Übersicht 5, Abbildung 4). 

Im mittleren Einkommensdrittel dominieren die Sozialversicherungsbeiträge mit 
knapp 16% der Einkommen vor den indirekten Steuern mit 12% und der Lohnsteuer 
mit 9%. 

Nur für das obere Einkommensdrittel ist die Lohnsteuer die wichtigste Abgabe (16,5% 
der Bruttoeinkommen). Die Sozialabgaben erfordern 14% der Einkommen, die Ver-
brauchsteuern spielen eine untergeordnete Rolle (9%). Noch deutlicher wird diese 
Struktur anhand des 10. Dezils der Einkommensverteilung: Die Quote der Lohnsteuer 
ist mit 21% des Einkommens fast doppelt so hoch wie die der Sozialabgaben und 
nahezu dreimal so hoch wie die der Verbrauchsteuern. 

Eine Tendenz im Abgabensystem, die auf eine Verringerung der Einkommensteuer-
belastung und eine Ausweitung der Sozialabgaben und besonders der Verbrauch-
steuern hinausläuft, bringt sehr regressive Verteilungswirkungen mit sich. Unter vertei-
lungspolitischen Gesichtspunkten wäre eine Verringerung der Sozialabgaben vor al-
lem im unteren Einkommensbereich sinnvoll. Sie dürfte allerdings nicht durch eine 
Ausweitung der indirekten Steuern kompensiert werden. 

 

Die gesamten Staatsausgaben betrugen in Österreich im Jahr 2007 rund 114 Mrd. €, 
42,1% des BIP (2005 rund 100 Mrd. € bzw. 42,2% des BIP). Etwa drei Viertel der Ausga-
ben entfallen auf die Bereiche Soziales, Gesundheit und Bildung. Der heimische So-
zialstaat unterscheidet sich erheblich von dem anderer Länder: Viele monetäre Leis-
tungen wie Pensionen oder Arbeitslosengelder werden nach dem Versicherungs-
prinzip vergeben und hängen damit vom früheren Einkommen ab. Mit dieser hori-
zontalen Umverteilung gehen allerdings merklich vertikale Verteilungswirkungen zu-
gunsten der unteren und mittleren Einkommensgruppen einher. Liberale Sozialstaa-
ten wie die USA, die sich auf die Vermeidung von Armut durch bedarfsgeprüfte Leis-
tungen konzentrieren, weisen geringere Umverteilungswirkungen und geringeren Er-
folg in der Armutsvermeidung auf. Hingegen erzielen die überwiegend steuerfinan-
zierten Wohlfahrtsstaaten Skandinaviens sowohl stärkere Umverteilungswirkungen al-
so auch eine bessere soziale Absicherung nach unten. 

In der vorliegenden Untersuchung wurde die größte Kategorie der Staatsausgaben, 
die öffentlichen Pensionen, nicht unter dem Titel staatlicher Umverteilung untersucht. 
Pensionen, die der Lohnsteuer unterliegen, wurden wie in den vorhergehenden Um-
verteilungsstudien des WIFO als Primäreinkommen und nicht als Transfers behandelt. 
In der Folge werden die unterschiedlichen Ausgabenbereiche einzeln beleuchtet. 
Neben der Verteilung der Ausgaben auf einzelne Einkommensgruppen wird dabei 
die relative Bedeutung der staatlichen Transfers und Leistungen gemessen an den 
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen und an den -gesamteinkommen der entspre-
chenden Personengruppen gezeigt. 

Arbeitslosengelder, Notstandshilfe und Sozialhilfe haben unter allen hier analysierten 
staatlichen Leistungen die größte progressive Wirkung. Sie kommen am stärksten 
den sozial schwächeren Bevölkerungsschichten zugute und sind ein substanzieller 
Bestandteil von deren Einkommen.  

Im Jahr 2005 flossen  unter Berücksichtigung von Haushaltsgröße und Altersstruktur 
der Haushalte  fast 90% aller mit Arbeitslosigkeit zusammenhängender Leistungen 
(Arbeitslosengeld, Notstandshilfe und Mittel der aktiven Arbeitsmarktpolitik) an das 
untere Drittel der Nicht-Selbständigenhaushalte, knapp 9% an das mittlere und nur 
etwa 2% an das obere Drittel (Übersicht 7). Im untersten Dezil der Nicht-Selb-
ständigenhaushalte betrugen die Mittel aus der aktiven und passiven Arbeitsmarkt-
politik (ohne Sozialhilfe) über 70% der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen, im unteren 

Untere und mittlere 
Einkommensgruppen 
profitieren besonders 
von Staatsausgaben  

Ausgaben für Arbeits-
losigkeit begünstigen 

unterste Einkommens-
gruppen 
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Drittel 11%. Die oberen Einkommensgruppen sind kaum von Arbeitslosigkeit betrof-
fen. 

Für jene Haushalte, die Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe beziehen, machen die-
se Arbeitslosenleistungen einen bedeutenden Teil des Gesamteinkommens (Markt-
einkommen und monetäre Transfers) aus. Die passiven Leistungen trugen 2005 im 
untersten Dezil knapp 70% des Gesamteinkommens dieser Haushalte bei, im unteren 
Drittel fast 50%. Einschließlich der Mittel aus der aktiven Arbeitsmarktpolitik, die nicht 
Teil des Einkommens sind, ergibt sich ein Wert von rund 100% für das 1. Dezil und 
knapp 70% für das 1. Terzil. In den obersten Einkommensgruppen spielen die Leistun-
gen aus der Arbeitslosenversicherung für das Gesamteinkommen der Haushalte eine 
untergeordnete Rolle. Im oberen Drittel kamen 12% des Haushaltseinkommens aus 
Arbeitslosengeld und Notstandshilfe, weitere 5% aus Mitteln der aktiven Arbeits-
marktpolitik (Übersicht 8). 

  

Übersicht 6: Äquivalente reale Transfers der Nicht-Selbständigenhaushalte  

2005 
      

Äquivalent 
Gesundheitsleistungen und Pflegegeld Bildungsleistungen 

 € pro Monat Anteile in % In % des 
Einkommens 

€ pro Monat Anteile in % In % des 
Einkommens 

        
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen      
1. Terzil 355 37,0 39,7 148 40,4 16,6 
2. Terzil 311 32,4 16,8 135 36,7 7,3 
3. Terzil 293 30,5 8,1 84 22,9 2,3 
   
1. Dezil 300 9,4 78,0 176 14,5 45,8 
2. Dezil 401 12,5 43,5 142 11,6 15,4 
3. Dezil 380 11,9 31,2 127 10,4 10,4 
4. Dezil 330 10,3 22,5 143 11,7 9,8 
5. Dezil 316 9,9 18,5 149 12,2 8,7 
6. Dezil 302 9,5 15,3 129 10,6 6,5 
7. Dezil 301 9,4 13,1 106 8,6 4,6 
8. Dezil 296 9,3 11,1 92 7,5 3,4 
9. Dezil 273 8,5 8,4 96 7,8 3,0 
10. Dezil 298 9,3 5,5 63 5,1 1,2 
    
Insgesamt 320 100,0 15,0 122 100,0 5,7 
    
Gini-Koeffizient  – 0,045   – 0,135  

Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. 
  

In den letzten Jahrzehnten stieg die Zahl der registrierten Arbeitslosen beträchtlich 
(1990: 166.000, 2000: 194.000, 2005: 253.000, Prognose für 2010: 303.000). Die Ausga-
ben für Arbeitsmarktpolitik erhöhten sich in diesem Zeitraum auf etwa 5 Mrd. €. Da-
mit nahmen auch die soziale Bedeutung der Mittel aus der Arbeitslosenversicherung 
und deren progressive Wirkung erheblich zu. Im unteren Drittel der Nicht-Selbstän-
digenhaushalte verdreifachte sich der Anteil von Arbeitslosengeld und Notstandshil-
fe an den Markteinkommen seit 1991. Ein wesentlicher Teil der Verstärkung der Um-
verteilungswirkung der gesamten Staatsausgaben ist auf den Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit zurückzuführen. 

Bezieht man auch die Finanzierung der Arbeitslosenversicherung mit ein, die über-
wiegend über Beiträge durch eine zweckgebundene Gebarung erfolgt, so verteilt 
das System massiv von oben nach unten um: Das obere Drittel zahlt fast zwei Drittel 
der Beiträge, die untere Hälfte der Haushalte ist Nettoempfänger des Systems. 

Die Sozialhilfe hat gemessen am Umfang eine viel geringere Bedeutung, aber auf-
grund der strengen Bedarfsprüfung eine stark progressive Wirkung zugunsten der un-
tersten Einkommensschichten. Ausgehend vom Bruttoäquivalenzmarkteinkommen 
umfasste das 1. Dezil der Haushalte 2005 knapp 90% aller Personen mit Sozialhilfe, 
und auf sie entfielen ebenfalls 90% der Mittel; die Sozialhilfeleistungen machen da-
bei gut ein Viertel des Gesamteinkommens der Haushalte aus. 

Staatsausgaben im Zusam-
menhang mit Arbeitslosigkeit 
fließen nahezu ausschließlich 
an das untere Einkommens-
drittel. Der starke Anstieg der 
Arbeitslosigkeit trug in den 
letzten Jahrzehnten wesent-
lich dazu bei, dass die Wir-
kung der Staatsausgaben 
insgesamt progressiver wur-
de. 
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Österreich wandte im Jahr 2005 mit etwa 7½ Mrd. € oder 10% der Sozialleistungen im 
internationalen Vergleich relativ viel für Familienleistungen auf. Vier Fünftel der Aus-
gaben sind Geldleistungen, die überwiegend an keine Bedürftigkeitsprüfung ge-
bunden sind. Das horizontale Verteilungsprinzip dominiert: Unabhängig vom Ein-
kommen wird von kinderlosen zu kinderbetreuenden Haushalten umverteilt. Den-
noch sind mit diesem horizontalen Ausgleich auch erhebliche vertikale Effekte ver-
bunden. 

Unter Berücksichtigung der Zahl der Haushaltsmitglieder und deren Altersstruktur  
also auf Basis der gewichteten Pro-Kopf-Bruttomarkteinkommen  leben 63% der 
Kinder in der unteren Hälfte der Einkommensverteilung, und auf sie entfallen 65% der 
familienpolitischen Leistungen. Rund um die Geburt erhalten Familien neben der 
Familienbeihilfe und den Absetzbeträgen zusätzliche Leistungen  so fließen über 
63% des Kinderbetreuungsgeldes an das untere Einkommensdrittel der Haushalte, 
das überproportional viele junge Familien umfasst. 

Der Mehrkindzuschlag und das Kinderbetreuungsgeld sind die Familienleistungen mit 
der stärksten progressiven Wirkung. Von den großvolumigen Leistungen wirken die 
öffentlichen Ausgaben für Kindergärten, die Familienbeihilfe, der Kinderabsetzbe-
trag, die öffentlichen Ausgaben für Freifahrten sowie Schulbücher unterdurchschnitt-
lich progressiv. Der Unterhaltsabsetzbetrag weist als einzige Familienleistung eine 
Verteilungswirkung zugunsten der oberen Einkommenshälfte auf. 

In Summe wirken die Familienleistungen stark progressiv auf die Einkommensvertei-
lung. Ihnen kommt im Bereich niedriger Einkommen eine viel größere Bedeutung zu 
als im Bereich hoher: Bezogen auf die Nicht-Selbständigenhaushalte betrugen 2005 
die Familienleistungen im Durchschnitt 3,6%, im ersten Drittel 12% und im dritten Drit-
tel 1,2% der Einkommen (Übersicht 7). 

 

Übersicht 7: Äquivalente monetäre Transfers der Nicht-Selbständigenhaushalte  

2005 
             
 Äquivalent 
 Familienleistungen1) Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, 

Sozialhilfe2) 
Wohnbeihilfen Hinterbliebenenleistungen 

 € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In % des 
Einkom-

mens 

€ pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In % des 
Einkom-

mens 

€ pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In % des 
Einkom-

mens 

€ pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In % des 
Einkom-

mens 
             
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen           
1. Terzil 108 46,7 12,1 112 88,3 12,6 9 88,2 1,1 16 63,5 1,7 
2. Terzil 80 34,4 4,3 11 8,8 0,6 1 9,2 0,1 6 23,5 0,3 
3. Terzil 44 18,8 1,2 4 2,9 0,1 0 2,6 0,0 4 13,0 0,1 
     
1. Dezil 112 14,5 29,0 301 71,2 78,2 17 47,3 4,4 41 51,2 10,6 
2. Dezil 100 12,9 10,8 29 6,8 3,1 10 29,0 1,1 4 3,3 0,4 
3. Dezil 108 14,1 8,9 32 7,7 2,7 2 6,3 0,2 7 9,0 0,6 
4. Dezil 91 11,8 6,2 27 6,3 1,8 3 8,7 0,2 4 3,6 0,2 
5. Dezil 94 12,1 5,5 7 1,7 0,4 1 3,4 0,1 9 10,2 0,5 
6. Dezil 80 10,4 4,1 5 1,2 0,2 1 2,8 0,1 3 3,1 0,1 
7. Dezil 61 7,8 2,6 11 2,6 0,5 0 0,2 0,0 8 9,1 0,3 
8. Dezil 46 6,0 1,7 7 1,6 0,3 1 1,5 0,0 2 2,4 0,1 
9. Dezil 46 6,0 1,4 3 0,6 0,1 0 0,3 0,0 3 3,6 0,1 
10. Dezil 34 4,4 0,6 1 0,3 0,0 0 0,5 0,0 4 4,5 0,1 
     
Insgesamt 77 100,0 3,6 42 100,0 2,0 4 100,0 0,2 8 100,0 0,4 
     
Gini-Koeffizient  – 0,193   – 0,723   – 0,671   – 0,442  

Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen.  1) Einschließlich realer Leistungen wie Kindergärten.   2) Einschließlich realer Leistungen wie aktive Arbeits-
marktpolitik. 
 

Besser zeigt sich das Ausmaß der horizontalen Umverteilung zu den kinderbetreuen-
den Haushalten anhand jener Haushalte, in denen mindestens ein Kind Familienbei-
hilfe bezieht: Die Familienleistungen trugen 2005 mit gut 12% erheblich zum Gesamt-
einkommen der Haushalte mit Kindern bei. Im unteren Drittel betrug dieser Anteil 
25%, im mittleren 13,2% und im einkommensstärksten Drittel 5,9% (Übersicht 8). Dieser 
ausgeprägte Unterschied zwischen den Terzilen der Einkommensverteilung ist nicht 

Familienleistungen 
wirken progressiv 

Die hohen Geldleistungen 
der Familienförderung be-

günstigen die unteren sozia-
len Schichten stark. Langfris-
tig könnten allerdings durch 

eine Verlagerung zu Sach-
leistungen sowohl die Ar-

mutsgefährdung von Fami-
lien verringert als auch ge-

samtwirtschaftliche Ziele ge-
fördert werden. 
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nur eine Folge des unterschiedlichen Einkommensniveaus, sondern auch der Zahl 
der Kinder je Haushalt: Auf das obere Drittel entfielen im Durchschnitt 1,5 Kinder, auf 
das untere 1,8. Unter den einzelnen Leistungen hat die Familienbeihilfe das größte 
Gewicht. 

Die Familienförderung gewann im vergangenen Jahrzehnt nicht nur an Bedeutung, 
auch ihr Progressionsgrad erhöhte sich merklich: Zum einen wurden die Familienleis-
tungen verstärkt (Einführung des Kinderbetreuungsgeldes und der Mehrkindstaf-
felung sowie Erhöhung der Familienbeihilfe), zum anderen trug die Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt dazu bei, die Transferabhängigkeit der untersten Einkommens-
schicht zu erhöhen.  

Die österreichische Familienförderung verteilt sehr stark zugunsten der Haushalte mit 
Kindern im unteren Einkommensbereich um, kann aber Armutsgefährdung von Al-
leinerziehenden und Mehrkindfamilien nicht ausreichend bekämpfen. Sie wird in Re-
lation zum Mittelaufwand langfristigen ökonomischen und sozialen Zielsetzungen 
kaum gerecht. Sowohl was die Frühförderung der Kinder als auch was das Arbeits-
kräfteangebot der Frauen betrifft, erweisen sich die skandinavischen Familienförde-
rungssysteme als überlegen, weil sie stärker auf öffentliche Betreuungsangebote 
statt auf Geldleistungen setzen. 

Die öffentlichen Bildungsausgaben betrugen im Jahr 2005 gut 11 Mrd. €; fast vier 
Fünftel davon entfielen auf den Schulbereich. Ihre Verteilungswirkungen hängen 
primär von der Kinderzahl, der Schulbesuchsdauer und dem Ausbildungstyp ab. 40% 
der Bildungsausgaben entfielen auf Haushalte im unteren Einkommensdrittel, 37% 
auf das mittlere und 23% auf das obere. Gemessen am Bruttoäquivalenzmarkt-
einkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte betrugen die öffentlichen Bildungs-
ausgaben 17% im unteren, 7% im mittleren und 2% im oberen Drittel. Die Bildungs-
ausgaben wirkten damit merklich progressiv (Übersicht 6). 

Die Verteilung der öffentlichen Ausgaben für Schulen (8,7 Mrd. €.) entsprach 2005 
weitgehen der Verteilung der Zahl der Schulkinder über die Einkommensschichten. 
Ohne Berücksichtigung der Haushaltsgröße entfielen über zwei Drittel der Schulaus-
gaben auf die obere Hälfte der Einkommensverteilung. Berücksichtigt man dage-
gen die Zahl der Personen pro Haushalt (Äquivalenzeinkommen), so flossen über 60% 
der Schulausgaben in die untere Einkommenshälfte, 41% in das erste Drittel, 38% in 
das zweite und 21% in das dritte. In Relation zum Bruttoäquivalenzgesamtein-
kommen der Haushalte machten die Schulausgaben im unteren Drittel in der Ein-
kommenshierarchie 41%, im oberen Drittel dagegen nur 12% aus. Die Schulausga-
ben betrugen damit im Durchschnitt 21% der Einkommen und wirkten stark progres-
siv (Übersicht 8). Müssten die Haushalte die Schulkosten selbst finanzieren, dann wä-
re das bei den gegebenen Standards für die unteren und mittleren Einkommens-
gruppen nicht erschwinglich.  

Dasselbe gilt für die Hochschulausgaben (2005: 2,5 Mrd. €). Da Studierende mit ei-
genem Haushalt nicht ihrem Elternhaushalt zugerechnet werden konnten, weisen sie 
ein relativ niedriges Einkommen auf, sodass sie auf Basis der Äquivalenzeinkommen 
zu 70% in den unteren zwei Dritteln der Haushalte vertreten sind. Mit 36,6% entfiel 
2005 auf das untere Einkommensdrittel der größte Anteil der Hochschulausgaben, 
auf das mittlere 35,7% und das obere 27,7%. Studierende mit eigenem Haushalt ha-
ben zwar ein sehr niedriges Einkommen, kommen aber eher aus wohlhabenderen 
Familien. Berücksichtigt man nur Studierende, die bei ihren Eltern wohnen, so flossen 
2005 in das erste Drittel 23%, in das zweite 39% und in das obere 38% der Hochschul-
ausgaben. 

Die öffentlichen Gesundheitsausgaben betrugen im Jahr 2005 19,3 Mrd. €. Der Groß-
teil der Leistungen entfiel auf die Krankenversicherungsträger (11,9 Mrd. €), sie wer-
den zu 80% aus Versicherungsbeiträgen bestritten. Primär erfolgt mit diesen Mitteln 
eine horizontale Verteilung von den Gesunden zu den Kranken. Die Gesundheits-
ausgaben weisen einen sehr engen Zusammenhang mit dem Alter auf: Pensionisten 
und Pensionistinnen nehmen aufgrund der häufigeren Arztbesuche und Kranken-
hausaufenthalte die höchsten Gesundheitsaufwendungen in Anspruch.  

Verteilung der Bildungs-
ausgaben hängt primär 
von Kinderzahl ab 

Unter Berücksichtigung der 
Haushaltsgröße ergeben sich 
für die Bildungsausgaben 
progressive Verteilungswir-
kungen. Sie machen für die 
betroffenen Haushalte mit 
Schulkindern oder Studie-
renden im unteren Drittel 40% 
der Gesamteinkommen aus.  

Große Bedeutung der 
öffentlichen Gesund-
heitsausgaben für sozial 
Schwache  
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Im Jahr 2005 entfielen auf Basis der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen 53% der 
Gesundheitsleistungen auf die untere Einkommenshälfte. In Relation zum Äquiva-
lenzmarkteinkommen betrugen die öffentlichen Gesundheitsleistungen im 1. Dezil 
70%, im ersten Drittel 36%, im mittleren Drittel 16% und im oberen 7,5%. Während die 
Gesundheitsausgaben seit 2000 im Durchschnitt in Relation zum Einkommen um gut 
½ Prozentpunkt zunahmen, veränderte sich ihre Verteilung kaum. Sie wirken eindeu-
tig progressiv. 

Das öffentliche Gesundheitssystem ist unter dem Gesichtspunkt der Verteilungspolitik 
vor allem deshalb so wichtig, weil die Haushalte in den unteren und mittleren Ein-
kommensgruppen Gesundheitsleistungen dieser Qualität selbst nicht finanzieren 
könnten. 

   

Übersicht 8: Äquivalente Transfers der jeweils betroffenen Nicht-Selbständigenhaushalte 

2005 
            
 Äquivalent 
 Gesundheits-

leistungen 
Pflegegeld Bildungs-

leistungen 
Schulkinder 

Bildungs-
leistungen 

Studierende 

Familien-
leistungen 

Aktive und 
passive 

Arbeitsmarkt-
politik 

Sozialhilfe Wohn-
beihilfen 

Hinter-
bliebenen-
leistungen 

 Anteile am Einkommen in % 
           
Bruttoäquivalenzgesamteinkommen        
1. Terzil 29,8 20,0 41,3 39,5 25,0 68,5 25,9 9,2 57,6 
2. Terzil 15,2 15,0 21,6 19,0 13,2 22,4 3,9 29,0 
3. Terzil 7,4 9,0 12,1 9,8 5,9 (17,0) 18,8 
  
1. Dezil 44,2 22,2 73,9 73,9 43,1 100,8 (30,8) 10,9 
2. Dezil 32,7 22,2 44,5 (43,6) 26,5 53,8 10,0 
3. Dezil 23,7 17,9 33,2 26,3 21,5 45,8 7,0 
4. Dezil 19,3 17,1 27,9 22,2 17,6 26,2 (5,9) 
5. Dezil 16,9 15,9 23,5 24,4 14,3 (22,2) (3,8) 
6. Dezil 13,6 15,4 20,5 16,1 12,1 
7. Dezil 12,1 9,4 17,0 13,5 9,6 
8. Dezil 9,9 8,3 15,2 11,5 7,8 
9. Dezil 7,9 10,6 11,7 10,4 6,1 
10. Dezil 5,2 (7,6) 8,4 7,9 4,0 
  
Insgesamt 13,3 14,0 21,4 17,2 12,2 47,8 24,5 7,2 29,5 

Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. Zahlen in Klammern . . . niedrige Fallzahlen in der Stichprobe. Reale Transfers sind nicht Teil der Einkommens-
definition, sodass die öffentlichen Leistungen für die betroffenen Haushalte das Einkommen übersteigen können, z. B. Arbeitslosenleistungen im 
1. Dezil. 
   

Stark umverteilend wirken auch die Ausgaben für Pflegegeld: In der Äquivalenzein-
kommensbetrachtung flossen 2005 60% der Pflegegeldleistungen an das untere Drit-
tel und jeweils 20% an die anderen zwei Drittel der Verteilung. Die große Bedeutung 
des Pflegegeldes kommt in Relation zum Bruttoäquivalenzgesamteinkommen zum 
Ausdruck: Die Leistungen machten für die betroffenen Haushalte im ersten Drittel ein 
Fünftel, im mittleren 15% und im obersten 9% aus. Die Gesundheits- und Pflegeleis-
tungen insgesamt entfielen im Jahr 2005 zu 37% auf das erste Drittel, zu 32% auf das 
zweite und zu 31% auf das obere Drittel.  

Die öffentliche Hand gab im Jahr 2005 etwa 2,6 Mrd. € für Wohnbauförderung aus. 
90% der Mittel werden für Objektförderung aufgewendet (im Wesentlichen Wohn-
bauförderdarlehen, Annuitäten- und Zinszuschüsse), die eher regressive Verteilungs-
wirkungen aufweist. Von den Wohn- und Mietbeihilfen als subjektive Förderinstru-
mente gehen dagegen eindeutig progressive Wirkungen aus. Indirekt dürfte aber 
auch die Objektförderung durch die Ausweitung des Wohnungsangebotes und 
damit eine Dämpfung der Mieten Haushalten mit niedrigem Einkommen zugute 
kommen.  

Hier konnte nur die Subjektförderung direkt den Haushalten zugerechnet werden, 
die Wohn- und Mietzinsbeihilfe beziehen. Auf Basis der Verteilung der Bruttoäquiva-
lenzgesamteinkommen entfielen 2005 92% der Haushalte mit Wohn- oder Mietzins-
beihilfe auf die untere Hälfte der Einkommensverteilung und 8% auf die obere.  

Die öffentlichen Gesund-
heitsausgaben stiegen in 
den letzten Jahrzehnten 

stark, und sie wirken progres-
siv. Im 1. Dezil entsprechen 

sie fast 80%, im ersten Drittel 
40% der Markteinkommen. 

Wohnbauförderung: Nur 
Wohnbeihilfe progressiv 

umverteilend  



UMVERTEILUNG   
 

876 MONATSBERICHTE 11/2009  

Die hier untersuchten Staatsausgaben wirken in Summe eindeutig progressiv auf die 
Einkommensverteilung, und der Progressionsgrad der monetären und realen öffent-
lichen Transfers nahm in den letzten 1½ Jahrzehnten zu. Dies ist vor allem eine Folge 
des starken Anstiegs der Arbeitslosigkeit. In Relation zu den auf dem Markt erzielten 
Bruttoeinkommen betrugen im Jahr 2005 die öffentlichen Leistungen (ohne öffentli-
che Pensionen, die hier als Markteinkommen behandelt werden) im unteren Drittel 
74%, im mittleren Drittel 34% und im oberen 19%. Im Durchschnitt machten die hier 
analysierten Staatsausgaben, die Nicht-Selbständigenhaushalten zugute kommen, 
30% der Bruttomarkteinkommen aus. 

Die öffentlichen Transfers verbessern damit zum einen substanziell die Einkommenssi-
tuation der Haushalte mit niedrigen Einkommen, zum anderen wächst ihre Bedeu-
tung gemessen an den Bruttomarkteinkommen deutlich. Ohne Berücksichtigung der 
Haushaltsgröße und -zusammensetzung entfallen wohl auf die obere Hälfte der Ein-
kommenshierarchie mehr (2005: 55,3%) monetäre und reale Transfers als auf die un-
tere (44,7%). Trotzdem wirken die Ausgaben progressiv, da ihnen in Relation zum Ein-
kommen in den unteren Schichten größere Bedeutung zukommt als in den oberen. 
Nur die Arbeitslosengelder, die Notstands-, Sozial-, Wohn- und Mietzinsbeihilfe fließen 
zum überwiegenden Teil an die unteren Einkommensschichten. Der hohe Anteil an 
Leistungen in den oberen Einkommensschichten hängt in erster Linie mit der Haus-
haltsgröße zusammen: Die Zahl der Haushaltsmitglieder ist im ersten Viertel der Haus-
halte mit den niedrigsten Einkommen mit 1,5 Personen nur halb so groß wie im obers-
ten (3 Personen) mit den höchsten Einkommen. Die durchschnittliche Haushaltsgrö-
ße lag 2005 bei 2,2 Personen. 

Durch die Dominanz des horizontalen Verteilungsprinzips in den Einrichtungen des 
Wohlfahrtsstaates werden große Teile der öffentlichen Mittel unabhängig von der 
Bedürftigkeit  weitgehend nach der Personenzahl in den einzelnen Einkommens-
schichten  verteilt: Von den Gesunden zu den Kranken bzw. von den kinderlosen zu 
den kinderreichen Haushalten (Familien- und Bildungspolitik). Im untersten Dezil sind 
Arbeitslose mit den entsprechenden Transfers und im 2. Dezil Pensionisten und Pensi-
onistinnen stark vertreten, die zwar viel an Gesundheitsleistungen, aber wenig an 
Familienleistungen in Anspruch nehmen.  

Für die ökonomische Situation eines Haushalts ist aber nicht nur die Einkommens-
höhe ausschlaggebend, vielmehr sind auch die Zahl der Personen, die von diesem 
Einkommen ihren Unterhalt bestreiten müssen, und deren Ansprüche von Bedeu-
tung. Wählt man Äquivalenzeinkommen als Bezugsgröße und gruppiert für das Jahr 
2005 die Haushalte nach ihrem gewichteten Pro-Kopf-Bruttomarkteinkommen, so 
kommt der größte Teil der hier untersuchten öffentlichen Leistungen der unteren Ein-
kommenshälfte zugute: dem ersten Drittel 43½%, dem mittleren rund 31½% und dem 
oberen 25%.  

Durch Berücksichtigung der Zahl der Personen, die vom Haushaltseinkommen ihren 
Lebensunterhalt bestreiten müssen, wird die Progression der Umverteilungswirkung 
viel deutlicher: Die relative Bedeutung dieser Leistungen bezogen auf das äquiva-
lente oder Pro-Kopf-Bruttomarkteinkommen betrug im unteren Einkommensdrittel im 
Jahr 2005 84%, im mittleren und oberen 29% bzw. 12%. Die Staatsausgaben wirken 
stark progressiv, sie kommen zum einen bedürftigeren Einkommensschichten in stär-
kerem Maße zugute als wohlhabenden. Zum anderen haben vor allem öffentliche 
Dienstleistungen im Gesundheits- und Bildungsbereich für Personen mit niedrigem, 
aber auch mit mittlerem Einkommen viel größere ökonomische Bedeutung. Leistun-
gen dieser Qualität könnten sie kaum selbst finanzieren. Eine Verringerung des staat-
lichen Leistungsangebotes trifft in vielen Fällen die ärmere Bevölkerung unverhält-
nismäßig stark, während sie für wohlhabende Bevölkerungsschichten ohne nen-
nenswerte zusätzliche Belastung über den Markt substituiert werden kann. 
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Staatsausgaben kom-
men unteren Einkom-
mensgruppen überpro-
portional zugute  

Die staatliche Umverteilung 
erfolgt in Österreich über die 
Ausgaben und nicht über 
die Einnahmen des Staates. 
Vom horizontalen Vertei-
lungsprinzip des Sozialstaates 
gehen starke vertikale Vertei-
lungswirkungen aus. Beson-
dere Bedeutung haben ne-
ben den Sozialtransfers auch 
die öffentlichen Dienstleis-
tungen des Gesundheits- 
und Bildungssystems. 
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Redistribution by the State  Summary 

The distribution of market or primary incomes is corrected by the activities of the 
state to a substantial extent. Secondary income distribution, i.e., the distribution of 
income adjusted for all taxes, social security contributionsand state benefits, is 
much more uniform than the distribution of primary or market income. 
While taxes and social security contributions in total are more or less proportional in 
effect and represent a similar burden for all income groups relative to their market 
income, public expenditure has a strongly progressive effect; lower income groups 
benefit much more from state spending than earners of higher incomes, and its 
economic importance for low incomes is substantially greater. 
The types of public expenditure analysed in this study, taken together, have a 
clearly progressive effect on income distribution; the degree of progression of 
public transfers in cash and in kind has increased over the past fifteen years. 
Adjusted not only for income but also for household size, the lower third of non-self-
employed households accounts for 43.5 percent of all public transfers in 2005, 
compared with 31.5 percent for the middle third and 25 percent for the upper 
third. Relative to gross market incomes, public benefits (excluding pensions, which 
are classified as market income for the purposes of this study) represent a share of 
84 percent in the lower third, 29 percent in the middle third and 12 percent in the 
upper third. On average, the public expenditure analysed in this study accounts 
for 27 percent of gross equivalent market incomes in 2005. 
The principle of horizontal distribution and universal welfare state benefits is pre-
dominant in Austria. Major parts of public funds are distributed regardless of eco-
nomic need  largely on the basis of the number of persons in the individual in-
come groups: from the healthy to the sick and from childless households to house-
holds with numerous children (family and education policy). Nevertheless, the 
benefits of the welfare state in Austria have a stronger redistributive and poverty-
mitigating effect than the more selective and strictly means-tested benefits dis-
tributed under welfare systems of the Anglo-American type. 
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